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JÜDISCHE    RUNDSCHAU
Baumgarten und die Ajatollahs

Von Jörg Gebauer

Auf dem großen Witzeportal „Greser 
& Lenz“ konnte man jüngst sinngemäß 
lesen: „Straßenverkehrsordnung wird 
nicht geändert. Und: Draußen gibt’s 
wie bisher nur Kännchen.“ Das Ganze 
umrahmt mit den Karikaturen unserer 
obersten Jamaika-Koalitionäre. Im Chor 
geben sie das brillante Verhandlungs-
Ergebnis dem Volke kund.

Man fragt sich unwillkürlich: War 
dies alles alternativlos? Lief die Weltge-
schichte wirklich auf eine Zwangsehe 
zwischen Horst Seehofer und Katrin 
Göring-Eckardt hinaus? 

Wer nur anderthalb Jahre zurück-
blickt, erkennt, dass es sehr wohl eine 
„Alternative für Deutschland“ statt der 
AfD gegeben hatte. Lange nämlich spiel-
te die CSU mit dem Gedanken sich bun-
desweit auszudehnen. Aber zwei Dinge 
verhinderten dies: 

Zum einen fehlte der CSU ein zwei-
stelliger Millionenbetrag in der Kalkulati-
on für dieses Manöver, die Insider damals 
auf 14 Millionen Euro schätzten. Dem 
rot-grün gefärbten Lande wäre – hätte die 
CSU den Plan ernsthaft verfolgt – eine 
AfD im Bundestag erspart geblieben. Al-
lerdings hätten wir dann auch auf parla-
mentarische Schlagabtäusche verzichten 
müssen, die die Debatte im Bundestag 
endlich wieder beleben könnten, oder aber 
auch Debatten, unter denen möglicherwei-
se das Ansehen Deutschlands leidet. 

Eine bundesweite CSU wäre eine Krö-
te für CDU, SPD und FDP geworden. 
Die Prognosen standen vor anderthalb 
Jahren bei 22 Prozent für eine bundes-

weite CSU als Projekt. Die CDU hätte 
weder SPD (weiter) noch Grüne (neu) 
gebraucht. Rechnerisch hätte die Bun-
desregierung aus Union und FDP zu-
sammen eine deutliche Mehrheit im 
Parlament gehabt. 

Was war der zweite Grund, warum die 
CSU gekniffen hatte? Nun, man wollte 
die absolute Mehrheit in Bayern nicht 
verlieren. Denn eine im Gegenzug nach 
Bayern ausgedehnte CDU hätte dort 
etwa 15 Prozent erreicht. 

Und nun? Tja, die CSU wird bei der 
Landtagswahl im nächsten Jahr wohl 
kaum 40 Prozent schaffen. Es läuft also 
auf eine Koalition in Bayern hinaus. 

Nur hat die CSU neben sich eben kei-
ne CDU mit 15 Prozent, sondern voraus-
sichtlich eine AfD mit 15 Prozent. Folge 
wird sein: Auch Söder heiratet politisch 
nächstes Jahr neu. Prognosen stehen auf 
FDP oder Freie Wähler oder gar beide. 
Die bayrische SPD wird sich wohl ver-
weigern, denn das ist jetzt en vogue bei 
den Blass-Roten. 

Ein grüner Schwanz, der mit dem 
schwarzen Hund wedelt? Dies ist ja gera-
de der Clou bei Jamaika: Dass der kleine 
grüne Partner sich bei allen Unions-The-
men querstellt und die Bayern-Union – 
auch bundesweit – alt aussehen lässt. 

FDP wärmt ihre nicht eingehal-
tenen Versprechen wieder auf
Selbst eine FDP als Koalitionär der CDU 
hat unterm Strich nicht wirklich etwas 
zu bieten. Es heißt jetzt überall: „Digi-
talisierung“. Was soll das überhaupt be-
deuten? Schnelles Internet überall im 
Lande? Zum Schieflachen. Das wurde 

bereits 2009 dem Wahlvolk verspro-
chen. Nichts wurde von der FDP damals 
durchgesetzt. 

Dann wieder Versprechungen 2013: 
Jetzt aber, so hieß es… Und dann ein 
drittes Mal in diesem Jahr. Nun denn, 
SPD und CDU haben es nicht geschafft. 
Aber Christian Lindner hatte seine Steil-
vorlage mit diesem Thema bei den jun-
gen Leuten. 

Womit kann man punkten? Fragen 
sollten sich dies zumindest alle Partei-
Strategen angesichts der „IPO“, der neu-
en „Innerparlamentarischen Oppositi-
on“ namens AfD-Fraktion.

Mit Pauschalbeleidigungen gegen alle 
Ostdeutschen wird man es nicht schaffen. 
Ein rheinischer Journalist der zweiten 
medialen Regional-Liga, der bisher in sei-
nem Leben bestenfalls drei- oder viermal 
im Osten war, soll ruhig weiter versuchen 
die Sachsen verächtlich zu machen. In 
einem Bundesland, das bei den meisten 
PISA-Studien auf Platz 1 steht, wird er da-
mit ungewollt die AfD noch befeuern, die 
zwischen Zittau, Leipzig und Plauen in 2 
Jahren womöglich den Ministerpräsiden-
ten stellen wird. 

Der Wessi will‘s nicht glauben? Eine 
AfD mit 35 Prozent bei den Landtags-
wahlen 2019 wird den Regierungschef 
in Sachsen stellen, wenn die Linkspar-
tei dort noch wenigstens auf 13 Pro-
zent käme. Wer’s immer noch nicht 
glaubt, der soll zumindest so konse-
quent sein und sagen: „Ja, ich gehe von 
einer Koalition in Sachsen bestehend 
aus CDU, SPD, FDP und Linkspartei 
aus“. Denn das wäre dann wohl die 
einzige Alternative. 

Die Koalition der Verzweiflung

Liebe Leserinnen und liebe Leser,
der Zyklus der hohen jüdischen Feiertage 
des Jahres 2017 liegt mit dem Ausklingen 
des Simchat Thora-Festes nun endgültig 
hinter uns. Das Jahr neigt sich seinem Ende 
entgegen und nach der Feiertags-Ver-
schnaufpause des Monats November freuen 
sich besonders die jüdischen Kinder bereits 
auf das Geschenk-reiche Chanukkah-Fest im 
Monat Dezember.

Obwohl wir es sicher als wohltuend empfin-
den würden, gönnt uns das politische Gesche-
hen um uns herum diese Pause leider nicht.

In Deutschland hat die unsägliche Islam-
Einlass-Politik und die vorsätzliche parti-
ell sehr weitgehende Aushebelung der 
Rechtsnormen unseres freiheitlich-demo-
kratischen und westlichen Wertesystems im 
September zu einer massiven Abstrafung 
der für das angerichtete Sicherheitsdesas-
ter hauptsächlich verantwortlichen großen 
Regierungskoalition aus CDU und SPD unter 
Kanzlerin Merkel durch die Wähler geführt. 

Als multikulturelle Errungenschaft ange-
priesene Islam-Affinität und nahezu vollstän-
diger Verzicht auf angemessene rechtliche 
Sanktionierung und konsequent kompro-
misslose Abschiebung islamischer Straftäter 
haben zu einem nahezu explosionsartigen 
Anstieg islamogener Gewalt in unseren Ver-
kehrsmitteln und nahezu allen öffentlichen 
Lebensbereichen unserer Städte geführt.

Die sich jeder nachvollziehbaren Vernunft 
und jedem Selbsterhaltungs-Anliegen ent-
ziehende, von unserer durch und durch ver-
antwortungslosen Politik veranlasste quasi 
unbeschränkte  Aufnahme muslimischer Zu-
wanderer hat einen fast allenthalben deutlich 
spürbaren, mit vielen Beispielen belegbaren, 
Islam-zugewandten kulturellen Umbau unse-
rer Gesellschaft verschuldet, der bislang trotz 
mahnender Stimmen beinahe ungebremst 
weitergeht und zu einer erheblichen Verun-
sicherung der originären abendländisch aus-
gerichteten Stammbevölkerung geführt hat. 
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Nur die Grünen bleiben vom Erfolg der 
AfD unberührt

Die Wahrheit ist doch: Alle Parteien 
leiden unter der Konkurrenz um Wäh-
lerstimmen mit der AfD. Alle, außer den 
Grünen. Das sind die neuen Antipoden: 
die Grünen und die AfD. 

Nicht etwa der Bürger ist heute weiter 
links als vor 15 Jahren, nur die Parteien sind 
es. Das Wahlvolk ist auch nicht nach rechts 
gerückt. So immerhin lautet das Ergebnis 
der Leipziger Universitäts-Studie namens 
„Mitte 2016 – autoritäre und rechtsextre-
me Einstellungen in Deutschland“. Das 
Bemerkenswerte daran: Es wurde ge-
forscht und gehobelt. Es wurde analysiert 
und mit allen Methoden gearbeitet, nur 
um den deutschen Wählern etwas „Rech-
tes“ anzudichten. Beim besten Willen aber 
wurde nichts gefunden, um die Deutschen 
und speziell die Ostdeutschen in ihrer Ge-
samtheit zu diskreditieren. 

Es ließen sich einfach zahlenmäßig nicht 
mehr Rechtsextreme in der Bevölkerung 
finden als in den Jahren zuvor. Wörtlich: 
„Es ist keine Zunahme rechtsextremer 
Einstellung festzustellen. Der Anteil an 
Menschen, bei denen sich rechtsextreme 
Ideologie in der Einstellung wiederfindet, 
ist seit 2014 nicht gewachsen. Seit 2006 
(Langzeit-Betrachtung) ist er sogar gesun-
ken.“

Stattdessen wurde ein Problem in der 
Wählerschaft der beiden ehemaligen 
(„großen“) Volksparteien ermittelt. Zitat 
Studie: „Ausländerfeindlich Eingestellte, 
wie auch manifest Rechtsextreme blieben 
über die Jahre seit 2002 weiterhin bis heute 
den großen demokratischen Parteien SPD 
und CDU verbunden.“

Man kann mit einem gewissen Grad 
an Vernetzung die aktuellen internen De-
batten bei CDU und SPD verfolgen. Die 
„Freunde“ und „Genossen“ ahnen aber im-
mer noch nicht, was ihnen noch alles blüht.

Sie schlafen den Schlaf der politisch 

unbeseelten Seligen. Dem dümmlichen 
„Weiter so“ sei entgegengesetzt: Kennen 
SPD und Union überhaupt ihre bisherigen 
Stamm-Wähler?

Die Bundestagswahl war doch nur eine 
Gelbe Karte mit Gongschlag. Bei einem 
„Weiter so“ in den nächsten 4 Jahren wer-
den die beiden alten Volksparteien noch-
mals deutlich Federn lassen:

Eines ist der CDU/CSU vielleicht noch 
nicht klar: Konservative und patriotische 
Unions-Wähler konnten mit einer „Gro-
ßen Koalition“ noch gerade so leben. Dies 
gilt auch für die vielen kleinbürgerlichen 
sowie die dem althergebrachten Christen-
tum verbundenen Wähler von CDU und 
CSU.

Dafür gab es 3 Gründe: Die „soziale Fra-
ge“, die große Geschichte der SPD (vor der 
man Respekt hatte) und die staatspoliti-
sche Einsicht in das Funktionieren sowie 
die Notwendigkeit von stabilen Regierun-
gen und möglichst wenig Reibungsverlus-
ten zwischen dem Bund und den Bundes-
ländern.

Interessanterweise kann man all dies ge-
nauso auch über bisherige Wähler der SPD 
sagen. Auch hier: Die Sorgen um Heimat-
land und Sozialstaat sind stark ausgeprägt 
bei den „kleinen Leuten“.

Auch – und das verdrängt die SPD gerne 
– gibt es unter ihren Wählern viele Klein-
bürger und wenig „Internationalisten“. 
Eine Koalition von CDU und CSU mit der 
FDP und den Grünen stößt genau diesen 
bisherigen Unions-Wählern vor den Kopf. 
In dieser Zielgruppe will man keine weite-
ren Experimente. Man will ein klares Be-
kenntnis zum Heimatland.

Frömmigkeit ist zwar fast überall „out“. 
Aber es soll nicht umschwenken in eine 
aggressive Atheismus-Kultur. Lasst zu-
mindest den Weihnachts-Markt nicht zum 
„Winterfest“ verkommen – so denkt man. 
Die Sorge um die bereits eingezahlten 
Sozial-Beiträge, insbesondere die Renten-

Beiträge, treibt die Stammwähler der alten 
Volksparteien um:

Was also kann man von einer „Jamaika-
Koalition“ erwarten, bei der zu einem 
erheblichen Teil die Mitglieder der vier 
beteiligten Parteien – also nicht deren 
Wählerschaft – aus Beamten, Selbständi-
gen und Rentnern besteht?

Beamte und Selbständige zahlen be-
kanntlich nichts in die Sozialkassen ein. 
Diejenigen, die bereits Rentner sind, zah-
len jetzt auch nichts mehr ein. Dies steht 
im krassen Gegensatz zu den 30 Millio-
nen Beschäftigten in sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsverträgen – samt ihrem 
familiären Anhang.

Hier liegt der Haupt-Dissens zwischen 
Wählerschaft der Union und Mitgliedern 
der Jamaika-Parteien.

Man will zudem – gerade in der Stamm-
Wählerschaft der Union – keine weitere 
Verwässerung des althergebrachten Chris-
tentums in Richtung „Gutmenschen-Sek-
te“ und pathetischer „Willkommens-Kul-
tur“. Familienwerte sollen hochgehalten 
werden statt „Früh-Sexualisierung“ und 
Schweinefleisch-Verbot in der Schulmen-
sa.

Auch die SPD-Wähler sind viel „rechter“ 
als die Parteiführung

Diese kleinbürgerliche Wähler-Ziel-
gruppe macht mehr als 50 % der Unions-
Wähler aus. Auch bei der bisherigen SPD-
Wählerschaft dürfte es sich um mehr als 
die Hälfte der Stammwähler handeln. 
Alles treue Stammwähler, die noch ein-
mal knapp (und das mit der Faust in der 
Tasche) die alten Volksparteien gewählt 
haben.

Eine Koalition der Union mit FDP und 
Grünen bedeutet: (noch mehr) Internati-
onalismus, noch mehr überzogener „Euro-
pa-Fetisch“, noch weniger althergebrachte 
christliche Werte, noch mehr Experimente 
in der Kinder-Erziehung der Schulen, noch 
mehr Strapazierung des Sozialstaates.

Es wird von der Haupt-Wählergruppe 
der CDU weiters befürchtet:

Eine zunehmende Verschwendung der 
von den kleinen Leuten eingezahlten So-
zialbeiträge, eine letztendlich misslingende 
Integration, millionenfacher Familien-
Nachzug. Dies obwohl die tatkräftigen 
jungen männlichen Migranten jetzt wieder 
ihre Länder aufbauen könnten und sollten.

Man will keine weiter noch steigenden 
Strompreise. Man will wenigstens in je-
dem Dorf eine Strom-Tankstelle sehen, 
ehe über eine Pflicht-Quote für E-Autos 
und ein Diesel-Verbot schwadroniert wird.

Man will keine zusätzliche Konkurrenz 
auf dem Arbeits- und auf dem Wohnungs-
markt. Warum soll die Integration der Mi-
granten überhaupt gelingen – was, wenn 
sie nicht klappt? Sollen die Kinder und En-
kel der Unionswähler noch mehr Konkur-
renz zu spüren bekommen?

Die Quintessenz in dieser Haupt-Wäh-
lergruppe ist und bleibt seit nunmehr 
zwei Jahren: Will ich überhaupt, dass die 
Flüchtlinge bzw. Wirtschafts-Migranten 
voll integriert werden? Was habe ich davon 
– selbst wenn diese Integration tatsäch-
lich gelingen sollte? – Wollte Deutschland 
denen doch anfangs ausschließlich huma-
nitär helfen, bis sie wieder in ihre Länder 
zurückkehren können.

All diese Themen beunruhigen die vielen 
kleinbürgerlichen Wähler in Deutschland. 
Eine Koalition von CDU, CSU, FDP und 
den Grünen bedeutet in den Augen dieser 
Wähler erst einmal:

Mehr Konkurrenz, mehr Verlust des 
Vertrauten und weitere Verschwendungen 
von Sozialbeiträgen. Vermutlich erst 2021 
werden die Koalitionsparteien verstehen, 
dass die Frage „Wie können wir unsere ver-
lorengegangen Wähler zurückgewinnen?“ 
ihr kleinstes Problem war. Dann werden sie 
merken, dass sie sich viel zu spät die Frage 
gestellt haben „Wie können wir die noch 
verbliebenen Wähler halten?“.

Fortsetzung auf Seite 8 
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Die leicht nachvollziehbare Abkehr von 
Millionen von Wählern, die sich durch die 
suizidale Islam-affine Politik der – um in 
alten Begrifflichkeiten zu verharren – weit 
nach links gerückten etablierten Parteien 
nicht mehr vertreten sehen, konnte nur 
die politisch Verantwortlichen überra-
schen. 

Zu sehr hatten die bisherigen Machteli-
ten um Frau Merkel, das nahezu allpartei-
liche Heer ihrer ideologischen Claqueure 
und der sie umgebenden, feige um die 
eigenen Ämter besorgten Opportunisten 
unbelehrbar und in geradezu trotziger 
Macht-Arroganz in ihren Steuergeld-be-
zahlten Panzerglas-geschützten Dienstli-
mousinen jede Bodenhaftung und jedes 
Gespür für die wirklichen Bedürfnisse und 
die berechtigten Ängste ihrer Wähler vor 
dem Islam-generierten Verfall, der wach-
senden Gewalt und dem rechtlichen und 
kulturellen Umbau unserer bislang noch 
Religions-toleranten und Religion-ge-
trennten westlichen Demokratie verloren.

Dies belegen auch die kaum kontrover-
sen Wahlkampfthemen, mit denen die 
Etablierten und die bisherige parlamenta-
rische Pseudo-Opposition Volk und Wäh-
ler am Kern der Sache vorbei langweilten, 
statt sich mit der von Frau Merkel und Co 
unkontrolliert importierten islamischen 
Gewalt, Demokratie- Kultur- und Rechts-
verachtung sowie dem bereitwillig und 
unkritisch eingelassenen mörderischen 
muslimischen Judenhass auseinander zu 
setzen.

Es ist weder hilfreich noch zielführend, 
die deshalb abgewanderten Wähler zu 
beschimpfen und mit ihnen die gesamte 
Opposition gegen den suizidalen Islam-
Einlass-Kurs unserer Kanzlerin auch jetzt 
noch – ebenso wie vor der Wahl – als Nazis 
zu dämonisieren statt sich mit dem wirkli-
chen Anliegen der Wähler auseinander zu 
setzen. Erheblich richtiger wäre es, die für 
die niederschmetternde Wahlniederlage 
Ausschlag gebenden Missstände in der 
verfehlten Zuwanderungspolitik und un-
zulänglichen Abschiebepraxis abzustellen. 

Nach einer derartigen historischen 
Wahlniederlage ist es ein unvermeidbarer 
Beweis des Respekts vor dem Votum des 
Wahlsouveräns und ein Akt des Wiederer-
langens einer politischen Glaubwürdigkeit, 
dass die politisch Verantwortlichen, allen 
voran die untragbar gewordene und de 
facto abgewählte Kanzlerin, schnellstens 
durch eine geeignetere, tatsächlich und 
prioritär um den Erhalt unserer freiheitlich-
demokratischen westlichen Lebenswelt 
bemühte Führung ersetzt wird. Nur so 
könnte der Weg für die vom Wähler signa-
lisierte und gewollte politische Abkehr von 
der suizidalen Islam-affinen Selbstaufga-
be-Politik unseres abendländischen Wer-
tesystems und für einen echten politischen 
Neubeginn freigemacht werden.

Gründe für diesen überfälligen Neube-
ginn nach dem offensichtlichen Misstrau-
ensbeweis des Wählers gegenüber Frau 
Merkel und ihrer Mannschaft gibt es mehr 
als genug. Immerhin ist die bisherige Re-

gierung mit dieser Kanzlerin an der Spitze 
unfraglich und maßgeblich verantwort-
lich für so ziemlich jede politische Fehl-
entwicklung der letzten Jahre in Deutsch-
land und Europa. 

Dazu gehört die gegenüber unserem 
Land und nicht zuletzt gegenüber seinem 
jüdischen Bevölkerungsanteil verantwor-
tungslose, unkontrollierte Einlasspolitik 
für islamische Demokratie- und Rechts-
verachtung sowie Islam-generierten Ju-
denhass ebenso wie der Brexit, die Ver-
schärfung des osteuropäischen Konflikts, 
die verfehlte Türkei-Politik, die absolut 
falsche Positionierung gegenüber den 
Kurden. Merkels und Steinmeiers Produkt 
sind auch die fahrlässige und überaus 
gefährliche Beihilfe zu dem iranischen 
Atombombenbau, der der geplanten Ver-
nichtung Israels und der Ausdehnung ei-
ner Hegemonialstellung des aggressiven 
Unrechtsregimes der Mullahs im ganzen 
arabischen Raum dient. Besonders fatal 
ist die von Merkel, Steinmeier und Gabriel 
vorsätzlich herbeigeführte nie dagewese-
ne massive Störung und Abkühlung des 
für unsere Freiheit existentiellen trans-
atlantischen Bündnisses mit den USA, 
die Entsolidarisierung der europäischen 
Staaten, die Zerstörung der europäischen 
Idee und die massive Entfremdung der 
deutschen Politik von Israel bei gleichzei-
tiger Annäherung zu den unverändert an 
der Vernichtung Israels festhaltenden Ter-
rorbossen wie etwa Abbas und anderen 
mehr.

Leider ist davon auch jetzt über einen 
Monat nach der Wahl von einem neuen 
Anfang und der unverzichtbaren personel-
len Erneuerung nichts zu sehen. Mit teu-
ren, infantilen und gänzlich untauglichen, 
keinesfalls der entstandenen Situation 
entsprechenden karibischen Farbspielen 
versuchen die politischen Totalversager 
der CDU und CSU ihren Machterhalt zu 
zementieren und dem Wähler vorzugau-
keln, dass mit Jamaika ( schwarz, gelb, grün 
) zum Wohle unseres Landes und unserer 
Demokratie zusammenwachsen kann, was 
nicht einmal im Ansatz zusammengehört. 
Hauptsache scheint zu sein: Frau Merkel 
bleibt Kanzlerin. 

Frau Merkel sieht sich weiter berufen 
ihre Politik fortzusetzen. Sie meint, nur 
Stunden nach der Quittung der Wähler für 
das von ihr für unser und Land angerich-
tete Sicherheits-Desaster, vor aller Augen 
behaupten zu können, sie wisse nicht  was 
sie in der neuen Legislaturperiode anders 
machen sollte und niemand von ihren po-
litischen Ministranten hat den Mut ihr zu 
widersprechen.

Dorothee Bär, immerhin parlamentari-
sche Staatssekretärin der wegen Seeho-
fers Totalversagen bis zur Unkenntlich-
keit reduzierten CSU meint, sie habe die 
Message der Wähler verstanden und wird 
nun – man höre und staune – versuchen, 
da das Problem Zuwanderung viel zu viel 
thematisiert wurde, den Wählern das Di-
gitalisierungs-Thema näher zu bringen.
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Von Laila Mirzo

Mit 80 Prozent Wahlbeteiligung bei 
den Nationalratswahlen 2017 gingen 
so viele Menschen wie noch nie in der 
Alpenrepublik zu den Wahlurnen. Ex-
perten hatten mit einer deutlich gerin-
geren Beteiligung und einer gewissen 
Wahlmüdigkeit gerechnet, weil Öster-
reich zur Wahl des Bundespräsidenten 
im Vorjahr drei zähe Anläufe gebraucht 
hat: Stichwahl, die Aufhebung der 
Stichwahl, defekte Wahlkuverts und 
eine Verschiebung des Wahltermins 
zogen die Wahl des Staatsoberhaupts 
mehr als ein halbes Jahr in die Länge. 

Doch es gelang den Parteien Herrn 
und Frau Österreicher zu mobilisieren. 
Versprechen, eine Kehrtwende in der 
Flüchtlingspolitik zu vollziehen, oder 
die Islamisierung Österreichs zu stop-
pen, trieben die Menschen in die Wahl-
kabinen. Viele wählten aber auch, um 
genau diese Versprechen zu verhindern.

Grabesstimmung in der Grü-
nen-Parteizentrale
Nach 31 Jahren schaffen es die Grünen 
erstmals nicht in den Nationalrat. Die 
Vier-Prozent-Hürde konnte auch nach 
Auszählung der Wahlkartenstimmen 
nicht gerissen werden. Mit gerade ein-
mal 3,8 Prozent fuhren sie einen Ver-
lust von 8,6 Prozentpunkten im Ver-
gleich zur Wahl 2013 ein. 

Spitzenkandidatin Ulrike Lunacek 
und Parteichefin Ingrid Felipe haben 
die Partei allerdings bereits in einem 
sehr desolaten Zustand übernommen. 
Der Rauswurf der Jungen Grünen und 
der Rücktritt der Parteiobfrau Eva Gla-
wischnig waren neben einer desaströ-
sen Wiener Verkehrspolitik die K.O.-
Treffer für die angezählte Öko-Partei. 
Zusätzlich zur Katerstimmung bleiben 
die Grünen auch noch auf einem hohen 
Schuldenberg sitzen. Die Wahlschlap-
pe bedeutet auch den Wegfall von 8,9 
Millionen Euro Bundesparteienförde-
rung. Diese waren für die Rückzahlung 
der 5 Millionen Wahlkampfschulden 
kalkuliert gewesen. Nun müssen die 
Landesverbände dafür aufkommen. 

Gründungsmitglied wird zum 
Totengräber der Grünen
Die Liste Pilz schafft es von 0 auf 4,4 Pro-
zent und wird damit zum Sargnagel der 
Grünen. Der abtrünnige Ex-Grünen-Po-
litiker Peter Pilz – seines Zeichens sogar 
Gründungsmitglied – nimmt seine Wäh-
ler mit und gräbt den Grünen damit das 
Wasser ab. Zum Zerwürfnis zwischen 
Partei und Politiker kam es u.a. bei der 
Haltung zur Zuwanderungspolitik. 

„Wertewächter“ gegen Populis-
mus
Mit im Spiel sind wieder die NEOS mit 
ihrem Parteichef Matthias Strolz, die sich 
weniger als politische Partei, sondern 
mehr als Bürgerbewegung sehen. The-
menschwerpunkte wie Bildung und die 
Reform des „verkrusteten Parteien-Sys-
tems“ sicherten den Pinken mit 5,3 % den 
Wiedereinzug in den Nationalrat. Strolz 
merkte an, die Neos sehen sich in der kom-
menden Legislaturperiode als die „Werte-
wächter“ gegen Rechtspopulismus.

Wahlkrimi mit unbestimmtem 
Ausgang
Bis zur Auszählung der Briefwahlkar-
ten lieferten sich SPÖ und FPÖ ein 

Kopf-an-Kopf-Rennen, das dann mit 
26,86 zu 25,97 Prozentpunkten für 
die Genossen entschieden wurde. Der 
zweite Platz könnte dem amtierenden 
Kanzler Christian Kern sogar eine 
Verlängerung seiner Amtszeit bringen, 
würde er mit der FPÖ eine Regierung 
bilden, doch gibt es einen Parteitags-
beschluss aus dem Jahr 2014, der eine 
Koalition auf Bundesebene mit den 
Freiheitlichen ausschließt. Dies hielt 
die SPÖ jedoch nicht davon ab, auf 
Bundeslandebene 2015 eine Koalition 
mit der FPÖ im Burgenland zu bilden.

Die SPÖ kämpfte auf den letzten 
Metern nicht um Wählerstimmen, 
sondern um ihr Image. Ihr Wahl-
kampf berater Tal Silberstein war in 
dubiose Rufmord-Machenschaften 
verwickelt und wurde in Israel zwi-
schenzeitig in U-Haft genommen. Au-
ßerdem soll in roten Hinterzimmern 
ein „Dirty Campaigning“ gegen Kurz 
betrieben worden sein. Facebook-Sei-
ten wie „Die Wahrheit über Sebastian 
Kurz“ sollten den türkisenen Kandida-
ten diskreditieren. Kanzler Kern wird 
vorgeworfen, über diese Aktivitäten 
informiert gewesen zu sein.

Damit scheint die Polit-Ehe zwi-
schen SPÖ und ÖVP unüberwind-
bar zerrüttet zu sein, zu hart waren 
die Angriffe des Kanzlers gegen sei-
nen Kontrahenten Kurz. Der Noch-
Bundeskanzler sagte bereits vor dem 
ersten Annäherungsgespräch: „Dass 
wir wenig Gemeinsamkeiten finden 
würden, ist sonnenklar“. Er sei „über-
zeugt“ davon, dass es zu einer türkis-
blauen Regierung komme. Kern will 
nun seine Partei auf die Opposition 
vorbereiten.

Zwar stehen noch Sondierungsge-
spräche an, wahrscheinlich nur, um 
dem Polit-Protokoll zu genügen. Vor 
Redaktionsschluss standen jedenfalls 
alle Ampeln auf türkis-blau. 

Türkis ist das neue Schwarz
Während die Schwesterparteien CDU/
CSU in der BRD gewaltig an Stimmen 
verloren haben, holte Sebastian Kurz als 
amtierender Außen- und Integrations-
minister sogar 7 Prozentpunkte mehr 
für die ÖVP raus als bei der Wahl 2013. 
Der 31-jährige Jungpolitiker ist nun vom 
Bundespräsidenten mit der Regierungs-
bildung beauftragt worden.

Der Weg zum Kanzlerkandidaten hat 
er mit taktischer Raffinesse gemeistert: 
Das politische Wunderkind lässt sich 
nach einem parteiinternen Machtkampf 
zum Parteiobmann wählen. Nach dem 
Königsmord an seinem Vorgänger Rein-
hold Mitterlehner krempelte Sebastian 
Kurz die ÖVP tiefgreifend um. Der neue 
Chef baut als erstes die ÖVP-Zentrale 
um, er besetzt wichtige Schlüsselstellen 
mit vertrauten Weggefährten. Mit einer 
eigenen „Liste Sebastian Kurz – die neue 
Volkspartei“ wirbt er mit „unabhängi-
gen“ Kandidaten für die neue ÖVP, die 
zur Abrundung des Image-Liftings auch 
noch eine neue Farbe bekommt: Türkis 
ist das neue Schwarz. Kritiker mahnen 
jedoch, dass im Hintergrund die alte Po-
litriege weiterhin die Fäden zieht. Doch 
der Coup gelingt, Kurz holt Woche für 
Woche in den Umfragen auf. Zu ver-
danken hat er seine Popularität seiner 
Kehrtwende in Sachen Flüchtlingspoli-
tik, auch geht er auf Distanz zu Merkel.

Strache, der Königsmacher
Zu Redaktionsschluss trafen sich Ver-
treter der ÖVP und der FPÖ zu Ko-
alitionsgesprächen. Eine sogenannte 
„Steuerungsgruppe“ aus jeweils fünf Ver-
handlungspartnern sollen die zwei Par-
teiprogramme auf einen regierungsfähi-
gen gemeinsamen Nenner bringen. 

Der Freiheitliche Parteiobmann 
Heinz-Christian Strache betonte bereits 
am Wahlabend, dass das freiheitlichen 
Programm mit 60 Prozent vom Volk ge-

wählt worden ist. In der Tat, haben Kurz 
und Pilz im Wahlkampf ähnliche, wenn 
nicht dieselben Forderungen wie die 
Blauen gestellt.

Eine schwarz-blaue Regierung werde es 
nur geben, so Strache, wenn FPÖ-Inhalte 
umgesetzt werden. Die FPÖ verlangt 
Regierungsverhandlungen auf „Augen-
höhe“, die Scharmützel mit der Schüssel-
ÖVP aus der Amtsperiode 2000-2006 
sitzen ihm noch in den Knochen. 

Für eine Überraschung könnten aber 
noch rot-blau sorgen. Die FPÖ schließt 
eine Koalition mit den Sozialdemokraten 
nicht kategorisch aus – allein Christian 
Kern müsste seinen Hut nehmen.

Deutsche Journalisten wettern 
gegen Kurz
Der Wahlsieger wird von deutschen Blät-
tern u.a. als „Populismus-Automat“ titu-
liert, sein gesamtes Parteiprogramm auf 
drei Worte heruntergebrochen: „Migran-
ten sind schuld!“.

Das deutsche Satire-Magazin „Titanic“ 
geht sogar so weit, den Außenminister 
in einer Fotomontage im Fadenkreuz 
zu zeigen. Der Tweet trägt den Slogan: 
„Endlich möglich: Baby-Hitler töten!“ 
Das österreichische Landesamt für Ver-
fassungsschutz und Terrorismusbekämp-
fung hat bereits Ermittlungen gegen das 
Satiremagazin eingeleitet.

Österreich zeigt Merkel den 
Weg
Österreich übernimmt in der zweiten 
Jahreshälfte 2018 den EU-Vorsitz. Zwar 
ist es wegen seiner Fläche und Einwoh-
nerzahl eher ein kleines Rädchen in 
der EU-Maschinerie, aber durch seine 
geographische Lage, als „Türsteher“ 
Deutschlands, kann es in den nächs-
ten Jahren eine Schlüsselrolle in der 
Flüchtlingspolitik spielen. Merkel wird 
dann aber gezwungen sein nach den ös-
terreichischen Regeln zu spielen. 

Österreichs Antwort auf das Versagen der deutschen Kanzlerin
Ist der Wahlerfolg der ÖVP ein Anstoß für eine Kursänderung der CDU?

 Von Links: Heinz-Christian Strache (FPÖ), Christian Kern (SPÖ) und Sebastian Kurz (ÖVP) 
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Von Stefan Frank

An einer Pariser Schule wurde am 21. 
September 2017 ein zehnjähriges jüdi-
sches Mädchen von einem muslimischen 
Mitschüler so schwer verletzt, dass es mit 
inneren Verletzungen ins Krankenhaus 
eingeliefert werden musste. „Ich mag dich 
nicht, weil du jüdisch bist“, sagte der Jun-
ge, bevor er das Mädchen schlug. Und: 
„Sprich meinen Namen Ismael nicht aus, 
denn das ist der Name eines Propheten.“

Audiatur-Online wollte wissen, wie 
häufig solche antisemitischen Angrif-
fe an französischen Schulen sind und 
fragte Jean Patrick Grumberg, einen 
aus Frankreich stammenden und heute 
in Tel Aviv lebenden Journalisten. „Ein 
Fall wie der des Mädchens ist extrem 
selten“, sagt Grumberg. „Sie denken, 
das sei eine gute Nachricht, stimmt s̀? 
Leider ist es genau das Gegenteil.“ 
Wie Grumberg erklärt, schicken jü-
dische Eltern ihre Kinder kaum noch 
auf öffentliche Schulen. Obwohl die 
öffentlichen Schulen kostenlos seien, 
die privaten hingegen ziemlich teuer, 
entschieden sich jüdische Eltern meist 
für private, da die öffentlichen für jüdi-
sche Schüler zu gefährlich seien – „so 
gefährlich, dass sogar die Schulleiter 
den Eltern davon abraten“. Er verweist 
auf eine Studie der Bildungsbehörde 
Education nationale (EN) aus dem Jahr 
2004 und auf das gerade erschienene 
Buch eines pensionierten Schulleiters 
aus Marseille, in dem dieser Erfahrun-
gen aus seinem Berufsleben schildert.

„Unzählige Hakenkreuze“ 
„Medien und Institutionen“, heißt es in 
dem Bericht der EN, hätten „in letzter 
Zeit oft über den wachsenden Antisemi-
tismus im gesellschaftlichen Leben und 
an Schulen“ berichtet; die „Schwere“ die-
ses Problems könne „nur bestätigt wer-
den“. „Jude“ (juif, feuj) sei ein „gebräuch-
liches Schimpfwort“, welches beliebig 
benutzt werde, auch gegen Nichtjuden. 
Der Bericht erwähnt den Fall eines aus 
der Türkei stammenden Schülers, der in 
der Klasse schweren Anfeindungen aus-
gesetzt gewesen sei, weil ihm vorgewor-
fen wurde, sein Land sei „ein Verbünde-
ter Israels“. Dass sowohl Mitschüler als 
auch Lehrer nach ihrer Religionszuge-
hörigkeit gefragt würden, sei an der Ta-
gesordnung. Gegenüber jüdischen Schü-
lern würden sich die Aggressionen und 
Drohungen noch einmal „vervielfachen“ 
– sowohl „innerhalb als auch außerhalb 
des Schulgebäudes“. Die Angriffe kämen 
von Schülern „aus dem Maghreb“, die 
ihren Hass sowohl mit „Entwicklungen 
im Nahen Osten“ rechtfertigten als auch 
mit Koranzitaten. Die Aggression reiche 
bis zum „Befürworten der Verfolgung 
und Vernichtung der Juden“. Bewun-
derung für den Nationalsozialismus sei 
„keine Ausnahme“: „Sie zeigt sich massiv 
in unzähligen Graffiti, vor allem Haken-
kreuzen, und sogar in entsprechenden 
Äußerungen, die gegenüber Lehrern, 
Grundschullehrern und anderem Lehr-
personal gemacht werden.“

Gewalt gegen Juden nicht zu 
stoppen
Dieser Bericht, sagt Grumberg, sei „so 
verheerend“ gewesen, dass das Minis-
terium ihn habe geheim halten wollen; 
erst, nachdem er dennoch nach außen 
gedrungen sei, habe die Regierung ihn 
öffentlich gemacht. „Damals wurde uns 
vorgeworfen, islamophob zu sein“, sagt 

der für die Studie verantwortliche da-
malige EN-Chef Jean Pierre Obin. „Heu-
te“, so Obin, „gibt es in einigen urbanen 
Ghettos kein jüdisches Kind mehr, das 
eine öffentliche Schule besucht. Und 
wenn man den Lehrkörper fragt, wie er 
die Situation deutet, antworten einige, 
dass die jüdischen Schüler nicht mehr 
zahlreich genug seien, um sich zu vertei-
digen.“ Aus den Schulen höre man, dass 
die Gewalt auf dem Schulweg auch durch 
harsche Strafen wie den Ausschluss von 
der Schule nicht unterbunden werden 
könne, so Obin.

Schulleiter warnte jüdische 
Eltern
Das bezeugt auch der pensionierte Lehrer 
Bernard Ravet in seinem gerade erschie-
nen Buch „Principal de collège ou imam 
de la République?“. Darin schildert er 

Szenen aus seinem Alltag als Schulleiter 
an verschiedenen Schulen in Marseille. 
Er erzählt, wie das offensive Zurschau-
stellen islamischer Überzeugungen seit 
der Jahrtausendwende immer mehr um 
sich gegriffen hat: Schüler verließen den 
Unterricht, wenn Rousseau oder Molière 
gelesen wird; lehnten Geschichtsunter-
richt ab, wenn es dort um Christen, Juden 
oder Muslime geht; weigerten sich, mit 
geometrischen Figuren zu arbeiten, die 
Kreuzen entfernt ähnlich sehen; lehnten 
es ab, in der Schulkantine Fleisch zu es-
sen, dass nicht „halal“ ist und verlangten 
von Lehrern nordafrikanischer Herkunft, 
den Ramadan zu halten und nicht zu rau-
chen – selbst wenn diese nicht gläubig sei-
en. Dazu geselle sich ein unbändiger Hass 
auf Juden; wenn die Schoah thematisiert 
werde, fielen oft Sätze wie: „Das geschieht 

den Juden recht“ oder „Das hat Hitler gut 
gemacht“.

Ravet gibt offen zu, dass er jüdischen 
Eltern davon abgeraten habe, ihr Kind 
in seine Schule zu schicken:

„Als ich Direktor des Collège Ver-
sailles war, kam eine Frau zu mir. Sie 
war gerade aus Israel kommend neu 
in der Nachbarschaft und wollte ihren 
Sohn am Collège einschreiben. Ich traf 
sie. So gut das Französisch der Mutter 
war, so stockend war das des Sohnes, 
der in Israel aufgewachsen war und dort 
auf Hebräisch unterrichtet worden war. 
Ich hätte ihn in einem Kurs für Neu-
ankömmlinge einschreiben müssen, 
damit er Französisch als Fremdsprache 
lernt. Kaum hätte er mit seinem schar-
fen Akzent zwei Worte gesprochen, 
würden die anderen fragen, woher er 
komme. Würde er die Wahrheit sagen, 

würde man ihn zusammenschlagen. 
Daran hatte ich keine Zweifel: Ein paar 
Monaten zuvor war Edouard Zambe-
aux, ein Reporter von RFI, in die Schu-
le gekommen und hatte sich nach den 
Beziehungen zu Juden erkundigt. Die 
Schüler hatten geantwortet: ‚Es gibt 
hier keine. Wenn es sie gäbe, müssten 
sie sich verstecken.’ Ich wollte kein Ri-
siko eingehen und diesen Jungen an-
nehmen. Ohne die Gründe für meine 
Verlegenheit zu verbergen, fragte ich 
die Mutter: ‚Haben Sie darüber nachge-
dacht, ihn an der jüdischen Privatschu-
le anzumelden?’ – ‚In Yavne? Ja. Aber es 
gibt dort keinen Platz mehr.“

Ravet habe dann in Anwesenheit 
der Mutter zum Telefonhörer gegrif-
fen und bei der jüdischen Privatschule 
angerufen. Diese habe ihm bestätigt, 

dass es keinen Platz für den Jungen 
mehr gebe. Darauf hin habe er „seine 
persönlichen Freundschaften aktivie-
ren“ müssen und einen jüdischen Ab-
geordneten angerufen, der schließlich 
erreicht habe, dass die Schule für den 
Jungen eine Ausnahme gemacht habe. 
„Ich stehe dazu“, sagt Ravet, „an die-
sem Tag handelte ich einmal mehr wie 
der Direktor einer NGO, der das tut, 
was ihm am dringendsten scheint, und 
nicht wie ein Schulleiter, der damit be-
traut ist, die republikanischen Werte 
zu verteidigen – Werte, die es mir in 
der Lage nicht erlaubt hätten, die Si-
cherheit dieses Schülers an einer Schu-
le zu garantieren, die zu 95 Prozent 
aus Muslimen besteht, welche Abend 
für Abend von den arabischen Satel-
litenfernsehsendern zur Weißglut ge-
trieben werden, die Israel, die Juden 
und jenes Frankreich anprangern, das 
schuldig sei, den Schülerinnen das 
Tragen des Schleiers zu verbieten.“ Er 
habe den jüdischen Schüler zurück-
weisen müssen, da es nicht möglich 
gewesen wäre, ihn „Tag für Tag zu be-
schützen“.

„Bloß keinen Staub aufwirbeln!“
Auch Lehrer können in Frankreich Opfer 
von Antisemitismus werden, wie Grum-
berg gegenüber Audiatur online erklärt: 
„Catherine Pederzoli-Ventura war Ge-
schichtslehrerin. Bis 2010. Damals wur-
de die seinerzeit 58-Jährige, die immer 
wieder Klassenfahrten nach Osteuropa 
organisiert hatte, um die Schüler über die 
Schoah zu unterrichten, rausgeworfen, 
nachdem ein Bericht des Generalinspek-
torats zu dem Schluss gekommen war, sie 
würde die Verpflichtung zur ‚Neutralität 
und zum Säkularismus’ vernachlässigen, 
sie ‚instrumentalisiere die Schüler’ und 
unterziehe sie einer ‚Gehirnwäsche’.“ 
Die Lehrerin habe Grumberg zudem be-
richtet, dass jüdische Schüler nur noch 
zu Universitätsvorbereitungskursen an 
öffentliche Schulen kämen. Wenn doch 
einmal ein jüdischer Schüler an einer 
öffentlichen Schule sei, versuche er, „un-
sichtbar“ zu bleiben, „vor allem, wenn er 
der einzige in der Klasse ist“. „Und wenn 
ein Problem auftaucht, überreden die 
Schulleiter die Eltern dazu, nichts zu sa-
gen, um nicht die Reputation der Schule 
zu beflecken. Bloß keinen Staub aufwir-
beln!“

Tränen des Glücks
Die Beispiele zeigen, dass die Juden in 
Frankreich mehr und mehr aus der Ge-
sellschaft verschwinden – sei es, dass sie 
sich „unsichtbar“ machen oder sich in 
getrennte Räume zurückziehen müssen. 
„Keine Juden, kein Antisemitismus“, 
sagt Grumberg sarkastisch; „zerbrich 
das Thermometer und es gibt kein Fie-
ber mehr!“ Unterdessen wandern immer 
mehr französische Juden nach Israel aus. 
In der Küstenstadt Netanya sind ganze 
Viertel französischsprachig geworden. 
Der Filmemacher Joachim Schroeder 
berichtete im Sommer in einem Inter-
view mit dem Autor, wie er für seine 
Fernsehdokumentation über Antisemi-
tismus in Holon bei Tel Aviv einen Heb-
räischsprachkurs für Neuankömmlinge 
aus Frankreich besucht habe (die Auf-
nahmen wurden nicht mit in den Film 
aufgenommen). Eine Teilnehmerin habe 
„Tränen des Glücks“ geweint, als sie ihm 
erzählt habe, wie froh sie sei, nicht mehr 
mit täglichen antisemitischen Anfein-
dungen leben zu müssen.

„Ich mag dich nicht, weil du jüdisch bist“  
Wird der Antisemitismus an deutschen Schulen schon bald auf das Niveau Frankreichs anwachsen?

Weinender jüdischer Junge mit seinem Lehrer.

             �Schuldirektoren warnen jüdische Eltern  
vor der Einschulung ihrer Kinder.
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Von Tal Leder 

Auf der koreanischen Halbinsel und im 
Nahen Osten ist die Lage so angespannt 
wie noch nie. Überall rasseln zur Zeit die 
Säbeln. Doch was haben beide Regionen 
gemeinsam? Was passiert an der Nord-
grenze Israels, wenn die USA Nordkorea 
tatsächlich angreifen? Aus einem “Krieg 
der Worte” könnte schon bald ein Flä-
chenbrand entstehen.

Die koreanische Halbinsel und der 
Nahe Osten sind beide konfliktreiche 
und unberechenbare Regionen. Und 
trotz der geografischen Entfernung 
haben sie trotzdem viel gemeinsam. 
Sowohl Israel als auch Südkorea sind 
beides moderne und wohlhabende De-
mokratien, doch auch die Einzigen auf 
der Welt, die unter existenziellen Be-
drohungen leben.

Während sich Südkorea jederzeit vor 
einem nuklearen Angriff des bis an die 
Zähne bewaffneten kommunistischen 
Nordens fürchten muss, will Israel 
die atomare Bewaffnung der Mullah-
Regierung im Iran mit allen Mitteln 
verhindern. Beide Länder sehen sich 
Gegnern mit radikalen Regimen ge-
genüber, deren Grad an Rationalität 
unklar ist und die ihre Fronten ernst-
haft bedroht. Beide Konflikte könnten 
mehrere Großmächte miteinbeziehen, 
was schwerwiegende Folgen für die 
Weltpolitik mit sich bringen könnte.

Schon kurze Zeit nachdem Ben-Guri-
on am 14. Mai 1948 den jüdischen Staat 
ausrief, begannen die Beziehungen bei-
der Länder. Auch Südkorea wurde im 
gleichen Jahr gegründet. Doch erst seit 
1962 haben beide Staaten offizielle di-
plomatische Beziehungen aufgenom-
men. 

Im Laufe der Jahre wurden diese 
immer intensiver und enger, vor allem 
im kulturellen und wirtschaftlichen 
Bereich. In den letzten Jahren vertief-
te sich die Zusammenarbeit vor allem 
im Bereich der Verteidigung, sowie auf 
dem Gebiet der erneuerbaren Energien, 
Wissenschaft, Technologie und im bila-
teralen Handel.

Nordkorea nahm aktiv  
an den Kampfhandlungen  
gegen Israel teil
Ganz anders sieht das Verhältnis zwi-
schen Jerusalem und Pjöngjang aus. 
Beide Staaten erkennen sich gegensei-
tig nicht an. Nordkorea half den arabi-
schen Ländern im Jom-Kippur-Krieg 
1973 und nahm selbst mit über 20 Pilo-
ten aktiv an den Kampfhandlungen teil. 
Nordkorea hat den “palästinensischen” 
Kampf kontinuierlich unterstützt. 

Die nordkoreanischen Beziehungen 
zur PLO begannen 1966. Kim Il-Sung, 
der Großvater des aktuellen nordko-
reanischen Führers, und Jassir Arafat 
hatten eine sehr enge Beziehung. Nord-
korea stellte in den 70er und 80er Jah-
ren der PLO, PFLP und DFLP sowie 
weiteren Terrororganisationen Waffen 
und Hilfe zur Verfügung. Außerdem 
haben sie seit 1983 enge Beziehungen 
mit den Iranischen Revolutionsgar-
denkorps (IRGC) aufgebaut. Über das 
IRGC-Handelsnetz schickte Pjöngjang 
Waffen an die Hisbollah-Miliz im Li-
banon, bildet Kämpfer der schiitischen 
Terrororganisation aus und hilft ihnen 
beim Bau ihrer ausgeklügelten Tunnel-
systeme. 

Seit 1988 erkennt Nordkorea die 
komplette Souveränität des “Staates 
Palästina” über ganz Israel an, mit Aus-
nahme der Golanhöhen, die es Syrien 
zuordnet. Israel sieht das Regime um 
Kim Jong-Un und sein Nuklearwaffen-
programm als eine große Gefahr für die 
globale Sicherheit und hat zu diesem The-
ma sogar internationale Maßnahmen ge-
fordert.

Die Kosten für Waffen  
explodieren
Sowohl Israel als auch Südkorea stehen 
vor einem ähnlichen Dilemma: Ihre Geg-
ner haben asymmetrische Fähigkeiten 
entwickelt, die ihre militärische Über-
legenheit weitgehend neutralisiert, und 
haben eine Situation geschaffen, in der 
die militärischen Fähigkeiten, die sie als 
Reaktion darauf aufgebaut haben, nicht 
kosteneffektiv sind. Ein koordinierter 
Angriff der Regierungen in Washington 
und Seoul auf den Norden würde wahr-
scheinlich zu einem nuklearen Holocaust 
führen, und auf jeden Fall wäre der Scha-
den im Süden unerträglich. Genauso 
müsste Israel an der Heimatfront mit sehr 
schweren Verlusten rechnen, selbst wenn 
sie die Hisbollah vernichten würden.

Die nukleare Krise mit Nordkorea hat 
direkte Auswirkungen auf Israel. Das Re-
gime in Pjöngjang hat enge Verbindun-
gen zu Baschar al-Assad in Syrien und 
dem Iran, und versorgte beide in der Ver-
gangenheit mit umfassender Raketen- 
und Nuklearhilfe, und es ist wahrschein-
lich, dass zumindest die erstgenannte 
Hilfe weitergeht. Es stellt sich die Frage, 
ob heute Nordkorea dem Iran dabei hilft, 
das Nuklearabkommen zu umgehen, in-
dem es Technologien, Komponenten und 
mehr bereitstellt.

Der israelische Geheimdienst hat Be-
weise dafür, dass der syrische Kernre-
aktor in der Deir ez-Zor-Region, der im 

Jahr 2007 von der israelischen Luftwaffe 
zerstört wurde, mithilfe Nordkoreas ge-
baut wurde. Bei dem israelischen Angriff 
starben u.a. 10 nordkoreanische Wissen-
schaftler. Im Jahre 2011 bestätigte ein 
Bericht der internationalen Atomener-
giebehörde diese Einschätzung und die 
Tatsache, dass nordkoreanische Wissen-
schaftler vor Ort am Reaktor stationiert 
waren, um angeblich eine ähnliche kern-
technische Anlage zu bauen, wie es sie 
in Nyŏngbyŏn in der “Demokratischen 
Volksrepublik Korea” (offizieller Name) 
gibt.

Während Nordkorea eng mit den Fein-
den Israels zusammenarbeitet und sogar 
iranische Wissenschaftler bei fast allen 
seiner Atomtests teilnehmen lässt, sind 
Jerusalem und Seoul treue Verbündete 
der USA. “Uncle Sam” unterstützt beide 
Staaten militärisch so gut es geht, und 
hat sogar mehrere Tausend Soldaten in 
Südkorea stationiert. Doch obwohl bei-
de Länder Raketenabwehrsysteme an 
ihren Grenzen aufgestellt haben, ist ihre 
Heimatfront eine ernstzunehmende 
Schwachstelle.

Manöver für den Ernstfall
Deshalb proben Israel und Südkorea bei 
großangelegten Militärmanövern per-
manent den Ernstfall. Erst vor Kurzem 
fand nach 20 Jahren wieder ein sehr um-
fassendes der israelischen Armee statt. 
Fast zwei Wochen lang wurden dabei 
immer wieder mehrere heikle Szenarien 
getestet.

Doch beide Konfliktregionen weisen 
auch einige Unterschiede auf. Während 
Südkorea eine gemeinsame Grenze mit 
dem Norden hat, ist der Iran weit von 
Israel entfernt. Trotzdem ist es den Ira-
nern in den letzten Jahrzehnten mithil-
fe der Hisbollah und ihrer wachsenden 
Präsenz in Syrien gelungen, Israel di-
rekt an seinen Grenzen zu bedrohen.

Trotzdem könnte ein US-Angriff auf 
Nordkorea direkte Auswirkungen auf 
den Nahen Osten haben. Sollten näm-
lich Atomwaffen zum Einsatz kommen, 
dann würde das Tabu seiner Abschre-
ckung fallen.

Die Atommacht Pakistan, die Israel 
ebenfalls feindselig gegenübersteht, ist 
ein Verbündeter Pjöngjangs und könn-
te in den Konflikt hereingezogen wer-
den. Im Falle eines Krieges würde dann 
auch der Iran an der Seite Nordkoreas 
stehen und diese wiederum könnten 
versuchen das iranische Atompro-
gramm voranzutreiben. Das Regime in 
Teheran würde dadurch noch früher in 
die Möglichkeit versetzt werden Israel 
mit Atomsprengköpfen anzugreifen.  

 Kein Land hat irgendetwas aus einem 
militärischen Konflikt zu gewinnen. 
Bei den Bedrohungen, welche beide 
ausgesetzt sind, gibt es keine schnellen 
und einfachen militärischen Lösungen. 
Deshalb sollte man hier nicht die Ner-
ven verlieren und sowohl kluge als auch 
langfristige Entscheidungen fällen. Na-
türlich mithilfe seiner Verbündeter. 

Beide Staaten bräuchten daher eine 
viel härtere, aber kalkulierbare Ab-
schreckungspolitik. Die südkoreani-
sche Variante basiert bis jetzt haupt-
sächlich auf dem Bündnis mit den 
Vereinigten Staaten, dessen Präsident 
Donald Trump Nordkorea schon ein-
mal mit “Feuer und Wut” gedroht hat. 
Israel hat seinerseits darauf hingewie-
sen, dass die Verwüstung, die der Liba-
non im nächsten Krieg erleiden wird, 
ihn um Jahrzehnte zurückwerfen wird. 
Abschreckende Aussagen wie diese 
können wichtig sein. 

Nordkorea hat begonnen, Anzeichen 
von Vorsicht zu zeigen, während die 
anhaltende Ruhe an der libanesischen 
Grenze zumindest teilweise von israeli-
scher Abschreckung herrührt.

Islamische Israel-Feinde auch im Koreakonflikt  
auf der falschen Seite

Israel pflegt gute Beziehungen zu Südkorea, die Araber hingegen zu Nordkorea

Kim Jong-Il, der Vater des aktuellen Diktators Kim Jong-Un, half den Syrien beim Aufbau einer Nuklearfabrik.
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Von Marcel Serr

Es war ein ungewöhnlicher Anblick. 
Gelbe Fatah-Flaggen und Fotos von 
Machmud Abbas säumten die Straßen 
in Gaza beim Besuch einer hochrangi-
gen Delegation aus Ramallah Anfang 
Oktober. Die islamische Terrororga-
nisation Hamas und die eher säkula-
re Fatah, einst als Guerilla von Jassir 
Arafat gegründet, sind die beiden 
wichtigsten „palästinensischen“ Polit-
organisationen. Seit den Wahlen 2006, 
aus denen überraschend die Hamas 
als Sieger hervorgegangen war, und 
einem anschließenden Bürgerkrieg 
beherrscht die Hamas den Gazastrei-
fen, während die Fatah unter Mach-
mud Abbas als Präsident der „Palästi-
nensischen Autonomiebehörde“ (PA) 
die „palästinensischen“ Gebiete im 
Westjordanland regiert. Beide Orga-
nisationen sind sich spinnefeind; der 
Bürgerkrieg hat auf beiden Seiten tie-
fe Wunden hinterlassen. Die Liste der 
Versöhnungsversuche der letzten 10 
Jahre ist lang; sie alle sind gescheitert. 
Wird es dieses Mal anders kommen? 

Neue Prinzipien
Bereits im Mai 2017 schuf die Hamas 
mit einer Prinzipienerklärung die 
Grundlage für einen erneuten Anlauf 
zur Aussöhnung. Mit dem Papier ver-
sucht die Organisation, auf der „paläs-
tinensischen“ und regionalen Bühne 
salonfähig werden, ohne dabei von ih-
ren Kernprinzipien abweichen zu müs-
sen. Mit Blick auf das säkulare Militär-
regime in Ägypten distanzierte sich 
die Hamas von der Muslimbruder-
schaft, deren „palästinensischer“ Ab-
kömmling sie ist. Als Annäherung zur 
Fatah erkannte die Hamas die PLO als 
nationale Dachorganisation der „Pa-
lästinenser“ an. Außerdem akzeptiert 
sie die Etablierung eines „palästinen-
sischen“ Staates im Westjordanland 
und dem Gazastreifen grundsätzlich – 
allerdings ohne Israel anzuerkennen, 
sondern als Vorstufe zur „Befreiung 
Palästinas“ vom Jordan bis zum Mit-
telmeer. 

Der Weg zur „Einigung“?
Angestoßen durch den ägyptischen 
Geheimdienst erklärte die Hamas im 
September, der Bildung einer nationa-
len Einheitsregierung zuzustimmen. 
Am 2. Oktober folgte ein euphorisch 
begrüßter Besuch von PA-Premiermi-
nister Rami Hamdallah. Nun ging es 
rasend schnell: Am 9. Oktober trafen 
sich die Abordnungen von Hamas 
und Fatah zu Gesprächen in Kairo; 
bereits drei Tage später verkündeten 
sie ein vorübergehendes Abkommen. 
Die Hamas verpf lichtete sich, die 
Regierungsverantwortung über den 
Gazastreifen der PA zu übergeben, 
einschließlich der Grenzübergänge 
zu Israel und Ägypten. Des Weiteren 
einigten sich Fatah und Hamas, eine 
Einheitsregierung zu etablieren und 
binnen eines Jahres Wahlen durchzu-
führen. Die kontroversen Themen, die 
zum Kollaps der letzten Aussöhnungs-
versuche geführt hatten – insbeson-
dere das Schicksal des militärischen 
Flügels der Hamas – wurden erst ein-
mal vertagt. Noch handelt es sich im 

Wesentlichen um Verabredungen. Tat-
sächlich verändert hat sich im Gazast-
reifen bislang wenig. 

Hintergründe der Kompro-
missbereitschaft
Die Hamas ist jüngst von mehreren 
Seiten unter Druck geraten. Das Re-
gierungsexperiment der Terrororgani-
sation im Gazastreifen ist gescheitert 
und die Bevölkerung wird zunehmend 
ungeduldig. Elektrizität für wenige 
Stunden am Tag, überforderte Abwas-
sersysteme, Wohnungsnotstand, hohe 
Arbeitslosigkeit und akute ökologi-
sche Probleme sind nur einige Aspek-
te, die die Bewohner Gazas seit Jahren 
plagen. Anstatt Abhilfe zu schaffen, 
steckt die Hamas die knappen Mittel 
zum Großteil in den Bau von Raketen 
und Tunneln für den Kampf gegen Is-
rael, den sie auf dem Rücken der Be-
völkerung austrägt.

Erschwerend hinzu kam, dass Mach-
mud Abbas in den letzten Monaten die 
Daumenschrauben schmerzlich ange-
zogen hatte: Er reduzierte die Löhne 
an die 70.000 PA-Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst in Gaza und die 
Zahlungen für die Stromlieferung aus 
Israel. 

Auch auf der internationalen Ebene 
hat sich die Position der Hamas zuneh-
mend verschlechtert. Nachdem die Or-
ganisation im Juli 2013 mit dem Sturz 
der Muslimbruderschaft-Regierung 
unter Mohammed Mursi einen gewich-
tigen Verbündeten in Ägypten verloren 
hatte, betrachtete das neue Regime 
unter Abd al-Fattah as-Sisi die Hamas 
als Sicherheitsbedrohung – insbeson-
dere angesichts der salafistisch-dschi-
hadistischen Aufstandsbewegung im 
Sinai. Kairo ging vehement gegen die 
Schmuggeltunnel in den Gazastreifen 
vor, was die wirtschaftlichen Einnah-
men der Hamas schlagartig reduzierte. 

Angesichts dieser vielfältigen Pro-
blemlage musste die Hamas handeln. 

Anfang 2017 kam es zu personellen 
Veränderungen: Yahya Sinwar wurde 
zum Hamas-Führer im Gazastreifen 
gewählt; er ist ein Mitbegründer des 
militärischen Armes der Hamas. Sein 
Vorgänger, Ismail Haniyeh, ersetzt 
wiederum Khaled Meshal als Chef 
des Hamas-Politbüros. Sowohl Sin-
war als auch Haniyeh stammen aus 
dem Gazastreifen. Damit gewann die 
„Gaza-Fraktion“, die in erster Linie die 
Bedingungen vor Ort im Blick hat, auf 
Kosten des Diaspora-Flügels deutlich 
mehr Macht.   

Schlüsselakteur Ägypten
Ägypten spielte die Schlüsselrolle in 
der Anbahnung der jüngsten Verhand-
lungen. Kairo strebt eine Führungs-
rolle in der arabischen Welt an. Dabei 
spielt die prestigeträchtige Position als 
Vermittler im Nahostkonf likt eine ge-
wichtige Rolle. Außerdem will Ägyp-
ten die Hamas einhegen und die Orga-
nisation von der Muslimbruderschaft 
isolieren. Ferner gilt es für Ägypten, 
die Kooperation der Hamas mit dschi-
hadistischen Aufständischen im Sinai 
zu verhindern. 

Erfolgsaussichten?
Es ist noch zu früh, um Erfolg oder 
Scheitern der jüngsten „palästinen-
sischen“ Aussöhnung zu vorherzusa-
gen. Einige Faktoren stimmen jedoch 
skeptisch. Über zentrale Streitpunkte 
sind sich Hamas und Fatah noch un-
einig. Es stellt die Frage, was mit den 
über 40.000 Angestellten im öffentli-
chen Dienst geschieht, die die Hamas 
mit loyalen Anhängern besetzt hatte. 
Die Islamisten beharren darauf, dass 
die PA sie weiter beschäftigt. Wenn 
Ramallah aber lediglich auf der Minis-
terebene die Macht übernimmt, wird 
sie allenfalls deklaratorisch die Kon-
trolle haben. Ähnlich verhält es sich 
mit dem Sicherheitsapparat. Es ist nur 
schwer vorstellbar, dass die Hamas die 

eigenen Kämpfer an einen Fatah-Vor-
gesetzten Bericht erstatten lässt. 

Die Hamas will die Rolle einneh-
men, die die Hisbollah im Libanon 
einnimmt

Am schwierigsten ist aber der Sta-
tus der 25.000 Mann starken Hamas-
Miliz, der al-Kassam-Brigaden. Ihr 
Schicksal wird darüber entscheiden, 
wer den Gazastreifen de facto kontrol-
liert. Die Hamas strebt eine ähnliche 
Stellung wie die Hisbollah im Liba-
non an – als Staat im Staate gestützt 
auf eine mächtige Miliz außerhalb der 
Regierungsgewalt. Für die PA ist das 
inakzeptabel. 

Letztlich sind derzeit drei Szenarien 
denkbar: 

1. Die bereits vereinbarten Punkte 
werden umgesetzt, aber die ungeregel-
ten Aspekte bleiben offen; die Parteien 
wollen aber an der Zusammenarbeit 
festhalten. Beide Gruppen wären dann 
im Gazastreifen präsent; aufgrund der 
al-Kassam-Brigade könnte die Hamas 
aber unabhängig agieren und wäre de 
facto der Herr im Haus. 

2. Die ungeklärten Punkte führen 
zum Zusammenbruch des Abkom-
mens und die Situation kehrt zum 
Ausgangspunkt zurück. 

3. Die Parteien kommen zu einer 
vollständigen Einigung und nächstes 
Jahr finden Wahlen statt. Mit Blick auf 
die Geschichte bildet dies allerdings 
das unwahrscheinlichste Szenario.

Aufgrund der allgemeinen Skepsis 
agiert Jerusalem bislang zurückhal-
tend. Premierminister Netanjahu er-
klärte, dass Israel das Versöhnungs-
abkommen nicht anerkennen oder 
akzeptieren würde, aber dessen Um-
setzung nicht verhindern und die Be-
ziehungen zur PA nicht abbrechen 
werde. Das ist derzeit auch das Ver-
nünftigste – denn beeinf lussen kann 
Jerusalem den Ausgang der inner-
„palästinensischen“ Entwicklung oh-
nehin kaum.

Alle Jahre wieder – neuer Anlauf zur  
„palästinensischen“ Versöhnung

Warum rücken die beiden Terrororganisationen Hamas und Fatah gerade jetzt wieder zusammen?

Ein Fatah-Vertreter (links) und ein Hamas-Vertreter nach der Unterzeichnung eines Versöhnungs-Abkommens an 12. Oktober 2017 in Kairo.
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Von Gerd Buurmann

Unter dem Titel „50 Jahre Besatzung, 
50 Jahre Resilienz (Widerstand, Spann-
kraft)“ lud im Oktober 2017 die deutsche 
Heinrich-Böll-Stiftung in Beirut zu ei-
nem Vortrag ein.

 Wenn die Menschen im Libanon etwas 
nicht brauchen, dann noch mehr Kritik 
und Hetze in Richtung Israel. Im Liba-
non wirkt schließlich die Partei Allahs 
(Hisbollah) und sie leistet ganze Arbeit, 
um die Spannungen aufrechtzuerhalten. 
Die Hisbollah ist sowohl eine Partei als 
auch eine Miliz, und ist seit 1992 in der 
libanesischen Nationalversammlung ver-
treten, teilweise sogar in mehreren Kabi-
netten der libanesischen Regierung.

 Die Hisbollah ist für zahlreiche An-
schläge gegen die israelische Armee 
verantwortlich. Bei vielen weiteren An-
schlägen gegen jüdische oder westliche 
Einrichtungen weltweit wird ihre Be-
teiligung angenommen. Dabei wurden 
sowohl militärische als auch zivile Ziele 
getroffen. Das Ziel der Hisbollah ist die 
Schaffung eines Islamischen Staates. Sie 
kämpft gegen die Idee der Gleichberech-
tigung der Geschlechter und Religionen 
und für die weltweite Vorherrschaft einer 
fundamentalislamischen Diktatur. Sie 
kämpft somit gegen ein friedliches Mitei-
nander der unterschiedlichen Menschen.

 Es gibt also schon genug Hass gegen 
Israel im Libanon. Es braucht daher kei-
ne deutsche Stiftung, die diesen Hass 
mit deutschen Steuergeldern auch noch 
befeuert. Was die Menschen im Libanon 
brauchen, ist mehr Verständigung und 
Annäherung an Israel. Diese Verständi-
gung aber verweigert die Heinrich-Böll-
Stiftung. Sie schürt lieber den Hass.

Es gibt in Deutschland einige Personen, 
die diese deutsche Befeuerung und Finan-
zierung des Judenhasses in einem Land, in 
dem der Wunsch nach der Vernichtung Is-
raels im Parlament und in der Bevölkerung 
vertreten ist, mit Sorge betrachten. „Tapfer 
im Nirgendwo“ präsentiert ein paar Briefe 
an die Heinrich-Böll-Stiftung:

„Sehr geehrte Damen und Herren der 
Böll-Stiftung,

Sie luden zu einer Veranstaltung in Beirut 
ein: „50 Jahre Besatzung, 50 Jahre Wider-
stand“. Kann mir jemand des Hauses erklä-
ren, wie ein solches Hetz-Plakat friedens-
fördernd zur Entspannung der Situation 
beiträgt? Sie laben sich an der Aufrechter-
haltung des Konflikt durch eine einseitige 
Haltung und fördern damit Terror gegen 
Israelis und die Not der seit 50 Jahren in 
der Schwebe befindlichen Palästinenser. Ich 
widerspreche der Verwendung meines Steu-
ergeldes für so einen Propaganda-Dreck! Ich 
klage die Heinrich-Böll-Stiftung der Aufhet-
zung der arabischen Seite an. Ich fordere 
den Parteivorstand der Grünen sowie die 
Bundestagsfraktion auf, ihren Einfluss gel-
tend zu machen und die von einer gemein-
nützigen, politischen Stiftung zu erwarten-
de Neutralität herzustellen.

Hoch irritiert grüßt Sie
Dr. Elio Adler“ 

(Gründer der Wertinitiative)

***

„Sehr geehrte Damen und Herren der 
Böll-Stiftung,

es kann nicht sein, dass Sie derartig un-

reflektierter, antisemitischer, antiisraeli-
scher und last but not least auch historisch 
inkorrekter Propaganda Raum geben. Es 
ist Ihnen sicherlich bekannt, dass dieselben 
Gebiete, die nun unter ‚Besatzung‘ ange-
sprochen werden, bereits Jahrzehnte davor 
ebenfalls besetzt waren, nur eben unter ara-
bischer Herrschaft, was niemandem auch 
nur eine Zeile wert war. Dass die Region al-
lerdings unter dem antiken Namen ‚Judäa‘ 
bekannt ist, erklärt ihren wahren Eigner 
von selbst. Mit solchen Titeln (und den dazu 
gehörigen Veranstaltungen) wird der Dele-
gitimierung und Dämonisierung der einzi-
gen Demokratie im Nahen Osten Vorschub 
geleistet, und dafür werden deutsche – also 
auch meine! – Steuergelder verschwendet. 
Das wird Konsequenzen haben. Ich fordere 
Sie auf, sich unverzüglich von diesem klar 
antisemitischen und antidemokratischen 
Gedankengut in Wort und Tat zu distan-
zieren.

Mit freundlichen Grüßen,
Sandra Kreisler“

***

„Sehr geehrter Vorstand der Heinrich-
Böll-Stiftung,

wie kommt es, dass eine Stiftung wie die 
Ihre aus öffentlichen Geldern, die der Neut-
ralität verpflichtet sein müsste, Steuergelder 
dazu verwendet, einseitige Propaganda ge-
gen Israel zu verbreiten, wie Sie es in Ihrer 
Veranstaltung am 5.10.17 zum Thema „50 
years of occupation – 50 years of resilience“ 
taten? Können Sie mir erklären, wieso Sie so 
nachlässig mit Ihrer Verpflichtung zur Neu-
tralität umgehen? Die Karikatur auf Ihrem 

Plakat / auf Ihrem Flyer spricht Bände und 
grenzt schon an Propaganda gegen Israel. 
Werden Sie auch zu denjenigen gehören, 
von denen man einst sagen muss: Sie stan-
den dem aufkeimenden Antisemitismus in 
keinster Weise entgegen? Im Gegenteil – Sie 
haben den Antisemitismus noch gefördert. 
Wo bleibt da Ihre Verantwortung als „neu-
trale“ Stiftung? Dass meine Steuergelder 
dafür verwendet werden, laste ich Ihnen an! 
Sie sollten sich ein Beispiel an der grünen 
Jugend nehmen, die gerade beschlossen hat, 
keinen Antisemitismus und keine BDS zu 
tolerieren.

Ich rechne mit Ihrer Antwort!
Shalom – Maike Stein“

***

„Sehr geehrter Vorstand der Heinrich-
Böll-Stiftung,

es ist ein Unding, dass eine Stiftung aus 
öffentlichen Geldern, die der Neutralität 
verpflichtet sein müsste, Steuergelder dazu 
verwendet, einseitige Propaganda gegen Is-
rael zu verbreiten. Ich bin sprachlos, wütend 
und erwarte eine Stellungnahme. Gerade 
in dieser, für Israel und für Juden weltweit 
wieder schweren Zeit des aufkeimenden An-
tisemitismus, sollten Sie sich Ihrer Verant-
wortung bewusst sein und Antisemitismus 
bekämpfen anstatt Öl ins Feuer zu gießen. 
So eine Veranstaltung ist unerträglich. Dass 
meine Steuergelder dazu beitragen, so eine 
Hetze möglich zu machen, ist für mich ab-
solut inakzeptabel.

Shalom!
Malca Goldstein-Wolf“

Die Heinrich-Böll-Stiftung befeuert
Israel-Feindlichkeit und Judenhass

Mit deutschen Steuergeldern fördert die Grünen-nahe Stiftung anti-israelische Stimmungsmache

Zentrale der Heinrich-Böll-Stiftung in Berlin-Mitte
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Dabei ist jetzt schon klar, dass bei 
Entstehen der sogenannten Jamaika-
Konstellation, die faktisch eine Verhöh-
nung des Wählerwillens darstellt,  unter 
dieser Kanzlerin keinerlei Änderung der 
bisherigen fatalen Politik zu erwarten ist.  
Nicht in der Bundesrepublik Deutsch-
land und auch nicht in Europa, das – wie 
die Wahlen der sich gegen das deutsche 
Missmanagement unter Merkel wehren-
den Völker in Osteuropa und Österreich 
belegen – nur noch weiter auseinander 
driften wird.

Auch hier ist festzuhalten, dass Frau 
Merkel mit ihrer bei gesunder Vernunft 
nicht nachvollziehbaren, bevormun-
denden und einsam entschiedenen 
Grenzöffnungspolitik für massive und 
unkontrollierte, hauptsächlich islami-
sche Einwanderung zusammen mit ihrer 
linken Allparteien-Entourage die Haupt-
verantwortung trägt für den größten 
politischen Rechtsruck in dieser Repu-
blik aber auch in Europa seit Ende des 
zweiten Weltkrieges.  Dass dieser, häufig 
auch mit ewiggestrigen antisemitischen 
Stereotypen durchsetzte, nach seiner 
Wiedererweckung nur schwer wieder 
umkehrbare Rechtsruck als Reaktion auf 
die Angst-machende Islam-generierte 
Sicherheitsbedrohung unseres öffentli-
chen Lebens unvermeidbar folgen wür-
de, war abzusehen und war  bereits seit 
Jahren Gegenstand von an dieser Stelle 
durch den Verfasser bereits häufig geäu-
ßerten Befürchtungen. 

Dennoch ist die linke Verteufelung der 
neuen hiesigen Opposition , die Verwei-
gerung von ihr zustehenden parlamen-
tarischen Ämtern und die Vorverurtei-
lung ausländischer Politiker wie etwa des 
österreichischen Wahlsiegers  Sebastian 
Kurz  ebenso falsch wie heuchlerisch. 

Gerade die europäischen Juden, leid-
geprüft wie ihre Familien sind – meine 
Eltern beispielsweise waren die einzigen 
Überlebenden ihrer von Hitlers Scher-
gen in Majdanek gemeuchelten Fami-
lien – sollten dem allzu durchsichtigen 
und keinesfalls der Sorge um die Juden 
geltenden hassgeifernden Narrativ der 
ausschließlich um ihre politischen Pfrün-
de besorgten, bisher gut etablierten und 
vom Staat hochbesoldeten linken Islam-
Appeaser aufsitzen.

Berlin ist nicht Weimar und die AfD ist 
nicht die NSDAP – sie ist weder eine so-
zialistische noch eine Mordpartei. Trotz 
aller dortigen unfraglich vorhandenen 
Antisemiten. Diese gibt es leider auch in 
den anderen, den etablierten Parteien 
mehr als genug – nur besser getarnt  un-
ter dem allzu transparenten Deckmantel 
der alle positiven Fakten über Israel ne-
gierenden vermeintlich wohlgemeinten 
Kritik unter Freunden, auf die man ge-
trost verzichten kann. 

Kein Zweifel, die neu in den Bundes-
tag gewählte AfD-Opposition ist mit 
ihren keinesfalls zu übersehenden, deut-
lich rechtslastigen Problemen und ihren 
Höckes und Gedeons ganz sicher weder 
auf Juden maßgeschneidert noch deren 
Wunschkind.

Aber das ist alles was diese Republik 
heute zu bieten hat – mehr nicht.  Und 
das ist beschämenderweise immer noch 
viel, viel mehr als die etablierten links-
lastigen und Islam-affinen Judenhass-
Dulder uns Juden zubilligen.  

Kurzum: Der deutsche Außenminister 
und ehemaliger SPD-Chef Gabriel nennt 
Terror-Abbas seinen Freund, Steinmeier, 
immerhin mit Frau Merkels Hilfe in sein 
Amt hineinproporzter Präsident dieses 
Staates, verneigt sich vor dem toten Ju-
denmörder und Terroristen Arafat. Der 
Noch-SPD-Vorsitzende Schulz erzählt in 
Israel die alte Wasserlüge über Juden, 

die Grünen-nahe Heinrich-Böll-Stiftung 
veranstaltet Steuergeld-bezuschusste 
Israel-Hass-Veranstaltungen. 

Linke und Grüne Gaza-Flotillen-Unter-
stützung, Terror-gegen-Israel-Relativie-
rung, Duldung von islamischen Juden-
ins-Gas-Rufen auf unseren Straßen und 
vieles andere mehr. Seit Jahren beste-
hender und wachsender Antisemitismus 
und Israel-Hass von links. 

Dazu haben unsere etablierten Islam-
Einlassparteien keine Nazis und auch 
keine AfD gebraucht. Das haben sie ge-
meinsam mit der öffentlich-rechtlichen 
linken Israel-Dämonisierungs-Journaille 
ganz allein geschafft.

Die Stereotype gegen Juden, die von 
rechts kommen sind ohne Frage wider-

wärtig und untragbar. Die mörderische 
Gefahr für Juden in Deutschland und 
Europa kommt aber heute – begünstigt  
durch Juden- und Israelhasser aus dem 
linken Parteienspektrum – vor allem aus 
dem hierher allzu bereitwillig importier-
ten islamischen Judenhass.  Sämtliche 
Morde an Juden in den letzten zwei De-
kaden wurden durch muslimische Täter 
begangen. Dem hiesigen linken Esta-
blishment waren sie  kaum eine echte 
Anteilnahme oder Solidarisierung wert 
– jedenfalls keine, die nicht gleichzeitig 
Täter-Opfer-Verkehrungen, Verständnis 
mit den Tätern und Schuldrelativierun-
gen gegenüber dem Islam beinhaltet 
hätten. 

Nur 79 Jahre nach dem 9. November 
1938, nach den brennenden Synagogen 
und dem Mord- Pogrom gegen jüdische 
Menschen in unserem Lande, verlassen 
Juden Deutschland und Europa nicht we-
gen Gauland und schon gar nicht wegen 
Weidel. Sie tun es wegen des wachsend 
unerträglicher werdenden Juden-feindli-
chen Klimas unserer sich dank der Kanz-
lerin und ihrer politischen Entourage im-
mer mehr islamischer Rechtsverachtung 
ergebenden Republik. Juden betreten Is-
lam-dominierte No-Go-Areas in unseren 
Städten nur unter einem Verleugnungs-
Mimikry ihrer jüdischen Identität oder un-
ter dem wachsenden, von unserer Politik 
weitgehend tatenlos hingenommenen 
Risiko von Beleidigungen oder körperli-
chen Angriffen. Jüdische Schüler werden 

aus deutschen Schulen mit relevantem 
Anteil muslimischer Schüler ohne wirk-
lichen Schutz oder Abhilfe durch Schul-
leitung, Elternbeirat oder Schulbehörde 
hinausgeprügelt.

Dabei zeigt sich, dass es durchaus 
möglich ist,  dem islamischen Israelhass 
und gewalttätigen Atavismus Paroli zu 
bieten.  Nur ist das hier und weltweit 
bisher geübte Islam-Appeasement der 
falsche Weg.

Dies belegen die den Islam-Terror 
von ihren Bürgern durch beherzte Be-
schränkung islamischer Zuwanderung 
fernhaltenden Visegrad-Staaten, denen 
nun auch Österreich und bald auch Dä-
nemark als skandinavisches Land folgen 
wird.  

Dabei geht es nicht um Fremden-
feindlichkeit und schon gar nicht um 
Rassismus, wie es uns die linken Pseudo-
Gutmenschmedien und unsere linken 
Islam-Anbiederungspolitiker anlasten 
wollen. Nicht Feindlichkeit gegen Frem-
de, sondern die Abwehr feindlicher und 
rassistischer Fremder, wie sie die hinter 
einem schlechten Religionsplagiat ge-
tarnte Weltbeherrschungs-Ideologie 
des Islam repräsentiert, ist ein berechtig-
tes Anliegen  des Selbsterhalts und der 
Selbstachtung.

Das zeigen auch die ersten Erfolge des 
Trump’schen und israelischen Beschlus-
ses, die widerwärtige Israelhass-Politik 
beispielsweise der UNESCO durch ihr 
Ausscheiden und die Einstellung sämtli-
cher finanzieller Zuwendungen zu sank-
tionieren.

Es war vorauszusehen, dass dieser 
richtige Schritt selbstverständlich von 
unserem in seinem ohnehin bald zu räu-
menden Amt weit überforderten linken 
Abbas-Freund und Israel-Hasser Sigmar 
Gabriel  sofort verurteilt werden würde. 
Dabei verzichtete  die UNESCO sofort 
im Nachgang zu diesem klaren und be-
herzten Signal der USA und Israels auf 
die bereits beschlossene Wahl eines 
Gewalt-gegen-Israel-Finanzierers aus 
dem Terror-Unterstützungs-Sumpf Katar 
und wählte eine jüdisch-stämmige Vor-
sitzende. 

Bleibt zu hoffen, dass künftig haar-
sträubende antisemitische Beschlüsse 

unterbleiben, wie etwa der Versuch den 
jüdischen Ursprung des durch eines 
Eroberungsmoschee entweihten jüdi-
schen Tempelbergs in Jerusalem oder 
die absurde Leugnung der jüdischen 
Identität Hebrons, der Krönungsstadt 
König Davids und Grabesort der jüdi-
schen Stammväter und Stammmütter. 

Überall, wo dem Islam unbeschränkt 
Einlass und Entfaltung gewährt wurde, 
wurden wie mannigfaltige Beispiele in 
Afrika, Asien, Kleinasien und Europa be-
legen, die ursprünglichen Ethnien und 
Religionen unterdrückt, entrechtet, ver-
trieben oder sogar ermordet. Da, wo der 
Islam in der Minderheit ist, nutzt er die 
Schwäche der demokratischen Systeme 
auf Toleranz und erhebliche Minder-

heitsrechte, da wo er herrscht, entstehen 
faschistische Systeme, in denen Minder-
heitsrechte nicht gewährt werden und 
nicht-islamische  Minderheiten gänzlich 
verschwinden.

Israel, das im November den 100. 
Jahrestag der Balfour-Deklaration, die 
letztlich, wenn auch in eingeschränkter 
Form,  ein Fundament der neuen Grün-
dung des jüdischen Staates geworden 
ist, wird allen seinen Feinden zum Trotz 
für immer ein jüdischer Staat bleiben. 

Gerade weil Israel den Appeasement-
Anliegen seiner Feinde nicht nachgekom-
men ist, erfreut sich der Staat der Juden 
in dieser Zeit einer rasant wachsenden 
Prosperität und weltweit nie dagewe-
senen Anerkennung.  Dies geschieht im 
Gegenteil zu dem peinlichen Schweigen 
der linken deutschen und westeuropä-
ischen Islam-Appeaser  sogar von nicht 
erwarteter Seite besonders für Israels 
herausragenden Verdienste in der neuen 
Technologie, der Wissenschaft und sei-
nen humanitären weltweiten Einsätzen 
für Menschen in Not, wie im Falle Syriens 
und letztens auch Mexikos.

Die JÜDISCHE RUNDSCHAU,  unsere 
Leser, der Verfasser und alle Menschen 
guten Willens stehen geschlossenen an 
der Seite des jüdischen Volkes und wün-
schen uns allen in diesem Sinne alles er-
denklich Beste.

Am Israel Chai!
Dr. Rafael Korenzecher

KOLUMNE DES HERAUSGEBERS DR. R. KORENZECHER Fortsetzung von Seite 2

Die Bundeskanzlerin und der AfD-Spitzenkandidat Alexander Gauland
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Von Leonid Rosenthal

Vor einigen Tagen eröffnete der chine-
sische Präsident Xi Jinping in Peking 
feierlich eine viertägige Jahreshaupt-
versammlung der unter der Bezeich-
nung „Interpol“ weltweit bekannten 
Internationalen kriminalpolizeilichen 
Organisation mit 1.000 hochrangigen 
Delegierten und Ministern aus 156 
Staaten. 

Die jedes Jahr an einem anderen 
Ort der Welt stattfindende Veranstal-
tung erweckte auch diesmal trotz ihrer 
strengen Sicherheitsvorkehrungen und 
der hohen Dienstgrade ihrer Teilneh-
mer kein besonderes Medieninteresse, 
zumal die Mehrheit der aus aller Welt 
angereisten Beamten die Öffentlichkeit 
zu scheuen scheint. 

Das diesjährige 86. Treffen der Inter-
pol-Vertreter ist indes geeignet, ernst-
zunehmende Auswirkungen auf den 
israelisch-„palästinensischen“ Konflikt 
und schwerwiegende Folgen für Israel 
und seine Unterstützer zu haben. 

Versteckte Gefahr
Unter der auf den ersten Blick nichts-
sagenden behördlichen Bezeichnung 
„Resolution No. 13 - GA-2017-86-
RES-13“ verbirgt sich die latente Ge-
fahr einer weltweiten Verfolgung von 
Verteidigern israelischer Interessen, die 
bei der „palästinensischen“ Führung in 
Ungnade gefallen sind. Die Generalver-
sammlung von Interpol verabschiedete 
nämlich unter diesem Aktenzeichen 
einen Beschluss, nach dessen Wort-
laut „der Staat Palästina“ vollständiges 
Mitglied von Interpol geworden ist. Als 
zweites neues Mitglied wurde der seit 
1978 unabhängige Südsee-Inselstaat 
Salomonen aufgenommen, so dass die 
Zahl der Interpol-Mitglieder nunmehr 
auf 192 gewachsen ist. 

Der Entscheidung der Generalver-
sammlung ist eine schriftliche Erklä-
rung der „palästinensischen“ Führung 
vorangegangen, wonach „Palästina“ die 
verfassungsmäßigen Ziele von Interpol 
teilt und sich verpflichtet, die Orga-
nisation nicht für politische, militäri-
sche, rassische oder religiöse Eingriffe 
zu missbrauchen. Dieses Versprechen 
wurde begleitet von einem persönli-
chen Treffen zwischen dem „palästi-
nensischen“ Polizeichef Hasem Atallah 
und dem deutschen Generalsekretär 
von Interpol, Jürgen Stock, im August 
dieses Jahres. 

Die Warnung Israels und seiner 23 
Unterstützer innerhalb der General-
versammlung ist im Verhältnis zu den 
Stimmen der anderen 75 Interpol-Mit-
glieder ungehört verhallt. 

Die bisherige Kritik an den „palästi-
nensischen“ Sicherheitsdiensten lässt 
jedoch befürchten, dass eine schrift-
liche Zusicherung keine Garantie für 
die Einhaltung von Menschenrechts-
standards ist. Zumal seit Jahrzehnten 
kritisiert wird, dass „palästinensische“ 
Behörden sich von Clans und Terror-
organisationen nicht loslösen können. 
Die „palästinensische“ Polizei wird re-
gelmäßig mit Korruption, Folter und 
anderen schwersten Menschenrechts-
verletzungen in Verbindung gebracht. 

Die jahrelangen Bemühungen „Paläs-
tinas“ haben mit dieser Entscheidung 

der Generalversammlung zu einem 
wichtigen Erfolg geführt. Nunmehr 
haben es die „palästinensischen“ Füh-
rer in der Hand, missliebige Gegner zu 
einer weltweiten Fahndung über das 
Interpol-System auszuschreiben. 

Die Veröffentlichung einer sogenann-
ten Red Notice, die in der Regel ohne 
weitere Prüfungen automatisch erfolgt, 
führt für die Betroffenen zu der Gefahr 
der sofortigen Verhaftung an jedem 
noch so abgeschiedenen Ort der Erde. 
Das Instrument Red Notice ist entwi-
ckelt worden, um gesuchte Verbrecher 
zu lokalisieren und ihre Festnahme zu 
ermöglichen, so dass sie an den Ort 
des für sie zuständigen Gerichts ausge-
liefert werden können. Die Folgen des 
Freiheitsentzuges, der auch bei einer 
nur wenige Tage andauernden Inhaf-
tierung mit familiärem Leid einhergeht 
und existenzbedrohlich sein kann, blei-
ben üblicherweise irreversibel. 

Nationale und internationale Gerich-
te dieser Welt sind aufgrund der Immu-
nität von Interpol für Streitigkeiten mit 
der Organisation über die Rechtmäßig-
keit von Fahndungsersuchen und ihre 
Folgen nicht zuständig. Die Betroffe-
nen sind auf die interne Überprüfung 
ihrer Beschwerden durch die soge-
nannte Kommission für die Kontrol-
le von Interpol-Akten verwiesen. Die 
juristische Form der weltweit größten 
Polizeiorganisation ist dabei die eines 
klassischen, im französischen Lyon ein-
getragenen privatrechtlichen Vereins, 
so dass die Gegner der „palästinensi-
schen“ Führung nur hoffen können, 
dass der Verein bzw. seine unabhängige 
Kommission ihre Rechte ausreichend 
zu schützen in der Lage ist. 

Vorbild Erdogan?
Auch wenn Interpol das Risiko einer 
rechtswidrigen Instrumentalisierung 
durch diktatorische Regime schon vor 
mehreren Jahren erkannt hat und an 
der Ausarbeitung und Verbesserung 
von Mechanismen gegen eine Manipu-
lation arbeitet, werden immer wieder 
Beschwerden betroffener Oppositio-
neller und Regimekritiker laut, wonach 
Unrechtsstaaten und Despoten das 
Interpol-System als ein Instrument 
der politischen Verfolgung missliebi-
ger Gegner missbrauchen. Ein jüngs-
tes prominentes Beispiel war dabei 
die Festnahme des in Köln lebenden 
Schriftstellers Dogan Akhanli im Au-
gust dieses Jahres. Erst die Interventi-
on der internationalen Gemeinschaft 
führte zu der Freilassung des türkisch-
stämmigen Autors und Löschung der 
Red Notice. 

In einem Beitrag für die Süddeut-
sche Zeitung vom 22. August 2017 
machte beispielsweise die ehemalige 
Justizministerin Däubler-Gmelin auf 
das Risiko aufmerksam, dass autoritä-
re Regime durch den Missbrauch des 
Interpol-Systems in der Lage sind, ihre 
politischen Gegner im Ausland festzu-
setzen und der Freiheit zu berauben. 
Vorangegangen war eine entsprechen-
de Resolution der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarats zur Not-
wendigkeit der Einführung geeigneter 
Mechanismen zur Verhinderung eines 
solchen Missbrauchs des Interpol-
Fahndungssystems. Denn auch der 
Europarat hat erkannt, dass Interpol 
und sein Red Notice System von eini-
gen Mitgliedstaaten dazu missbraucht 
werden, Meinungsfreiheit und die poli-

tische Opposition auch außerhalb ihrer 
Landesgrenzen zu unterdrücken. 

 Auch wenn Interpol für die wirksa-
me Bekämpfung und Verhinderung 
schwerster Verbrechen unverzichtbar 
ist, bleibt zu hoffen, dass die Teilneh-
mer der sogenannten Weltpolizei sorg-
fältig zwischen der gerechtfertigten 
weltweiten Fahndung nach Verbre-
chern und der politisch motivierten 
Verfolgung von Regierungskritikern 
und Menschenrechtsaktivisten unter-
scheiden und geeignete Mechanismen 
gegen einen Missbrauch baldmöglichst 
umsetzen. Denn sowohl die Effektivi-
tät der internationalen Zusammenar-
beit der nationalen Polizeibehörden als 
auch die Achtung der Menschenrechte 
erfordern eine regelmäßige und strenge 
Überprüfung ihrer unterschiedlichen 
Mitglieder. 

Die Auswahl des Gastgebers für die 
nächste Jahreshauptversammlung 
im Jahr 2018 lässt bereits jetzt Kritik 
laut werden – die Vereinigten Arabi-
schen Emirate sind leider zu oft für 
Folter, Diskriminierung, Todesstrafe 
und systematische Einschränkung der 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
bekannt geworden. Die letzten Berich-
te über den Missbrauch von Interpol 
durch die Vereinigten Arabischen Emi-
rate sind gerade einmal wenige Monate 
alt. 

Eckdaten zu Interpol: 
Mitglieder: 192 
Gründungsjahr: 1923
Sitz: Lyon, Frankreich
Präsident: Meng Hongwei
Generalsekretär: Jürgen Stock

Die merkwürdige Aufnahme des Nicht-
	 Staates „Palästina“ bei der Interpol

Wird Abbas jetzt seine politischen Gegner im Ausland verhaften können?

Die 86. Generalversammlung der Interpol in Peking
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Von Alex Feuerherdt

Die UNESCO hat sich immer stärker 
zum Kampf- und Propagandainstru-
ment gegen Israel entwickelt. Selbst 
unbestreitbare historische Tatsachen, 
etwa der jüdische Bezug zu Jerusalem, 
werden einfach per Mehrheitsbeschluss 
für nichtig erklärt. Deshalb ist der Rück-
zug der USA und Israels aus der Welt-
kulturorganisation ein begrüßenswerter 
Schritt.

Glaubt man der taz, dann hat es „eine 
gewisse Logik, dass die USA sich aus der 
UNESCO zurückziehen“. Denn diese 
Einrichtung der Vereinten Nationen 
stehe „für Frieden, für Antidiskriminie-
rung, für Kultur, Bildung und Wissen-
schaft sowie für die Verteidigung der 
Meinungs- und der Pressefreiheit“. Der 
amerikanische Präsident Donald Trump 
dagegen habe „in seinen neun Monaten 
im Amt auf vielfache Art gezeigt, dass er 
bereit ist, jedes einzelne dieser Ziele mit 
Füßen zu treten“. In der Wortwahl nicht 
ganz so deutlich, von der Bewertung her 
jedoch ähnlich waren in deutschspra-
chigen Medien viele Kommentare zum 
Austritt der Vereinigten Staaten aus der 
Weltkulturorganisation. Die Botschaft 
lautete oftmals: Hier der tumbe US-Prä-
sident, dort die segensreiche UNESCO. 
Doch bei genaueren Hinsehen erweist 
sich dieses Bild als falsch und der ameri-
kanische Schritt als nachvollziehbar und 
konsequent.

Denn die antiisraelische Haltung der 
UNESCO, die ein wesentlicher Grund 
für den Rückzug der USA zum 31. De-
zember 2018 ist, ist geradezu himmel-
schreiend. Das zeigt bereits ein Blick 
auf die Resolutionen, die von der Orga-
nisation der Vereinten Nationen für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur in den 
vergangenen Jahren verabschiedet wur-
den. Zwischen 2009 und 2014 verurteil-
te die Einrichtung insgesamt 47-mal ein 
Land wegen vermeintlicher Verstöße ge-
gen ihre Grundsätze. Sage und schreibe 
46-mal war dabei Israel dieses Land. Es 
ist offensichtlich, dass diese Zahl nichts 
mit der Realität zu tun hat, sondern Aus-
druck einer Obsession ist, die sich gegen 
den jüdischen Staat richtet.

Im Herbst des vergangenen Jahres 
beispielsweise nahm der Exekutivrat der 
UNESCO, der zwischen den alle zwei 
Jahre stattfindenden Generalkonferen-
zen die Geschäfte dieser Einrichtung 
führt, auf Antrag der islamischen Staa-
ten Algerien, Ägypten, Katar, Libanon, 
Marokko, Oman und Sudan einen Re-
solutionsentwurf an, der jede jüdische 
Beziehung zu Jerusalem und insbeson-
dere zum dortigen Tempelberg rundweg 
ignorierte. Erwähnt wurde in ihm aus-
schließlich die Bedeutung des „Haram 
al-Scharif “ – das ist der arabische Name 
für den Tempelberg, und nur dieser war 
wurde in der Resolution genannt – für 
den Islam. Dass er auch Juden heilig ist 
und zwei Tempel auf ihm standen, un-
terschlug der Text einfach. Der Platz 
an der Klagemauer, wo täglich viele 
tausend Juden beten, firmierte als „Al-
Burak-Platz“. 

Geschichtsklitterung per Mehr-
heitsbeschluss
Folgerichtig wurden in der Resolution 
auch nur angebliche Aggressionen der 
„Besatzungsmacht Israel“ gegen Mus-
lime auf dem „Haram al-Scharif “ ver-
urteilt. Die Tatsache, dass die Al-Aksa-
Moschee immer wieder als Waffenlager 

missbraucht wird und es auf dem Tem-
pelberg regelmäßig zu Ausschreitungen 
von Muslimen gegen Juden kommt, 
blieb dagegen unerwähnt. Diese Ge-
schichtsklitterung fand tatsächlich eine 
Mehrheit: 24 Staaten stimmten dafür – 
neben den islamischen Ratsmitgliedern 

unter anderem auch Brasilien, China, 
Mexiko, Russland, Südafrika und Vi-
etnam –, nur sechs dagegen, nämlich 
Deutschland, Estland, Großbritannien, 
Litauen, die Niederlande und die USA. 
Außerdem gab es 26 Enthaltungen, dar-
unter die von Frankreich, Griechenland, 
Italien, Schweden, Slowenien, Spani-
en und der Ukraine. Die Mehrzahl der 
europäischen Länder im Exekutivrat 
konnte sich also nicht dazu durchringen, 
der aberwitzigen Beschlussvorlage eine 
klare Absage zu erteilen.

Im Mai dieses Jahres wurde Israel ein 
weiteres Mal in einer Resolution atta-
ckiert. „Besetztes Palästina“ lautete der 
Titel des Beschlusses, in dem der jüdi-
sche Staat durchweg als „Besatzungs-
macht“ in ganz Jerusalem bezeichnet 
und insbesondere für seine archäologi-
schen Grabungsarbeiten in der Altstadt 
angegriffen wurde. Dass er in seiner 
Hauptstadt historische und gegenwärti-
ge Rechte und Ansprüche besitzt, wurde 
in dem Dokument erneut unterschla-
gen. Alles, was Israel in der Stadt unter-
nimmt, ja, faktisch sogar seine schiere 
Präsenz wurde als unrechtmäßig und 
ungültig bezeichnet. Diesmal stimmten 
22 Länder für den Entwurf und zehn 
dagegen, nämlich die USA, Italien, 
Deutschland, Großbritannien, die Nie-
derlande, Griechenland, Litauen, die 

Ukraine, Paraguay und Togo. 23 Staaten 
enthielten sich der Stimme, darunter 
Frankreich und Spanien.

Zwei Monate später erklärte die 
UNESCO die Altstadt von Hebron 
zum „palästinensischen“ und zugleich 
gefährdeten Weltkulturerbe. Dort befin-

den sich auch die Grabmale der Patriar-
chen, wo nach biblischer Überlieferung 
unter anderem Abraham, Isaak und 
Jakob ruhen, die Stammväter Israels. 
Erneut unterschlug die Weltkulturorga-
nisation also in einem Beschluss die jü-
dische Geschichte einer Stadt und ihrer 
Kulturdenkmäler. Danny Danon, der 
israelische Botschafter bei den Verein-
ten Nationen, äußerte deshalb scharfe 
Kritik: „Dieser Versuch, die Verbin-
dungen zwischen Israel und Hebron zu 
kappen, ist beschämend und verletzend. 
Er nimmt der UNESCO ihr letztes biss-
chen Glaubwürdigkeit“, sagte er. Israel 
von den Gräbern seiner Stammväter zu 
trennen, sei „eine hässliche Diskriminie-
rung und ein Akt der Aggression gegen 
das jüdische Volk“.

Antisemitismus als Weltkultur-
erbe
Zu den Prinzipien der UNESCO gehö-
ren laut deren Verfassung „die Vielfalt 
der Kulturen“ und „eine ausgewogene 
geografische Verteilung“ bei der Wahl 
der Mitglieder des Exekutivrates. Doch 
wann immer es um den jüdischen Staat 
geht, haben Vielfalt und Ausgewogen-
heit seit jeher rasch ein Ende. Schon 
1974 beispielsweise schloss die Organi-
sation Israel auf arabischen Druck aus, 
erst vier Jahre später wurde die Äch-

tung wieder aufgehoben. In den 1990er 
Jahren boykottierte der seinerzeitige 
UNESCO-Chef Federico Mayor sämt-
liche internationalen Konferenzen in Je-
rusalem und verweigerte alle Treffen mit 
israelischen Offiziellen. Anfang 2014 
sagte die UNESCO ihre geplante Aus-
stellung „Das Volk, das Buch, das Land: 
die 3.500-jährige Beziehung zwischen 
Juden und Israel“ in Paris ab, nachdem 
arabische Staaten, die diese Beziehung 
rundweg leugnen, vehement protestiert 
hatten. Im April 2016 verabschiedete 
der Exekutivrat einen Beschluss, in dem 
Israel für das angebliche „Platzieren ge-
fälschter jüdischer Gräber“ auf muslimi-
schen Friedhöfen verurteilt wurde.

Immer wieder erklärt die UNESCO 
unumstößliche, unleugbare historische 
Tatsachen einfach per Mehrheitsbe-
schluss für inexistent und ersetzt sie 
durch Propaganda. Wollte man es zu-
gespitzt formulieren, dann könnte man 
sagen, dass die Einrichtung den Antise-
mitismus als Weltkulturerbe adelt. Dazu 
passt es, dass jüngst mit Hamad Bin Ab-
dulaziz Al-Kawari ein Mann für den Pos-
ten des Generaldirektors der UNESCO 
kandidierte, der sich mehrfach mit an-
tisemitischen Äußerungen und Akti-
vitäten hervorgetan hatte. Der frühere 
katarische Kulturminister hatte in den 
Jahren 2014 bis 2016 die Ausstellung an-
tijüdischer Literatur auf der Buchmesse 
in Doha genehmigt, zudem hatte er im 
Jahr 2013 zu einem Buch seines Ministe-
riums das Vorwort beigesteuert, in dem 
es unter anderem hieß: „Die Juden kon-
trollieren die Medien, Zeitungen und 
Verlage in den Vereinigten Staaten und 
im Westen.“ Al-Kawari schaffte es bei 
der UNESCO nun bis in die Stichwahl, 
erst dort unterlag er denkbar knapp der 
Französin Audrey Azoulay.

Dass die USA sich nun aus dieser Or-
ganisation zurückzieht – und Israel sich 
dieser Maßnahme anschließt –, ist vor 
diesen Hintergründen nicht nur be-
greiflich, sondern auch richtig. Schon 
2011, als der amerikanische Präsident 

UNESCO: Per Mehrheitsbeschluss die Geschichte fälschen
46mal Israel-Verurteilung, 1mal der Rest der Welt: Warum der UNESCO-Austritt Israels und der USA richtig ist

             �Schon 2011, als der amerikanische  
Präsident noch Barack Obama hieß,  
stoppten die Vereinigten Staaten ihre  
Zahlungen an die UNESCO.

Audrey Azoulay ist die neu gewählte Chefin der UNESCO und selbst Jüdin.
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bekanntlich noch Barack Obama hieß, 
stoppten die Vereinigten Staaten ihre 
Zahlungen an die UNESCO, nachdem 
diese die „Palästinensische Autono-
miebehörde“ als Staat Palästina in ihre 
Reihen aufgenommen hatte. Dennoch 
stellte die Einrichtung den USA wei-
terhin Jahr für Jahr etliche Millionen 
Dollar in Rechnung und entzog ihnen 
2013 das Stimmrecht in der General-
konferenz. Nach dem Ausscheiden am 
31. Dezember 2018 will das Land als 
Nicht-Mitglied einen Beobachterstatus 
einnehmen. Eine Rückkehr wird nicht 
ausgeschlossen, tiefgreifende Reformen 
bei der UNESCO vorausgesetzt.

USA wollen auch andere UN-
Einrichtungen durchleuchten
Schon einmal kündigten die USA ihre 
Mitgliedschaft in der Weltkulturorgani-
sation, nämlich 1984 unter Präsident Ro-
nald Reagan. Seinerzeit wurden die anti-
westliche Ausrichtung der UNESCO und 
ihr ineffizientes Management als Gründe 
angeführt. Erst 19 Jahre später, unter Prä-
sident George W. Bush, traten die Verei-
nigten Staaten wieder bei. Nun ist erneut 
Schluss. Anders als viele Medien und Po-
litiker begrüßte die Deutsch-Israelische 
Gesellschaft (DIG) diesen Entschluss und 
forderte, „auch das deutsche Verhältnis zu 
dieser Organisation zu überprüfen“. Es sei, 
wie es in einer Erklärung des DIG-Präsi-
denten Hellmut Königshaus hieß, damit zu 
rechnen, „dass nun Erwartungen geweckt 
werden, dass Deutschland die entstehende 
Finanzlücke der UNESCO zumindest teil-
weise mit höheren Beiträgen ausgleicht“. 
Diesem Ansinnen sei „nachdrücklich zu 
widersprechen“.

Es gibt fürwahr genügend Grün-
de zur Kritik am US-Präsidenten Do-
nald Trump. Die Entscheidung, der 
UNESCO den Rücken zu kehren, gehört 

jedoch nicht dazu. Eine Entscheidung, 
die eindeutig die Handschrift der ameri-
kanischen UN-Botschafterin Nikki Ha-
ley trägt. Diese hat seit ihrem Amtsantritt 
zu Beginn dieses Jahres viele Male die 
antiisraelischen Tendenzen in den Ein-
richtungen der Vereinten Nationen deut-
lich kritisiert. Nun sagte sie: „Der Sinn 
und Zweck der UNESCO ist eigentlich 
ein guter. Leider ist ihre extreme Politi-
sierung zu einer chronischen Peinlich-
keit geworden.“ Die Resolution zu den 
Grabmalen der Patriarchen sei „nur die 
jüngste in einer ganzen Reihe von dum-
men Aktionen“ gewesen, zu nennen sei 
beispielsweise auch die Entscheidung, 
den syrischen Diktator Baschar al-Assad 
selbst noch „nach der mörderischen Nie-
derschlagung von friedlichen Protesten“ 
in der Menschenrechtskommission der 
UNESCO zu belassen.

Haley kündigte zudem an, auch andere 
UN-Organisationen zu durchleuchten 
und sie mit den gleichen Maßstäben zu 
messen wie die UNESCO. Die amerika-
nischen Bürger sollten jedenfalls nicht 
länger gezwungen sein, „Steuern für 
eine Politik zu zahlen, die uns und unse-
ren Werten feindlich gesinnt ist und der 
Gerechtigkeit Hohn spricht“. Bereits im 
Juni hatte sie laut über einen Austritt aus 
dem notorisch israelfeindlichen Men-
schenrechtsrat der Vereinten Nationen 
nachgedacht. Dessen „unerbittliche, ge-
radezu pathologische Kampagnen“ ge-
gen Israel seien eine Verhöhnung nicht 
nur des jüdischen Staates, sondern des 
Rates selbst. Dieser hat seit seiner Grün-
dung im Jahr 2006 Israel deutlich häu-
figer verurteilt als alle anderen Länder 
dieser Welt zusammen. Er sei, so Haley, 
keine Menschenrechtsorganisation, son-
dern ein Kampf- und Propagandainstru-
ment gegen Israel. Für die UNESCO gilt 
seit Jahren das Gleiche.

Der „japanische Garten“ oder „Garten des Friedens“ beim UNESCO-Hauptquartier
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Von Isi Leibler  
(Redaktion Audiatur)

Berichten zufolge verhandelt Israel ein-
mal mehr mit der Hamas über die Frage in 
Bezug auf den Austausch von Gefangenen. 
Es ist keinesfalls sicher, ob die drei Israelis – 
der in Äthiopien geborene Avera Mengistu 
sowie die beduinischen Gefangenen His-
ham al-Sayed und Jumaa Abu Ghanima 
–, die allesamt aus eigener Initiative den 
Gazastreifen betreten hatten und angeb-
lich psychisch krank sind, überhaupt noch 
leben.

Die Hamas hat sich geweigert, dokumen-
tierendes Videomaterial zur Verfügung zu 
stellen, obwohl Israel angeboten hatte, im 
Austausch einige „palästinensische“ Häft-
linge freizulassen. Israel ersucht die Ha-
mas außerdem auch um die Übergabe der 
sterblichen Überreste von Leutnant Hadar 
Goldin und Hauptfeldwebel Oron Shaul, 
um deren Familien zu ermöglichen, mit 
dem Tod ihrer Angehörigen abschließen 
und eine würdige Beerdigung vornehmen 
zu können.

Bei all dem spielen tiefgreifende emo-
tionale Faktoren eine Rolle. Es ist eine 
uralte jüdische Tradition, pidyon shvuim 
– die Pflicht, Gefangene freizukaufen – 
zu leisten. Sie spiegelt das Mitgefühl und 
die Menschlichkeit wider, durch die sich 
das jüdische Volk über Jahrhunderte der 
Verfolgung und Verstreuung hinweg aus-
gezeichnet hat. Es ist das Credo der IDF, 
ihre Söhne niemals auf dem Schlachtfeld 
zurückzulassen. Dies beinhaltet die mora-
lische und ethische Verpflichtung, alles in 
ihrer Macht Stehende zu tun, um ihre Sol-
daten zurück nach Hause zu bringen – sei 
es tot oder lebendig.

Das israelische Militär ist eine Bürger-
Armee; alle Eltern identifizieren sich mit 
den Familien entführter Soldaten und sind 
bereit, jeden Kompromiss zu unterstützen, 
der sie wieder zurück nach Hause bringen 
wird.

7.000 „palästinensische“ Gefange-
ne im Austausch für 19 Israelis
Trotz anfänglicher Erklärungen, man 
würde nicht auf überzogene Forderungen 
eingehen, hat die israelische Regierung bis 
heute – als Reaktion auf den enormen öf-
fentlichen Druck – letzten Endes stets den 
Erpressungen der Hamas nachgegeben. 
Seit 1948 ließ Israel über 7.000 „palästinen-
sische“ Gefängnisinsassen im Austausch 
für 19 gefangengenommene Israelis frei. 
Im Oktober 2011 wurden mit der Unter-
stützung von 80 Prozent der Bevölkerung 
1.027 Terroristen – darunter die brutalsten 
und grausamsten Serienmörder – im Aus-
tausch für den gefangenen Soldaten Gilad 
Shalit freigelassen.

Israel hat in Bezug auf das Austauschen 
von Gefangenen bei vorangegangenen Ge-
legenheiten erschütternde Erfahrungen 
gemacht und musste einen hohen Preis für 
seine in grotesker Weise unverhältnismäßi-
gen Zugeständnisse zahlen.

Viele der Ausgetauschten begehen 
erneut Morde an Juden
Viele der Entlassenen wandten sich erneut 
dem Terrorismus zu. Einer von ihnen, 
Mahmoud Qawasmeh, finanzierte und 
beauftragte die Mörder der 2014 gekid-
nappten drei Jugendlichen. Ein weiterer, 
Yahya Sinwar, ist derzeit der fanatische 
Hamasführer im Gazastreifen, der fest 
entschlossen ist, Palästina „vom Fluss bis 
zum Meer“ zu „befreien“.

2012 empfahl ein vom damaligen Ver-
teidigungsminister Ehud Barak gebildetes 

Komitee unter Vorsitz des Ex-Präsidenten 
des Obersten Gerichtshofs, Meir Sham-
gar, die Einführung von Regelungen, die 
sicherstellen sollten, dass künftige Geisel-
Deals nicht von Emotionen der Öffentlich-
keit und Medienhysterie bestimmt werden 
sollten – was hinsichtlich des bisherigen 
Austauschs von Gefangenen ein eklatan-
tes Ungleichgewicht zur Folge gehabt hat-
te.  Bedauerlicherweise blieb es bei diesen 
Empfehlungen; sie wurden von der Knes-
set nie als Gesetz institutionalisiert. Man 
argumentierte damals, dass wenn dies per 
Gesetz festgelegt würde, würden zukünf-
tige israelische Gefangene sofort getötet 
werden.

Jeden Preis zu zahlen ist jedoch untrag-
bar, es schwächt die abschreckende Wir-
kung Israels und gefährdet die nationale 
Sicherheit. Als ein Staat, der sich im Bela-
gerungszustand befindet, kann Israel sich 
nicht erlauben, sich einer derartigen Er-
pressung durch Terroristen auszusetzen. 
Dies wird auch in keinem anderen Land so 
gehandhabt.

Anreiz für weitere  
Entführungen
Nicht nur, dass die Hamas als heldenhaft 
betrachtet wird, weil sie derart grotesk ver-
fälschten Tauschhandel betreibt. Es liefert 
unseren Feinden auch den Beweis, dass 
gekidnappte Geiseln die Achillesferse Is-
raels sind und schafft somit einen Anreiz 
für weitere Entführungen. Es versetzt sie in 
die Lage zu beweisen, dass zur Erreichung 
ihrer Ziele Terrorismus unendlich viel 
wirksamer ist als Verhandlungen. Diese 
Art von Tauschhandel schafft außerdem 
ein Umfeld, in dem inhaftierte Terroristen 
optimistisch bleiben, dass Israel letzten 
Endes gezwungen sein wird, sie freizuge-
ben und sie dann, belohnt mit großzügigen 
Entschädigungen, als Helden nach Hause 
zurückkehren werden.

Ihr blindes Verlangen, uns zu zerstören, 
ist unersättlich und die fortgesetzte Kapi-
tulation gegenüber unverhältnismäßigen 
Forderungen wird unweigerlich in noch 

größeren Tragödien gipfeln.
Bevor er sich überhaupt auf Verhand-

lungen einlässt, verlangt Hamas-Führer 
Sinwar die Entlassung aller 60 Gefäng-
nisinsassen, die sich nach wie vor in Haft 
befinden, weil sie ihre terroristischen Ak-
tivitäten nach ihrer Entlassung im Rah-
men des Shalit-Austausches wieder aufge-
nommen hatten. Verteidigungsminister 
Avigdor Lieberman hat dies zu Recht ver-
weigert, indem er betonte, dass Israel den 
Fehler, „palästinensische“ Mörder im 
Austausch für Gefangene der Hamas frei-
zugeben, nicht wiederholen dürfe. Er un-
terstrich, dass die im Austausch für Shalit 
freigelassenen „Palästinenser“ den Ton bei 
der Hamas im Gazastreifen angeben und 
ihre vorherigen terroristischen Aktivitäten 
fortgesetzt haben.

Die Äußerungen des Ministers waren 
eine Reaktion auf das flammende Plädo-
yer von Simcha Goldin, dem Vater von 
Hadar Golding, dessen sterbliche Über-
reste seit der Operation Protective Edge im 
Jahr 2014 von der Hamas zurückgehalten 
werden. Man muss Goldin zugutehalten, 
dass er Initiativen ablehnte, die unverhält-
nismäßige Zugeständnisse an die Hamas 
beinhaltet hätten. Dennoch bezichtigte er 
Lieberman, „schwach“ und „feige“ gewesen 
zu sein, da er die Hamas nicht gezwungen 
habe, die Leichname der Soldaten zurück-
zugeben, damit ihre Familien sie bestatten 
und mit ihrem Tod abschließen könnten. 
Lieberman sagte, er akzeptiere Goldins 
Kritik und versprach, alles in seiner Macht 
Stehende zu tun, um die sterblichen Über-
reste des Soldaten zurückzuerhalten, je-
doch nur, wenn dies die Sicherheit Israels 
nicht unterminieren oder den Tod weiterer 
Israelis zur Folge haben würde.

Liebermans Stellungnahme erfolgte 
nach dem Rücktritt des israelischen Ver-
handlungsführers Lior Lotan, der diesen 
Schritt unternommenen hatte, weil man 
ihm angeblich zu wenig Handlungsspiel-
raum gegeben habe. Anschließend beklag-
te er sich über die Schwäche Israels in des-
sen Vorgehensweise.

Es hat auch andere Vorschläge gegeben. 
Das Mindeste, was wir tun sollten, ist eine 
weltweite Kampagne zu starten, welche die 
Vereinten Nationen und Menschenrechts-
organisationen dazu aufruft, ihrer Ver-
antwortung in einer teilnahmsvollen und 
unparteiischen Weise gerecht zu werden. 
Amnesty International, das massive Res-
sourcen darin investiert, mit zweierlei Maß 
zu messen, indem es Israel kontinuierlich 
als Schurkenstaat abstempelt, die Gräuel-
taten der Hamas jedoch verharmlost, sah 
sich zwar gezwungen, die Entführungen 
zu verurteilen, versäumte es jedoch nach 
einer ersten Ankündigung, die Sache wei-
ter zu verfolgen.

Für jeden gefangengehaltenen Israeli 
200 Hamas-Aktivisten verhaften?

Einige schlagen radikalere Maßnahmen 
vor. Lotan, der ehemalige Verhandlungs-
führer, schlug vor, Israel solle den Spieß 
umdrehen, indem es für jeden gefangen-
gehaltenen Israeli 200 bekannte Hamas-
Aktivisten ergreift oder verhaftet. Andere 
schlagen vor, Israel solle damit aufhören, 
die Leichname von Hamas-Terroristen 
an ihre Angehörigen auszuhändigen. Au-
ßerdem solle es die Lebensbedingungen 
inhaftierter Hamas-Terroristen drastisch 
herabstufen und deren ehelichen Rechte 
einschränken. Wieder andere drängen gar 
darauf, die Belagerung Gazas deutlich zu 
intensivieren.

Gegner dieser Maßnahmen argumentie-
ren, dass solche Schritte nur dazu führen 
würden, das sich die öffentliche Meinung 
verschlechtere und einige militärische 
Quellen fürchten, sie würden neuerliche 
Feindseligkeiten anfachen. Es ist gefähr-
lich, wenn Sessel-Kritiker, die nicht die 
vollständigen Fakten kennen, dogmatische 
Empfehlungen aussprechen.

Man kann sich nicht mit trauernden 
Eltern streiten, deren Kinder getötet oder 
gefangengenommen wurden, aber das 
heißt nicht, dass man mit ihren Forde-
rungen übereinstimmen muss, wenn dies 
bedeutet, die Sicherheit der israelischen 
Bevölkerung zu gefährden. Wir müssen 
uns der Tatsache bewusst sein: Bei der Ha-
mas haben wir es mit Barbaren zu tun, die 
wiederholt ihre Absicht bekräftigt haben, 
zu jedem Zeitpunkt ihrer Wahl feindli-
che Handlungen gegen uns in die Wege 
zu leiten. Wenn wir unsere Ziele der Welt 
verkünden, wird die öffentliche Meinung 
– die Meinung der blutenden Herzen nicht 
mitgerechnet – voraussichtlich für uns Par-
tei ergreifen.

Zugegebenermaßen ist dies keine leichte 
Entscheidung. Die Freilassung einer wei-
teren großen Gruppe von Mördern muss 
verhindert werden – aber bloßes Reden 
schwingen ist ebenso unakzeptabel.

Der Koordinator für Regierungsangele-
genheiten in den Gebieten, Generalmajor 
Yoav Mordechai, stellte gegenüber dem 
US-Sonderbeauftragten für internationale 
Verhandlungen Jason Greenblatt fest, dass 
„wir keine signifikante Entwicklung im 
Gazastreifen zulassen werden … ohne die 
Rückkehr der vermissten IDF-Soldaten si-
cherzustellen.“

Möglicherweise sind also die Entschei-
dungsträger zu der Erkenntnis gelangt, dass 
ein Vorgehen nach dem „Zuckerbrot-und-
Peitsche“-Prinzip einen Versuch wert ist.

Isi Leibler ist ehemaliger Vorsitzender der 
australischen jüdischen Gemeinde und ehe-
maliger Vorsitzender des Verwaltungsrates 
des Jüdischen Weltkongresses. Dieser Kom-
mentar wurde erstmals in der Jerusalem 
Post und der Tageszeitung Israel Hayom 
veröffentlicht.

Pidyon Shvuim – Gefangenenbefreiung um jeden Preis?
Die Hamas und der Gefangenenaustausch-Betrug
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Yahya Sinwar, der Hamasführer im Gazastreifen.
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Von David Klein

Am Samstag hat er seinen Rücktritt aus 
dem Nationalrat erklärt. Jonas Fricker 
macht Platz, nachdem er in einer Debatte 
um Nahrungsmittel Schweinetransporte 
mit Deportationen von Juden verglichen 
hat. Tiere sollte man nicht mit Menschen 
vergleichen. Das Tier ist immer der bessere 
Mensch. Kein Tier verhält sich so unmora-
lisch, wie Menschen das tun.

Wem, wie dem ehemaligen Grünen-
Nationalrat Jonas Fricker, dessen Kennt-
nisse über den versuchten Genozid an 
den europäischen Juden sich auf Holly-
wood-Schmonzetten beschränken, der 
Unterschied zwischen der industriellen 
Vernichtung von Tieren zum Zweck der 
Ernährung und der industriellen Vernich-
tung von Menschen, weil sie Juden sind, 
nicht klar ist, dem ist nicht mehr zu helfen.

Das ist aber nicht das Problem bei Fri-
ckers Vergleich von Juden und Schweinen, 
der im Übrigen auch im Koran zu finden 
ist, wo Juden als „Affen und Schweine“ be-
schrieben werden (5:60). Problematisch ist 
die Reaktion von Politikern und Journalis-
ten, die einmal mehr mit der Einordnung 
der Thematik restlos überfordert sind.

Ist doch die Causa Fricker geradezu 
ein Paradebeispiel für den inakzeptablen 
Doppelstandard, der bezüglich der Unter-
scheidung zwischen „Antisemitismus“ und 
„Antizionismus“ beziehungsweise „legiti-
mer Israelkritik“ angewendet wird. Denn 
die gleichen Politiker und Medien, deren 
Empörungskompass bei „Holocaust“ oder 
„Auschwitz“ wild ausschlägt, lassen keine 
Gelegenheit aus, Israel, den „Juden unter 
den Staaten“, zu attackieren, und zwar mit 
Vergleichen, die einiges unhaltbarer sind 
als derjenige von Jonas Fricker.

Verharmlosung der Hamas-Rake-
ten als bloße „Metallhülsen“
So behauptete der mittlerweile abgewählte 
grüne Badener Stadtammann Geri Müller 
(„Hamas-Geri“), die Israelis würden mit 
den „Palästinensern“ „dasselbe tun wie 
die Nazis mit den Juden“, was gemäß der 
Arbeitsdefinition der „International Ho-
locaust Remembrance Alliance“ (IHRA) 
den Tatbestand des Antisemitismus er-
füllt. 2012 hieß Müller mit Hamas-Presse-
sprecher Mushir Al Masri einen gewaltver-
herrlichenden Terroristen im Bundeshaus 
willkommen, der „palästinensische“ Frau-
en aufforderte, „ihre Söhne der Al-Aqsa-
Moschee zu opfern“. Die auf israelische Zi-
vilisten abgefeuerten Raketen der Hamas 
verharmloste er als bloße „Metallhülsen“. 
Von seinem Nazivergleich hat sich Müller 
nie distanziert, von einem Rücktritt ganz 
zu schweigen.

Jo Lang, Historiker, alt Nationalrat und 
Vizepräsident der Grünen, vergleicht Is-
rael, wo Araber als vollwertige israelische 
Staatsbürger mehr zivilrechtliche Freihei-
ten besitzen als in jedem arabischen Land, 
mit der südafrikanischen Apartheid (was 
gemäß IHRA ebenfalls als antisemitisch 
gilt) und marschiert an von SP und Grü-
nen mitorganisierten anti-israelischen De-
monstrationen an vorderster Front. Ausge-
rechnet er, der Geri Müllers Gleichsetzung 
von Juden mit Nazis ignorierte, findet Fri-
ckers Vergleich „grässlich“ und zeigt sich 
„erschüttert“.

Auch Grünen-Präsidentin Regula Rytz 
ist für ihre anhaltende, unverhältnismä-
ßige Kritik am Judenstaat bekannt. 2012 
schrieb sie das Vorwort für die umstrittene 
Nakba-Ausstellung im Berner Kornhaus, 

die so einseitig anti-israelisch war, dass 
Berner Lehrer sich genötigt sahen, eine 
Gegendarstellung mit dem Titel „Was die 
Nakba-Ausstellung verschweigt“ zu ver-
schicken.

In ihrer Replik auf einen kritischen BaZ-
Artikel, in dem Dominik Feusi den linken 
Antisemitismus thematisiert, schiebt Rytz 
ausschließlich Israel die Schuld am Schei-
tern des Nahostfriedens zu. Es sei außer-
dem nicht ihre „Aufgabe, als Präsidentin 
jede Wortwahl von Parteiexponenten zu 
qualifizieren“, schreibt sie bezüglich Geri 
Müller, dessen Nazivergleich sie mit kei-
nem Wort verurteilte. Warum auch, Mül-
ler bezog sich ja auf Israelis, nicht auf Juden. 
Dass Rytz sich nun urplötzlich als Philose-
mitin feilbietet und vorgibt, ob Frickers Vo-
tum „konsterniert“, ja gar „schockiert“ zu 
sein, wirkt äußerst befremdlich, offenbart 
aber die schizophrene Haltung der „An-
tizionisten“ und „legitimen Israelkritiker“ 
gegenüber Juden und Israel.

Fadenscheinige Verfechtungen
Das Bedürfnis, für den fortdauernden all-
täglichen Antisemitismus mit den Wort-
schöpfungen „Antizionismus“ und „Israel-
kritik“ (von einer Syrien-, Nordkorea- oder 
Saudi-Arabien-Kritik ist mir nichts be-
kannt) Codeworte zu schaffen, die der 
heutigen Befindlichkeit entsprechen, ist 
einfach zu erklären. Vor 1945 war Hass ge-
gen Juden in jeder Hinsicht alltäglich: Auf 
Postkarten, in Romanen, in Artikeln, in 
Parteiprogrammen oder Märchen wurde 
Antisemitismus offen und ohne Bedenken 
kommuniziert. In Deutschland gab es die 
„Antisemitenliga“ von Wilhelm Marr und 
eine „Antisemiten-Petition“ stellte sich ge-
gen die soziale und rechtliche Gleichstel-
lung der Juden.

Die grüne Anti-Israel-Sturmtruppe Re-
gula Rytz, Jo Lang und Geri Müller hätte 
ihre Abneigung gegen Juden nicht hinter 
fadenscheinigen Verfechtungen der Men-
schenrechte verstecken müssen, die Da-
men und Herren wären wohl begeisterte 
Mitglieder des „Verbands gegen die Über-
hebung des Judentums“ gewesen.

Es stellt sich unweigerlich die Frage: 
Weshalb kritisieren Rytz und Lang ihren 
Parteikollegen Fricker so vehement, nach-
dem sie Geri Müller verteidigt hatten? 
Und warum lehnen sie eine Aufarbeitung 

des Antisemitismusproblems der Grünen 
ebenso vehement ab? Jo Lang gibt die Ant-
wort per Twitter gleich selbst: Der „Antise-
mitismus-Test“ läge „in der Haltung zum 
Bergier-Bericht“.

Die Behauptung ist entlarvend: Wenn 
nur ein Antisemit sein kann, wer den 
Bergier-Bericht über die Schweiz im Zwei-
ten Weltkrieg ablehnt, dann gibt es im grü-
nen Kosmos von Jo Lang keinen aktuellen 
Antisemitismus gegen heutige Juden oder 
ihren Staat Israel. Dann ist – man staunt 
– alles an Judenhetze erlaubt, solange es 
nicht mit einer Geschichte zu tun hat, die 
70 und mehr Jahre her ist.

Klar, gegen die in den Konzentrations-
lagern ermordeten Juden haben die meis-
ten grünen „Antizionisten“ nichts. Es sind 
die (noch) lebenden Juden, mit denen sie 
ein Problem haben. Solange Israelis ohne 
jede Gegenwehr hinnehmen, von Hamas-
Raketen beschossen und von „palästinen-
sischen“ Selbstmordattentätern dezimiert 
zu werden, toleriert man ihr Verhalten. 
Wehren sie sich, stellt Geri Müller sie auf 
eine Ebene mit den Nazis.

Extreme Stimmungsmache
Indem sich Jo Lang auf den Bergier-Bericht 
als Maß für Antisemitismus kapriziert, wie 
er es bereits 2013 im „Tageswoche“-Artikel 
„Gestern judenfeindlich – heute israel-
freundlich“ tat, impliziert er, dass nur tote 
Juden Opfer sein dürfen. Der Missmut des 
grünen „Antizionisten“ über die lebenden 
Juden, die in Israel partout nicht Opfer 
bleiben wollen, äußert sich in exzessiver 
„Israelkritik“ unter dem Vorwand der Sor-
ge, „humanistische und universalistische 
Normen“ würden vom demokratischen Is-
rael nicht eingehalten. „Der Massenmord 
an den Juden verpflichtet dazu, (…), Israel 
mit Lob und Tadel moralisch beizustehen, 
damit das Opfer nicht rückfällig werde“, 
schrieb der Journalist Wolfgang Pohrt vor 
über 30 Jahren.

Doch wie sollen Politiker bezüglich ihrer – 
wohl oft auch unbewussten – Ressentiments 
gegen Juden ein Unrechtsbewusstsein ent-
wickeln, wenn sogar der Bundesrat unver-
hohlen anti-israelische Agitation betreibt, in-
dem er mit Hunderten Millionen Schweizer 
Steuergeldern das „palästinensische“ Hilfs-
werk UNRWA finanziert, das nachweislich 
mit Hamas-Terroristen kollaboriert?

In einer am 27. September veröffent-
lichten Studie des „Center for Near East 
Policy Research“, des „Simon Wiesenthal 
Center“ und des „Middle East Forum“ 
wurde erneut die Dämonisierung von Ju-
den und Israel in UNRWA-Schulbüchern 
nachgewiesen. Die Studie beklagt eine 
„extreme antiisraelische und antijüdische 
Stimmungsmache“. So werden in den 
neusten UNRWA-Schulbüchern Attacken 
auf israelische Linienbusse mit Molotow-
Cocktails als „Barbecue Partys“ verhöhnt, 
eine „palästinensische“ Terroristin, die 
für den Tod von 30 israelischen Zivilisten 
verantwortlich ist, wird als Märtyrerin ver-
herrlicht.

Palästinensische Schulbücher
Der Begriff „Israel“ wurde fast vollständig 
eliminiert, was die Studie als „verstörende 
Entwicklung“ einstuft. Auch was mit den 
Juden nach der „Befreiung Palästinas“ pas-
sieren soll, wird thematisiert: Vertreibung 
und komplette Vernichtung aller Spuren 
jüdischen Lebens.

Pierre Krähenbühl, der Schweizer Di-
rektor der UNRWA, lehnt Änderungen an 
den Unterrichtsmaterialien ab: „Es wird 
weiter nach dem Curriculum der Palästi-
nensischen Autonomiebehörde (PA) un-
terrichtet.“ Diese Ankündigung kam nach 
Drohungen der PA und Hamas, die vor-
gesehenen Korrekturen, nämlich die UN-
RWA-Schulbücher von jeglichem Antise-
mitismus zu säubern, seien „inakzeptabel“.

Der scheidende EDA-Vorsteher Didier 
Burkhalter (FDP) sieht in der anhaltenden 
anti-israelischen und antisemitischen Het-
ze der UNRWA offenbar kein Problem, 
die Schweizer Steuermillionen fließen un-
gehindert weiter. Es bleibt zu hoffen, dass 
der neugewählte Bundesrat und EDA-Vor-
steher Ignazio Cassis diesem unwürdigen 
Treiben ein Ende bereitet.

Skandalöse Irrelevanz
Antisemitismus oder Antizionismus? Der 
unlängst verstorbene Holocaustüber-
lebende und Literaturnobelpreisträger 
Imre Kertész („Roman eines Schick-
sallosen“) findet deutliche Worte: „Auf 
dem Bildschirm sehe ich, in Jerusalem 
ebenso wie anderswo, gegen Israel ge-
richtete Demonstrationen. Ich sehe die 
in Frankreich in Brand gesetzten Syna-
gogen und geschändeten Friedhöfe. Ich 
sah den portugiesischen Schriftsteller 
Saramago im Fernsehen, wie er, über ein 
Blatt Papier gebeugt, Israels Vorgehen 
gegen die „Palästinenser“ mit Auschwitz 
verglich – ein Zeugnis dafür, dass der 
Autor nicht die geringste Ahnung von 
der skandalösen Irrelevanz des von ihm 
angestellten Vergleichs besaß. Ich frage 
mich, ob man die israelfeindliche Gesin-
nung nicht trennen muss vom Antisemi-
tismus.

Aber ist das möglich? Wahrscheinlich, 
überlege ich, hat die seit etwa 2.000 Jahren 
währende Judenfeindseligkeit sich zum 
Weltbild verfestigt. Der Hass hat sich zum 
Weltbild verfestigt, und Gegenstand des 
Hasses ist ein Volk geworden, das in keiner 
Weise bereit ist, von der Erdoberfläche zu 
verschwinden. Ich gestehe ehrlich: Als ich 
im Fernsehen zum ersten Mal die auf Ra-
mallah zurollenden israelischen Panzer er-
blickte, durchfuhr mich unwillkürlich und 
unabweisbar der Gedanke: ‚Mein Gott, 
wie gut, dass ich den Judenstern auf israe-
lischen Panzern sehe und nicht, wie 1944, 
auf meiner Brust.‘“

Zuerst erschienen in der „Basler Zeitung“

Der getarnte Judenhass der Grünen
Der Rücktritt Jonas Frickers wegen Antisemitismus-Vorwürfen macht eine Neubewertung der grünen 

Partei der Schweiz erforderlich.

Der Grüne Jonas Fricker verglich Schweinetransporte mit der Deportation von Juden.
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Von Michael Guttmann

Auf der UN-Vollversammlung im Septem-
ber 2017 ging es außergewöhnlich heiß 
her. Anlass waren die bedrohlichen Kraft-
demonstrationen des nordkoreanischen 
Diktators im Pazifik und Irans Ayatollahs 
im Nahen Osten. US-Präsident Trump 
musste erfahren, dass er den Verbalgefech-
ten mit erfahrenen, skrupellosen Dikta-
toren nicht gewachsen ist. Irans Präsident 
Rohani verspottete ihn als laienhaften 
„Newcomer“ und inszenierte sich selbst 
als Friedensbotschafter im Gewand eines 
Heiligen: „Iran ist eine Bastion der Tole-
ranz. Er strebt keinen Atomwaffenbesitz 
an.“ Nordkoreas Diktator, der gar keinen 
Kontrollen mehr unterliegt, bezeichnete 
Trump aus der Ferne als Papiertiger.

Deutschland hatte seine Beschwich-
tigungspolitik vorgetragen, die durch 
Unwissen brillierte: „Die Entwicklung 
nordkoreanischer Atomwaffen ist besorg-
niserregend. Die Bundesregierung wün-
sche zwar, dass sich Iran im Syrienkrieg 
anders verhält, seine Vertragspflichten im 
Atomdeal hält es aber ein. Eine Kündigung 
seitens der USA gefährde den Frieden im 
Nahen Osten. Der Atomdeal mit Teheran 
ist ein nachahmenswertes Beispiel auch für 
Nordkorea.“

Deutschlands besorgte Politiker leiden 
offenbar an Wahrnehmungsstörungen 
oder Ignoranz. Sie können nicht einmal 
daheim die Sicherheit gewährleisten, bie-
ten sich aber für alle möglichen Konflikte 
in der Welt als Vermittler an. Dass dieser 
Unfug bei Teilen der Bevölkerung immer 
noch ankommt, ist das Verdienst der hie-
sigen Leitmedien. Lügen, wie z.B. „Nie-
mand hat die Absicht eine Bombe zu bau-
en“, müssen nicht immer direkt verkündet 
werden. Verschweigen von Tatsachen sind 
auch Lügen. 

Deutschland und Frankreich sind 
sich gar nicht einig
Eine Lüge lautet, dass Frankreich und 
Deutschland in Sachen des JCPOA-Atom-
deals einig sind. Tatsächlich hat Präsident 
Macron am 29. August 2017 in Paris er-
klärt, dass der Vertrag um den Bereich 
der ballistischen Trägerraketen ergänzt 
werden müsse. Eine Desorientierung der 
deutschen Öffentlichkeit ist es auch, wenn 
der Eindruck erweckt wird, als würde nur 
Trump den Deal bemängeln. Tatsäch-
lich hat der Direktor der Internationalen 
Atomenergiebehörde IAEA, Amano, vor 
der UNO verkündet, dass es höchste Zeit 
sei Kontrolleure nach Iran zu schicken. 
Der Mann kennt die diplomatischen Win-
dungen der iranischen Unterhändler seit 
Beginn der Wiener 5+1-Verhandlungen. 
In seinem Bericht vom 8. Dezember 2015 
erklärte er: „Irans Forderungen stehen im 
Widerspruch zum Atomvertrag von Wien. 
Erst nach Schließung der PMD-Akte be-
ginnt der Sanktionsabbau.“ Die PMD 
- Akte (Possible Military Dimensions) 
ist ein Dossier über die militärischen Di-
mensionen des abzubauenden alten irani-
schen Atomprogramms. „Der Iran hat den 
PMD- Bericht wiederholt zum Problem 
gemacht, indem er einen bedingungslosen 
Freispruch vom Verdacht der militärischen 
Atomnutzung verlangte. Das hieße Frei-
spruch von jeglicher Kontrolle.“ Von die-
sem Poker hat Deutschlands Bevölkerung 
nie etwas erfahren. Deshalb können die 
Politiker den Deal mit Iran nach Herzens-
lust interpretieren, ihn gar als Musterver-

trag mit Nordkorea empfehlen und westli-
che bzw. europäische Einigkeit vorgaukeln. 

Was treibt „El- Merk“ und „El-Gabri“, 
dass sie so eifrig für den JCPOA-Deal wer-
ben? Natürlich die Sorge um Sicherheit. 
„Die Atomtests Nordkoreas sind ein Kon-
flikt, der auch uns betrifft. Und ich bin des-
halb bereit, und auch der Außenminister 
ist bereit, Verantwortung zu übernehmen“, 
erklärte Merkel am 20. September 2017 
der Deutschen Welle. Warum nur versteht 
der Geschäftsmann Trump diese Besorgt-
heit nicht und bezeichnet den Atomvertrag 
„als eines der schlechtesten Geschäfte der 
USA“? Denken unsere Politiker wirklich 
anders oder ist es Heuchelei? Was haben 
die USA mit JCPOA zu gewinnen, wenn 
die Ayatollahs weiter atomar aufrüsten? 

Deutschland profitiert vom 
Handel
Anders sieht es Deutschland, dem es 
wurst ist, was die Ayatollahs treiben. 
Am Handel partizipieren sie allemal. Die 
deutsche Wirtschaft hat bereits vor einer 
Aufkündigung des Atomabkommens mit 
Iran durch die USA gewarnt. „Ein solcher 
Schritt wäre ein Schlag ins eigene Kon-
tor“, sagte der Außenwirtschaftschef des 
DIHK. Wenn Iran erst einmal über ein-
gefrorene Konten wieder verfügen kann, 
dann wird das ein Milliardengeschäft. 
Wird bald auch die deutsche Rüstungs-
industrie Waffen dorthin liefern? Ausge-
schlossen ist das nicht. 

Der Außenminister weiß nicht, was er 
spricht, wenn er sagt: „…den Vertrag zu 
kündigen wäre eine große Gefahr für die 
Stabilität in der Nahost-Region.“ Auch das 
ist Heuchelei, denn Iran ist seit dem Ver-
trag noch aggressiver. Gelogen ist es auch, 
denn wer spricht eigentlich von Vertrags-
kündigung? Rohani versicherte vor der 
UNO „sein Land wird das Abkommen 
nicht aufkündigen.“ Zugleich drohte er mit 
harten Gegenmaßnahmen, wenn die USA 
das wagen sollten. Etwa mit einer heimlich 
gebastelten Bombe? Damit schob Rohani 
den USA eine Kündigungsabsicht unter. 
Nach dieser lächerlichen Rhetorik, wurde 
das Wort „Kündigung“ in den deutschen, 
diplomatischen Sprachgebrauch aufge-
nommen. Man unterstellt dem US-Präsi-

denten Torheit und erklärt dem eigenen 
Volk jede Kritik an JCPOA als Ablehnung 
der nuklearen Abrüstung. Wer andere 
Auffassung zur Regierungspolitik äußert, 
ist gegen den Frieden.

Iran folgt dem nordkoreanischen 
Weg
Man muss schon tiefer loten, denn es geht 
meistens um Details, die man nicht mit 
heuchlerischer Rhetorik bekämpfen kann. 
„Es gibt keine Alternative zur Nichtver-
breitung von Atomwaffen und wir werden 
die Umsetzung des Vertrages sehr streng 
kontrollieren“, sagte Macron. Wie reagierte 
der Iran auf solche Forderungen des IAEA-
Direktors und des französischen Präsiden-
ten nach mehr Strenge bei der Kontrolle 
der Vertragsumsetzung? 

Unter dem Mullahregime haben sich 
alle Funktionsträger, vom Präsidenten 
Rohani über Abgeordnete des iranischen 
Parlaments bis zu den Generälen gegen 
jede Aufsicht durch neutrale Kontrolleu-
re gewandt. Die Amerikaner wurden als 
Träumer und Amano zum ahnungslosen 
Spinner erklärt, die das Vertragswerk nicht 
kennen: „Es gibt keine Erwähnung des Zu-
gangs von Kontrolleuren zu militärischen 
Standorten des Irans.“ Was haben sie zu 
verbergen? Haben die 5+1-Unterhändler, 
darunter Deutschland, bei Vertragsab-
schluss 2015 die Raketenrüstung nicht se-
hen wollen? 

Deutlich offener sprechen Irans Spitzen-
politiker, die schon lange die Auffassung 
vertreten, dass Iran dem Weg Nordkoreas 
folgen sollte: „Atomisierung und Rake-
tenentwicklung sind parallel zu Verträgen 
mit den Großmächten zu betreiben, bei-
des im Streben nach lokaler Führung auf 
dem Weg zur Atommacht. Der Iran hat 
dies unter dem Schirm einer Vereinba-
rung mit den Supermächten erreicht, was 
ihm Schutz vor Aufsicht schafft und ihm 
erlaubt seine nuklearen Fähigkeiten zu ent-
falten, ähnlich wie Nordkorea, das mehre-
re Vereinbarungen mit den Clinton- und 
Obama-Administrationen erreichte.“ 

Der Oberayatollah Chamanei verbrei-
tete schon 2006 in einer Anleitung an sei-
ne Untertanen: „Schlussfolgerungen aus 
Nordkorea, einem Land, das seine Atom-

bombe unter den Augen der Amerikaner 
baute, obwohl es unter Druck und Sankti-
onen stand. Niemand gelang es dagegen et-
was zu unternehmen. Das zeigt uns, wenn 
ein Land entschlossen handelt, bleibt der 
Erfolg einer Nuklearrüstung nicht aus.“ 
Teheran nutzt ebenfalls JCPOA, um seine 
militärische Atomisierung fortzuführen, 
ohne einer wirksamen Überwachung zuzu-
stimmen. Es nutzt die Erfahrungen Nord-
koreas mit größerer Raffinesse aus. Anstatt 
eine Aufsicht generell zu verweigern, gelang 
es Teheran einen Rahmen zu schaffen, in 
dem nur „deklarierte“ Inspektionen durch-
führbar sind. Mit Zustimmung der Obama-
Regierung wurden die ballistische Rake-
tenentwicklung sowie Schwere Wasser 
und fortgeschrittene Zentrifugen aus dem 
Vertrag herausgehalten. Die Aufsicht über 
8,5 Tonnen Vorrat an angereichertem Uran 
übertrug Obama an Russland. Nach Aus-
laufen der JCPOA-Vereinbarung 2025 ist 
Iran so in der Lage, auf legalem Weg kurz-
fristig eine Atommacht zu werden. Amano 
räumte ein, dass die IAEA keine wirksamen 
Inspektionsrechte mehr hat. 

Iran und die Trump-Administ-
ration
Mit dem Einzug Trumps ins Weiße Haus 
reduzierte Iran vorsichtshalber für eine 
Weile die Serie seiner Provokationen. Bald 
musste er erkennen, dass deren Rückkehr 
zur Rhetorik „Tod den Amerikanern“ ver-
dammt ernst gemeint war und dass seine 
Hände durch die Politik seines Vorgän-
gers gefesselt sind. Nach Einschätzung des 
„Internationalen Instituts für Strategische 
Studien“ IISS vom September 2017 hat die 
IAEA ihren professionellen Status in Sa-
chen Atomaufsicht verloren und handelte 
nur noch nach politischen Erwägungen. 
Unter diesen Umständen zog sie es vor der 
Auseinandersetzung mit dem Iran aus dem 
Wege zu gehen.

In der neuen US-Administration ging es 
chaotisch zu. Einerseits informierte man 
den Kongress (Juli 2017), dass Iran seine 
Forderungen erfüllt, ohne die Einschrän-
kung der Kontrollen auf „deklarierte“ 
Objekte richtig einschätzen zu können. 
Anderseits forderte die neue US-Botschaf-
terin bei der UNO Kontrollen in Einrich-

Iran: „Niemand hat die Absicht  
eine Atombombe zu bauen.“

Wie deutsche Medien ihre Zuschauer über das Iran-Atomabkommen desinformieren

Eine iranische Rakete wird auf eine Parade vorgeführt.
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tungen der iranischen Armee. Die militä-
rischen Erfolge der Revolutionswächter in 
Irak, Syrien und Jemen haben die ideologi-
sche Front unter Chamanei gestärkt. Roha-
ni erklärte anlässlich seiner Vereidigung im 
August 2017: „Iran kann binnen weniger 
Stunden sein Atomprogramm auf fortge-
schrittenem Niveau wieder auflegen.“ All 
das veranlasste Trump wirksame Bedin-
gungen der Kontrolle als Voraussetzung für 
die Fortsetzung von JCPOA zu verlangen.

Appeasement oder Edge?
Was bedroht die Welt mehr, Verhandlungen 
oder den Despoten Kante zeigen? JCPOA 
– Joint Comprehensive Plan of Action – be-
deutet „gemeinsamer umfassender Aktions-
plan“. USA, Großbritannien, Frankreich, 
Russland, China und Deutschland waren 
die Verhandlungspartner. Es sollte ein ge-
meinsames Streben zum gegenseitigen 
Vorteil werden, um die Weiterverbreitung 
von Nuklearwaffen einzudämmen. Dies 
konnte nur gelingen, wenn die Realisierung 
von strengen Kontrollen begleitet wird. Was 
die Befürworter erhofften und was der Iran 
aus dem Plan machte, ist alles andere als ver-
trauenswürdige Zusammenarbeit. Ein Re-
sümee nach zwei Jahren Abkommen sieht 
verheerend aus und hat selbst die Befürch-
tungen der Kritiker übertroffen. 

Die Hoffnung, dass JCPOA die mode-
raten Kräfte stärken werde, zerschellte als 
erstes. Sie konnten zwar die Wahlen gewin-
nen, aber das ideologische Lager nicht aus 
den Machtpositionen entfernen. Der neue 
Präsident erhielt von Ayatollah Chamenei 
strikte Anweisungen in Sachen JCPOA, 
Kompromisse durch Bedingungen zu er-
setzen. Dem Parlament wurde ein gefälsch-
tes Abkommen zur Ratifizierung vorgelegt 
und die Macht der Revolutionsgarden stieg 
an. Die Bevölkerung, die Erleichterungen 
durch den Fall der Sanktionen erhoffte, 
blieb bis heute enttäuscht. Eine weitere 
Hoffnung auf Einstellung von Provokatio-
nen gegen die USA und Europa sowie von 
Aggressionen  gegen die Staaten der Nah-
ostregion trat nicht ein. Der Iran provoziert 
die USA nicht nur verbal, sondern atta-
ckiert dessen Schiffe im Persischen Golf. 
Geradezu präzedenzlos wurden Irans Mili-
täraktionen in der Region durch Waffenlie-
ferungen und militärische Interventionen 
in Irak, Syrien, Libanon und Jemen. 

Eine andere Illusion, dass der Iran die 
atomare Rüstung von selbst aufgibt, hat 
sich nicht erfüllt. Haben sie früher noch die 
Hucke voll gelogen, so drohen sie heute of-
fen damit, jederzeit den Bombenbau wieder 
aufzunehmen. Sie schmücken ihre Raketen 
mit Vernichtungsparolen Israels. Sie pfeifen 
auf das „Iran Nuclear Agreement Review 
Act“ INARA mit den USA, nach dem der 
Kongress die Einhaltung der JCPOA kon-
trollieren soll. Sie brüskieren und beleidi-
gen die Vertreter der IAEA. JCPOA ist aus 
zeitlicher Sicht ein denkbar unrealistischer 
Vertrag. Mit einem Geltungszeitraum von 
8-10 Jahren widerspricht er jeder Vernunft. 
„Sunset Klausel“ heißt der Tag des Auslau-
fens des Vertrages.  Nicht mal eine Genera-
tion ist vor einem D-Day sicher.

Haben deutsche Politiker vor diesen fa-
talen Fehlern gar keinen Respekt?  In den 
Auseinandersetzungen führen sie haupt-
sächlich zwei Argumente ins Feld:  Ver-
tragsänderung verdopple die nukleare Be-
drohung (Nordkorea + Iran) und schade 
der Glaubwürdigkeit. Die erste These wird 
mit apokalyptischen Szenarien vorgetra-
gen: „Trump will uns in einen Krieg gegen 
den Iran twittern.“ (M. Gehlen, BZ). Den 
provokanten Test mit ballistischen Rake-
ten hätten zwar JCPOA-Gegner und Hard-
liner des Iran initiiert, worauf der schnel-
laufbrausende Mann im Weißen Haus mit 
üblicher Militärbedrohung reagierte und 
damit die „aufwändigste internationale di-
plomatische Erfolgsgeschichte der vergan-
genen Jahrzehnte“ mit einem Federstrich 

zur Makulatur erklärt. 
Gewollt oder unbedacht gibt Gehlen zu 

erkennen, welche Kräfte im Iran die Knöpfe 
der militärischen Macht bedienen. Ansons-
ten erinnert er an die „katastrophalen Fehl-
entscheidungen der USA gegen Saddam 
Hussein und an billionenschwere Aderlas-
se“. Er verschweigt dem deutschen Leser, 
dass der „Friedenskämpfer“ Hussein die 
IAEA, damals von Al Baradei geleitet, eben-
so an der Nase herumgeführt hat, wie heute 
die Ayatollahs mit Amano umspringen.

Das Argument der verletzten Glaubwür-
digkeit wird ganz gewiss den „vertragstreu-
en“ Kim Jong-Un und Chamenei das Zit-
tern lehren. 

Das IISS kommt zu ganz anderen 
Schlüssen: „Die Fundamente der globa-
len Ordnung machen einen alarmieren-
den Eindruck. Während der Osten durch 
ungehemmte Drohungen seine strategi-
sche Dynamik demonstriert, leidet der 
Westen an einer politischen Arthritis.“ 
Als Beispiele werden Chinas Komman-
dostrategie im südchinesischen Meer, In-
terventionen und territoriale Annexionen 
Russland und Iran genannt. 

Den USA sei es nicht gelungen, den 
Kampf gegen den IS zum vordringlichen 
Problem zu machen und Europa betreibt 
vorrangig den Kampf gegen die Flüchtlin-
ge, anstatt gemeinsam den Kampf gegen 

dessen Hauptverursacher, den islamischen 
Terrorismus  zu führen. Nicht anders sieht 
es im Ringen gegen die Streber nach der 
Bombe aus. „Deutschland hält sich am 
besten heraus. Die selbstverschuldete Un-
einigkeit des Westens stärke Nordkorea, 
Russland und Iran, die den internationalen 
Status quo verändern wollen. Nordkorea 
hat ebenfalls langfristige Atomverhandlun-
gen mit Südkorea, China, Japan, Russland 
und USA 2009 abgebrochen und sämtliche 
Inspektoren des Landes verwiesen“, sagte 
IISS-Direktor Chipman. Iran nimmt sich 
Nordkorea zum Beispiel. Umgekehrt er-
klärt Gabriel den Deal mit Iran als Muster-
stück für Nordkorea.

Seit über 50 Jahren bewegt sich die west-
liche Diplomatie von einer Schlappe in die 
andere. Was war gefährlicher, Steinmeiers 
Verhandlungstaktik 2011 mit Assad oder 
die Unterstützung der syrischen Oppositi-
on? Assad duldete keine Opposition. Seine 
Gewalt führte das Land immer tiefer in den 
Bürgerkrieg und in Verstrickungen mit glo-
balen islamischen Terrororganisationen. 
Dennoch sah der wortgewaltige Chefdiplo-
mat Deutschlands in Syrien immer wieder 
Chancen für Verhandlungen, 2016 mit As-
sad, Iran und Russland. Er wetterte öffent-
lich gegen Frankreich und Großbritannien, 
die eine Beteiligung des Gift- und Fassbom-
benkriegers Assad an Verhandlungen ab-

lehnten und Luftunterstützung gegen die 
Terroristen vorzogen: „Es kann nicht sein, 
dass wichtige Partner auf die militärische 
Karte setzen und Verhandlungslösungen 
wieder zerstören.“ 

Steinmeier hat in Syrien versagt
Seine Diplomatie hat nie eine Lösung ge-
bracht. Diplomatie ist kein geeignetes Mit-
tel im Umgang mit Verbrecherregimes und 
Terroristen, die darauf aus sind den Gegner 
zu erpressen, zu betrügen und Kompro-
misse als Schwäche auszulegen. Der Strom 
der Flüchtlinge aus Syrien ist eine Folge 
deutscher Fehleinschätzungen, für die 
Steinmeier verantwortlich ist. Gabriel hat 
nichts aus den Schlappen seines Vorgän-
gers gelernt. Im Atomstreit mit Südkorea 
und Iran setzt er ebenfalls auf Verharmlo-
sung der Despoten und auf Appeasement. 
Bar jeder praktischer Detailkenntnisse 
glänzt er mit markigen Sprüchen: „Wir 
Deutsche sind mit kriegerischer Rhe-
torik, schlafwandlerisch in den Ersten 
Weltkrieg marschiert. Daraus haben wir 
gelernt: Jetzt ist die Stunde der Diploma-
tie und nicht des Kriegsgeschreis.“ Die 
Geschichte verlief bekanntlich anders. 
Das deutsche Volk stürzte unbelehrbar in 
den Zweiten Weltkrieg, weil Politiker wie 
Chamberlain und Daladier auf Verhand-
lungen mit Hitler gesetzt haben.
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Auswahl der Materialien und Steine 

sowie die Umsetzung besprochen. 

Reparaturen und Reinigung 

Ein Standard-Service für unsere Kunden: 

kleine Reparaturen und regelmäßige 

Reinigung Ihres vielgetragenen Schmucks 

gehören zum Standard-Repertoire. 

Selbstverständlich sind wir durch unsere 

hauseigene Werkstatt in der glücklichen 

Lage Ihre Schmuckstücke selbst zu 

reparieren. Gerne stehen wir Ihnen 

beratend zur Verfügung und machen Ihnen 

einen unverbindlichen Kostenvoranschlag.

Unser Service für Sie 

Gregory’s Joaillier am Kurfürstendamm zeichnet sich nicht nur durch innovatives Design unter der Verwendung edelster 

Schmucksteine aus. Eine Besonderheit ist die haus-interne Werkstatt mit Goldschmied und Steinfasser, die vor Ort 

individuell auf Kundenwünsche eingehen können. Exklusive Sonderanfertigungen oder das sensible Umarbeiten von altem 

Schmuck wird hier professionell und mit größter Sorgfalt erledigt. Sowohl Fasser als auch Goldschmied können jahrelange 

Erfahrung und Expertise vorweisen und arbeiten auf höchstem Niveau.

Leidenschaftlich gerne designt 

Gregory’s Joaillier
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Von Seth Frantzman

Im Jahre 2013 schmückte das „Time“-
Magazin ein Titelbild, das das „Gesicht 
des buddhistischen Terrors“ zeigte. Das 
gleiche Magazin erklärte im Jahre 2014 
bezüglich der Grausamkeiten des Isla-
mischen Staates: „IS ist nicht nur un-isla-
misch, er ist anti-islamisch“. 

Der Artikel im „Time“-Magazin gab an, 
dass der IS (Islamischer Staat) die 

„kontraproduktive Politik des Westens 
ausnutzt, um verzweifelte Menschen in sei-
nen Bann zu ziehen und Ungerechtigkeit 
in der moslemischen Welt als Deckmantel 
nutzt, seine eigenen Gewalttaten zu verber-
gen.“ Allein durch die Benennung des IS mit 
eben diesem Namen – Islamischer Staat – 
bedeutet „ihm die religiöse Legitimierung 
zu schenken, die er sich so verzweifelt anzu-
eignen sucht. Auf diese Weise verbreiten wir 
seinen Mythos, beflecken das Ansehen des 
Islam und drängen den Großteil der Mos-
lems weiter an den Rand, die auch von den 
un-islamischen Vorgehensweisen der Grup-
pe angewidert sind.“

Wenn es um die Angriffe gegen Mos-
lems in Burma geht, dann wird die Ag-
gressorengruppe allerdings als „buddhis-
tisch“ benannt. Nicht „Extremisten“ und 
nicht „gewalttätige Extremisten“, wie 
Richard Stengel der US-Regierung die 
islamischen Angereifer genannt hatte. 
Man erinnere sich an die Logik der Um-
benennung von „islamischem Terror“ zu 
„gewalttätigem Extremismus“. Stengel 
erklärt: 

„Der Grund dafür war praktischer Na-
tur. Um radikalen islamischen Extremis-
mus zu reduzieren, brauchten wir unsere 
moslemischen Alliierten – die Menschen in 
Jordanien, den Emiraten, in Ägypten und 
die Saudis – und sie meinten, dass es unfair 
sei eine ganze Religion als Gewalttäter zu 
diffamieren.“

Als der „Guardian“ einen Leitartikel 
über die Gewalt in Burma schrieb, da 
wurde diese Gewalt „buddhistisch“ ge-
nannt. Der Leitartikel vom 4. September 
2017 schreibt: 

„Buddha hätte sicherlich etwas zu diesen 
Gewalttagen zu sagen, aber die Buddhisten 
von Myanmar nutzen lieber Ketten und 
Waffen – wie es die Hells Angels tun – als 

von Gewalt befreit zu werden.“ 
Der „Guardian“ veröffentlichte aller-

dings auch einen Artikel von Roy Greens-
lade, in dem erklärt wurde, wie man den 
IS zu konfrontieren habe. In diesem Ar-
tikel jedoch gab es eine ganz andere He-
rangehensweise das religiöse Element zu 
benennen.

 „Muslime bilden keine einheitliche Ein-
heit. Wir würden niemals die gesamte Chris-
tenheit auf die gleiche Weise zusammenfas-
sen, denn wir sind uns bewusst, dass dieser 
allgemeine Begriff praktisch bedeutungslos 
ist. Mehr noch, es ist völlig augenscheinlich, 
dass es nach Bigotterie stinkt, eine ganze 
Gruppe von Menschen, die mehrere Millio-
nen umfassen, für eine fehlgeleitete Minder-
heit verantwortlich zu machen, die fälsch-
licherweise religiöse Reinheit als Eigentum 

pachtet.“
Interessant. Warum also wenden die 

Medien nicht die gleiche Logik an, wenn 
sie den gewalttätigen Extremismus in 
Burma beschreiben? Im Gegenteil, sie 
reden von „extremistischen Buddhisten“ 
und geben an 

„es handelt sich um eine ultra-nationalis-
tische buddhistische Organisation, die seit 
Jahren anti-moslemische Propaganda im 
Land verbreitet. Sie verstehen sich als selbst-
ernannte Verteidiger von Burmas dominan-
ter buddhistischer Religion.“ 

Die Moslembruderschaft in Ägypten 
wird ein wenig anders beschrieben: „Die 
Bruderschaft kann sich kaum in den An-
schuldigungen wiederfinden. Ihr Selbst-
verständnis ist eine lange leidende Be-
wegung mit vielen Anhängern und einer 

reichen Geschichte der sozialen Arbeit zu 
sein, die alles daran setzt das Land wirt-
schaftlich zusammenzuhalten.“

Warum ist ein buddhistischer Mönch 
in Burma, der seine religiöse Intoleranz 
ausdrückt, ein „buddhistischer Extre-
mist“, aber solche, die in Ägypten, im 
Gaza-Streifen oder in vielen anderen 
Ländern intolerant sind, keine „moslemi-
schen Extremisten“ oder „Ultra-Nationa-
listen“?

Massenmedien sollte sich Gedanken 
darüber machen, warum sie die „Bud-
dhisten“ in Burma verurteilen, aber es 
tunlichst vermeiden, eine Beziehung zwi-
schen den islamistischen Organisationen 
Al-Qaida, den Taliban, Boko Haram, Ha-
rakat al-Shabaab, Gamaa Islamija, IS und 
anderen zum „Islam“ oder „Moslems“ 
herzustellen. Warum wird nicht dieselbe 
Terminologie und Erklärung für die Ge-
walt in Burma gewählt? 

Warum werden nicht gewisse Mönche 
als „gewalttätige Extremisten“ benannt, 
während man Artikel dazu veröffentlicht, 
dass der Buddhismus eine „Religion des 
Friedens“ ist? Warum werden hier nicht 
„wirtschaftliche Probleme“ und „soziale 
Graswurzelarbeit“ bemüht? Warum hat 
man hier auf einmal keine Hemmungen 
eine „ganze Gruppe“ zur Verantwortung 
zu ziehen? Warum werden diese Extremis-
ten nicht „anti-buddhistisch“ oder „un-
buddhistisch“ genannt? Warum schreibt 
man hier nicht, dass man indem man sie 
„Buddhisten“ nennt, die große Mehrheit 
der Buddhisten „diffamiert“? Warum wird 
hier nicht erklärt, dass man sich, indem 
man sie „Buddhisten“ nennt, „unfairerwei-
se ein ganze Religion zum Feind macht“?

Das gleiche gilt für Begriffe wie „Hin-
du-Nationalisten“, „jüdische Terroristen“ 
oder „christlichen Fundamentalisten“. 
Warum ist in allen anderen Fällen die 
umfassende Beschreibung als religiös 
in Ordnung, aber nur beim IS wird eine 
Ausnahme gemacht? 

Übersetzung ins Deutsche von  
Jan Bentz.

Die Doppelmoral westlicher Medien bezüglich des Burma-Konfliktes
Medien verneinen einerseits islamischen Charakter des IS, sprechen aber andererseits von  

„buddhistischem Terror“ in Südostasien

Buddhisten stellen die Bevölkerungsmehrheit in Burma

Kampfkunstschule Mikoyan
Karate, Kampfkunst, Selbstverteidigung

Kampfkunst und Nahkampf wie Systema liegen voll im Trend.
Wachsende Kriminalität macht Selbstverteidigung immer wichtiger.
Der erfolgreiche Weg zur körperlichen und geistigen Stabilität beginnt 
mit der Wahl der richtigen Kampfschule. Aram Mikoyan hat diesen Trend 
erkannt und bietet in seiner Kampfkunstschule auf die Bedürfnisse der 
Schüler abgestimmten Unterricht.
Er schult den Umgang und das Verhalten in möglichen Gefahrensituatio-
nen und stärkt zugleich das Selbstbewusstsein. Ob Manager, Hausfrau 
oder Schüler, jeder kann in eine gefährliche Situation geraten. So bietet die 
Kampfsportschule verschiedenste Kurse bereits ab dem 3. Lebensjahr.
Von Kinderkarate, Frauen-Selbstverteidigung bis Senioren-Selbstverteidi-
gung dienen die Kurse der Stärkung des Selbstbewusstseins, der Verbesse-
rung der Konzentrationsfähigkeit und dem Stressabbau. Die Kampfkunst-
schule bietet auch Kurse in den Bereichen Karate, Nahkampf Systema, 
Kyokushinkai, Tae-Kwon-Do, Kickboxen, Thaiboxen, Boxen, MMA.
Die Kampfkunstschule zeigt sich mit erfahrenen und erfolgreichen 
Meistern in einer puristischen und angenehmen Unterrichtsatmosphäre 
und einem qualitativ hochwertigen Equipment.
Im Trend liegt auch der angebotene Nahkampfstil „Systema“. Aram 
Mikoyan trainierte selbst 8 Jahre beim Schöpfer des Stils und kann 
dadurch das Original aus erster Hand wiedergeben. 
Wir be�nden uns im Herzen der City Berlin West, nur wenige Gehminuten 
vom Kurfürstendamm, in der Uhlandstraße. 

Kontakt:
Uhlandstraße 19 10623 Berlin 
Tel.: +49 (0)30 88 6281 80
eMail: kontakt@kampfkunstschule-mikoyan.de
Weitere Informationen unter
www.kampfkunstschule-mikoyan.de
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Von Anastasia Iosseliani

Vor einigen Tagen schrieb ich über die bi-
zarre Debatte um islamische Fest- und 
Feiertage in Deutschland und Europa. 
Zu diesem Zeitpunkt hatte ich noch 
nicht die Kolumne „Habibitus: Deut-
sche, schafft euch ab!“ von Hengameh 
Yaghoobifarah gelesen. Als ich dies 
vor einigen Stunden getan habe, wur-
de ich fast vom Schlag getroffen. Mit 
dieser Kolumne erweist Hengmaneh 
Yaghoobifarah allen nicht-christlichen 
Menschen mit Migrationshintergrund 
einen Bärendienst! Nochmals zum 
mitschreiben, bevor mich ein LGBTI-
Subjekt aus dem Land der Arier ver-
sucht als „Kartoffel“ oder sonstwas zu 
beschimpfen: Ich bin keine Deutsche, 
lebe nicht in Deutschland, bin weder 
Christin noch Muslima, sondern eine 
bisexuelle Jüdin mit Migrationshinter-
grund.

Genau wegen meines Hintergrundes, 
wegen meiner Geschichte, finde ich 
Subjekte wie Hengameh Yaghoobifa-
rah so widerlich. H.Y. definiert sich als 
queer, aber anstatt ihre vorhandenen 
Ressourcen dazu zu nutzen die Rech-
te von LGBTI- und anderen Minder-
heiten im Land ihrer Vorfahren, dem 
Iran, zu stärken, beschimpft sie lieber 
Menschen, die aus diesen oder jenen 
Gründen gegen islamische Feiertage in 
Deutschland und/oder Europa sind.

In der Islamischen Republik Iran 
werden queere Menschen an Baukrä-

nen aufgehängt, aber das kümmert 
Hengameh Yaghoobifarah nicht. Sie 
strahlt den Geist der regressiven Lin-
ken mit der einhergehenden Selbst-
gerechtigkeit aus, dabei sollte sie sich 
lieber in Demut üben und Geschichte 
lernen, anstatt an ihrem Opfermythos 
zu basteln. Denn Hengameh Yaghoo-

bifarah hat iranische Wurzeln und der 
Iran ist der Rechtsnachfolger der persi-
schen Imperien. Wie historisch versier-
te Menschen wissen, wurde die Glorie 
der Perserreiche, besonders unter den 
Safawiden und Kadscharen mit dem 
Blut der Völker des Kaukasus geschrie-
ben. Im Jahre 1225 fiel Dschalal ad-Din 

in Tiflis (Georgien) ein und massak-
rierte jene Georgier, welche nicht bereit 
waren über ihre christlich-orthodoxen 
Ikonen zu laufen und zum Islam zu 
konvertieren. Chronisten nach starben 
hunderttausende Georgier, weil sie sich 
weigerten dem Aufruf zur Konversion 
Folge zu leisten. Nach dem Aufstand 
von Bakhtrioni im Jahre 1659 massak-
rierten die persischen Invasoren geor-
gische Zivilisten und Rebellen gleicher-
maßen und verschleppten Tausende von 
Menschen als Sklaven nach Isfahan, wo 
die Georgier die Allahverdie-Khan-Brü-
cke bauen mussten. Die Todesstrafe und 
die Sklaverei wurde in Georgien im 12. 
Jahrhundert unter Königin Tamar ab-
geschafft. Persische Invasoren brachten 
die Sklaverei und den Tod zurück nach 
Georgien. Mehr Imperialismus und 
Chauvinismus geht nicht.

Als Jüdin finde ich es widerlich, wenn 
man wegen Petitessen an einem Opfer-
mythos bastelt. Als Georgierin finde 
ich, dass Hengameh Yaghoobifarah zu-
erst die Geschichte ihrer eigenen Hei-
mat aufarbeiten muss, bevor sie andere 
Leute mit verbalem Dreck bewirft. Als 
bisexuelle Frau ist es meine Ansicht, 
dass den Leben von LGBTI-Menschen 
in der Islamischen Republik Iran mehr 
Aufmerksamkeit geschenkt werden 
sollte als der Frage, ob man Eid-e-
Ghorban in Deutschland oder sonstwo 
feiern soll. Im Gegensatz zu Hengameh 
Yaghoobifarah liegen mir die Rechte 
von LGBTI und Frauen am Herzen.

„taz“: „Deutsche, schafft euch ab!“
Die „tageszeitung“ bietet iranischen Menschenfeinden ein Forum

Menora vor dem Brandenburger Tor

Screenshot der Kolumne.

Von Anastasia Iosseliani 

Seit der scheidende deutsche Innenminister 
Thomas de Maizière die Debatte um isla-
mische Fest- und Feiertage neu angestoßen 
hat, scheint es in den Kommentarspalten 
vieler Medien überzukochen.

Trotzdem kann ich nicht anders, als auch 
hier meinen Senf dazuzugeben. Dazu fühle 
ich mich befugt, weil ich weder Deutsche 
noch Christin noch Muslima bin, und des-
halb wahrscheinlich eher zu einer objekti-
ven Meinung fähig bin. Auch wenn gewisse 
Menschen mich schon als „islamophobe 
Fotze“ betitelt haben, weil ich das Opfer-
fest/Eid-e-Ghorban nicht feiern will, weil 
für uns Juden Isaak, und nicht Ismael der 
Nachfolger von Abraham ist.

Wie gesagt bin ich weder Christin noch 
Muslima und schon gar keine Deutsche, 
und auf mich wirkt diese ganze Debatte bi-
zarr.

Zuallererst: Ja, auch Muslime, wie auch 
wir Juden, Bahai, Buddhisten, Agnostiker 
und Atheisten gehören zu Europa. Warum 
es dann quasi „nur“ christliche und islami-
sche Fest- und Feiertage braucht, will mir 
nicht in den Kopf. Auf der einen Seite ir-
gendwelche Nationalkonservativen, die sich 
in ihrer kollektiven Wahnvorstellung schon 
zu den neuen Kreuzrittern stilisiert haben, 
und auf der anderen Seite Naivlinge, welche 
in Muslimen nur Opfer von Diskriminie-
rung sehen, und einige Muslime selbst, wel-
che nur aufgrund dessen, dass nicht alle „Ja 
und Amen“ schreien, schon Rassismus und 
Islamophobie wittern. 

Für mich persönlich ist das folgende Ar-
gument für islamische Feiertage mehr als 
gewöhnungsbedürftig: Muslime würden 
sich mit islamischen Feiertagen endlich res-

pektierter fühlen und somit weniger Anlass 
haben in die Radikalität abzudriften. Heißt 
das im Gegenzug, dass der Islam so gefähr-
lich ist, dass Muslime ohne islamische Fei-
ertage Attentate begehen würden? Warum 
gibt es dann noch Attentate und Terror-
gruppen auf der Sinai-Halbinsel?

Summa summarum: In meinen Augen ist 
diese Debatte ein Nebenkriegsschauplatz, 
denn die Welt hat sich in den letzten hun-

dert Jahren nun einmal verändert und ein 
Deutscher, ein Europäer ist nicht mehr un-
bedingt nur Protestant oder Katholik oder 
ein geduldeter Jude, sondern Deutschland 
und Europa sind allgemein heterogener 
geworden. Darum wären eigentlich mehr 
Laizität von Seiten des Staates und mehr Be-
wusstsein für das Individuum angebracht. 

Dass sich zum Beispiel Arbeitgeber be-
wusster werden, warum es einem säkula-

ren iranischstämmigen Bürger wichtig ist 
am 21. März (Nouruz, persisches Neujahr) 
freizuhaben. Dass ich, als Jüdin, nicht jeden 
Herbst zwei Wochen lang meinem Chef 
nachdackeln muss, um am Jom Kippur frei 
zu bekommen. Stattdessen wird eine Debat-
te über positive Diskriminierung geführt, 
welche andere Minderheiten, die weder is-
lamisch noch christlich sind, benachteiligen 
würde.

Warum eigentlich Feiertage nur für Christen und Muslime?
Gedanken zur Debatte um islamische Fest- und Feiertage in Deutschland
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Von Carl Christian Jancke

Der letzte sozialdemokratische Kanz-
lerkandidat, der gewann, hieß Gerhard 
Schröder. Und der setzte auf die „neue 
Mitte“, und nicht auf die „soziale Gerech-
tigkeit“. Das haben Martin Schulz und 
Andrea Nahles ausgeblendet. 

Gerhard Schröder ist der Prototyp 
eines Aufsteigers. Vom Sohn einer al-
leinerziehenden Putzfrau zum Rechts-
anwalt: Eine sozialdemokratische 
Bilderbuchkarriere. Mit seiner prin-
zipienlosen Kaltschnäuzigkeit setzte 
er sich gegen Schlafes Bruder Rudolf 
Scharping und den Populär-Keyne-
sianer Oskar Lafontaine durch. Ins-
besondere Lafontaine war verbittert 
über Schröders erfolgreichen Kurs und 
nahm als Finanzminister schon nach 
ein paar Wochen verbittert Reißaus. 

Lafontaine war der Liebling der Par-
tei, Schröder geduldet, solange er Erfolg 
hatte. Schon 1999 ging er einen Schritt 
zu weit. Das „Schröder-Blair-Papier“, 
das er von Bodo Hombach gemeinam 
mit dem New-Labour-Architekten Pe-
ter Mandelson schreiben ließ, formu-
lierte einen „Dritten Weg“ zwischen 
klassischer Sozialdemokratie und dem, 
was man „Neoliberalismus“ nannte. 
Der Kollaps von 1989 hatte den Mar-
xismus vorübergehend diskreditiert. 

Mit dem Versuch, auf diesem Weg die 
traditionelle SPD zu reformieren, war 
schon Karl Schiller in der ersten Großen 
Koalition seit 1967 gescheitert. Schiller 
hatte mit dem „Stabilitäts- und Wachs-
tumsgesetz“ den Keynesianismus einge-
führt, mit dem die Epoche der sozialen 
Marktwirtschaft in der Bundesrepublik 
zu Ende ging. Mittels einer „Globalsteu-
erung“ und „moral suasion“ sollte das 
Wachstum verstetigt und stabilisiert 
werden. Das Konzept scheiterte kläg-
lich. Schiller trat 1972 zurück, weil die 
real existierende Sozialdemokratie nicht 
– wie vorgesehen – die in Abschwung-
phasen aufgenommenen Staatskredite 
zur Ankurbelung der Wirtschaft in Pha-
sen der Hochkunjunktur zurückzahl-
te. Das war der Ursprung der heutigen 
Staatsverschuldung, 

Aber trotz der zunehmenden Arbeits-
losigkeit war die SPD damals eine der 
Zukunft und dem Fortschritt zugetane 
Partei. Willy Brandt wollte „mehr De-
mokratie wagen“ und man schuf in der 
Arbeitswelt trotz Ölkrise die betrieb-
liche Mitbestimmung, die es in dieser 
Form vorher nur in sogenannten Mon-
tan-Unternehmen gab: Stahlunter-
nehmen sollten durch den Einfluss der 
Mitarbeiter davor geschützt werden, 
wieder wie im Dritten Reich zu den 
Lieferanten der Aufrüstung zu werden. 
Nun galt für alle großen Unternehmen, 
dass die Hälfte des Aufsichtsrates von 
den Arbeitnehmern gestellt wurde und 
nur in einer Pattsituation der Vorsitzen-
de, den die Arbeitgeber stellten, zwei 
Stimmen hat. 

Die rechtsgerichtete Betonarbeiter-
fraktion etwa um den späteren hes-
sischen Ministerpräsidenten Holger 
Börner setzte im Sozialstaat nicht auf 
den Niedriglohnsektor, sondern auf 
Innovationen für den gutverdienen-
den Facharbeiter. Das Schlechtwetter-
geld sorgte dafür, dass Bauarbeiter im 
Herbst und Winter nicht mehr entlas-
sen werden mussten, weil das Arbeits-

amt ihren Lohn übernahm.
Der durch Investitionen und Innova-

tionen gewonnene Produktivitätsfort-
schritt wurde auf Arbeitnehmer und 
Unternehmen verteilt. Eine Entwick-
lung, die immer mehr Arbeitnehmer 
überflüssig machte, weil dadurch die 
Kapazitäten noch größer wurden und 
weil viele weniger begabte und schlecht 
ausgebildete Menschen im Zeitalter 
des „Computer aided manufacturing“ 

nicht in der Lage waren, ein komplexes 
Bearbeitungszentrum zu bedienen. 

Der gesellschaftliche Konsens in der 
Ära Kohl war, dass diese Menschen 
mit Arbeitslosenhilfe und zusätzlichen 
Abfindungen und Frühverrentungslö-
sungen aus dem Arbeitsleben ausschie-
den, aber ihren Lebensstandard in etwa 
halten konnten und auch etwa Wohnei-
gentum behalten konnten. Dabei wirk-
te die SPD stets mit, denn sie war die 
dominierende Macht in den Gewerk-
schaften und stellte in vielen Bundes-
ländern die Regierungsfraktion. Die 
wahre Regierung hieß deshalb zumeist 
Vermittlungsausschuss (zwischen Bun-
desrat und Bundestag) und die Sozial-
demokratie war nie ohne Einfluss. 

SED und SPD
Die Wiedervereinigung erwischte die 
SPD auf dem falschen Fuß. Der saarlän-
dische SPD-Vorsitzende Oskar Lafon-
taine hatte einen guten Draht zum saar-

ländischen Staatsratsvorsitzenden Erich 
Honecker und der linke SPD-Vordenker 
Erhard Eppler verfasste gemeinsam mit 
der SED schon 1987 ein Papier, dass de 
Facto die Existenz der DDR anerkannte 
und den Wettbewerb der politischen Sys-
teme festschrieb. 

Außenpolitisch spielte die SPD in 
jener Zeit eigentlich keine Rolle. Man 
war gegen jeden Kriegseinsatz der Bun-
deswehr und die Aufrüstung, aber da-

rin bestand Einigkeit zwischen allen 
politischen Parteien. Einzig der „Wan-
derprediger Bruder Johannes“ Rau 
fiel schon immer durch sein christlich 
motiviertes Engagement für Israel aus, 
dass die Bundeskanzler Brandt und 
Schmidt eher links liegen ließen. 

Zurück zur deutschen Einheit. Es 
war folgenreich, dass der als chancen-
reich 1989 gestartete Kanzlerkandi-
dat Oskar Lafontaine bei der ersten 
gesamtdeutschen Wahl scheiterte und 
die SPD insbesondere bei ostdeutschen 
Neubürgern wegen ihrer Kungelei mit 
der DDR-Staatspartei nicht gut ankam. 

Und dann kam Schröder. Gerhard 
Schröder und die „Neue Mitte“. Die 
Strukturkrise, in der Deutschland 
schon vor der Wiedervereinigung ge-
steckt hatte, war durch die Entschei-
dung von Helmut Kohl und Hans-Diet-
rich Genscher, die Einheit nicht aus 
Porto-, sondern aus der umlagefinan-
zierten Sozialkasse zu bezahlen, ließ 

auch im Westen die Arbeitskosten im-
mer weiter ansteigen, während die im 
Osten schon durch die Währungsunion 
explodiert waren. Schröder versprach 
Reformen, hielt sein Versprechen aber 
nicht, weil viele in der Partei seinem 
„New Labour“-Kurs nicht folgen woll-
ten. Die Hartz-Reformen wurden aus 
der Not von 5 Millionen Arbeitslosen 
geboren, die das Sozialsystem endgül-
tig unfinanzierbar machten. Ausge-
rechnet die SPD musste das Verspre-
chen brechen, dass in Deutschland 
niemand seinen sozialen Standard ver-
lieren könne, weil er arbeitslos, krank 
oder alt war. Das brach Schröder das 
politische Genick. 

Jetzt ist die Sozialstaatspartei SPD 
in der Krise. Die alten Gassenhauer 
von der „sozialen Gerechtigkeit“ und 
der vermeintlich ungerechten Einkom-
mensverteilung ziehen nicht mehr. 
Die soziale Frage ist beantwortet, die 
Emanzipation der Arbeiterklasse, we-
gen der die Sozialdemokratie einst an-
getreten war, gelungen. 

Die Mitteslchicht ächzt derweil unter 
der Last der Sozialversicherung. Des-
halb können weite Teile der deutschen 
Mittelschicht kein Kapital ansparen 
und kein Wohneigentum erwerben. In 
Europa steht Deutschland in Einkom-
mens- und Vermögensverteilung ziem-
lich weit hinten. Das ist die neue sozi-
ale Frage. Das schwant langsam auch 
dem ehemaligen Generalsekretär Olaf 
Scholz, der sich vom Parteichef Mar-
tin Schulz nicht länger ein u für ein o 
vormachen lässt. Dass die SPD an der 
umlagefinanzierten Sozialversicherung 
hängt, verwundert bei einem Blick in 
die Geschichte. Die hat nämlich einst 
der Reichskanzler Fürst Bismarck er-
funden, um SPD-Wahlerfolge zu ver-
hindern. 

Die SPD verliert solange  
sie auf Verlierer setzt

Die Führung der ehemaligen Volkspartei kennt ihre Wähler kaum. 

Hans-Jochen Vogel, Sigmar Gabriel,  Martin Schulz,  Rudolf Scharping, Frank-Walter Steinmeier, Peer Steinbrück.

             �Die soziale Frage ist beantwortet,  
die Emanzipation der Arbeiterklasse,  
wegen der die Sozialdemokratie einst  
angetreten war, gelungen.
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Von Orit Arfa

Die amerikanisch-israelische Autorin Orit 
Arfa lebt seit einigen Monaten in Berlin und 
liebt das Nachtleben dort. Was sie nur irri-
tiert: Dass sie beim Partymachen ständig 
auf Politik angesprochen wird – und das geht 
meist nicht so gut aus.

Ich stand in der Schlange vor meinem Ber-
liner Lieblingsclub „Ritter Butzke“, als eine 
sehr gut aussehende Berlinerin mir die 
scheinbar harmlose Frage stellte: „Where 
are you from?“ 

Normalerweise zögere ich dann nicht zu 
sagen „Israel“ oder „Amerika“, auch wenn 
diese Länder in manchen diktatorisch 
geführten Ländern der Welt als „kleiner 
Satan“ und „großer Satan“ bezeichnet wer-
den. Wenn ich „Israel“ sage, erzählen mir 
die Deutschen meist, dass sie gerne mal 
nach Tel Aviv fahren möchten, und gut. 
Auch wenn ich unsicher bin, wie sie über 
Israel wirklich denken.

Ich nahm an, ich sei hier im Begriff, in 
das universelle Kollektiv von Menschen 
einzutauchen, die in Clubs tanzen gehen, 
und dass Nationalitäten hier keine Rolle 
spielten. 

„Israel“, antwortete ich. 
„Warum unterdrückt Israel die Palästi-

nenser?“ Vielleicht hatte das Mädel schon 
einen Prä-Club-Drink genommen. In vino 
veritas. Wie soll ich so eine Frage nur be-
antworten, während ich in der Schlange 
vor einem Club anstehe? „So schwarz und 
weiß ist die Sache nicht“, sagte ich. Ich war 
nun wirklich nicht scharf darauf, an diesem 
Ort die Feinheiten und Komplikationen 
der israelischen Geopolitik zu erörtern. 
„Am besten fährst du mal hin und machst 
dir selbst ein Bild.“

„Ich weiß nicht, ob ich überhaupt nach 
Israel möchte. Dann lieber nach Palästina.“

Monate später tanzte ich in der „Süß war 
gestern“-Bar in Friedrichshain, da stellte 
ein deutscher Mann mir auch wieder die 
Problemfrage: „Where are you from?“

Bereits zu angetrunken, um nachzuden-
ken, sagte ich: „Aus Israel.“ 

„Oh, seid ihr Israelis nicht alle so reich?“
Ich hörte auf zu tanzen und kratzte mich 

am Kopf. War das jetzt das Äquivalent zu 
„Sind nicht alle Juden reich?“ – nur ohne 
den eifernden Beiklang?

Einmal schrieb mir ein Mann auf einer 
Dating-Website, dass er mich gerne treffen 
würde, aber nur, wenn ich die Politik von 
Netanjahu nicht unterstütze. Er hat es bei 
mir nicht bis zum ersten Date gebracht.

Apropos Dates: Bei einem ersten Date 
mit einem Mann, den ich im „Ritter Butz-
ke“ kennengelernt hatte, fragte der mich 
schließlich: „Was ist denn da los in Paläs-
tina?“

„Bist du sicher, dass wir darüber jetzt dis-
kutieren sollten?“

„Ich finde das interessant.“
„Dann sag mir doch erst mal, was dir 

dazu so durch den Kopf geht.“
„Also, ich verstehe nicht, warum Israel in 

Gebieten baut, die dem Land nicht gehö-
ren. Damit verursacht Israel doch Krieg.“

Er spielte offensichtlich auf die israeli-
schen Siedler im Westjordanland an, also 
jener Region, die zu biblischen Zeiten Judäa 
und Samaria hieß. An diesem Punkt wollte 
ich zuerst kontern mit der Frage „War dein 
Großvater ein Nazi?“. Mein Land zu bezich-
tigen, dass es Kriege auslöse, ist für mich 
mehr als nur unhöflich. Wenn ich einen 
Deutschen das erste Mal treffe, würde ich 
nie das Thema Holocaust ansprechen oder 
die Politik Deutschlands kritisieren. Ich 
möchte erst mal die Person kennenlernen. 

Stattdessen gab ich ihm eine Nachhilfe-
stunde, die er nicht haben wollte. Die Sied-
lungen werden errichtet auf umstrittenem 
Land (und das ist die offizielle Position der 
israelischen Regierung). Die Existenz von 
jüdischen Siedlungen kann keine Rechtfer-
tigung für Terrorismus sein (und Deutsche 
sollten das wissen). Die arabischen Nach-
barn Israels führten auch Krieg gegen Isra-
el, lange bevor es solche Siedlungen wie die 
im Westjordanland überhaupt gab. 

„Jetzt wirst du aber aggressiv“, sagte er. 
Ich erklärte ihm, dass er die israelische 

Leidenschaft einfach nicht gewohnt sei, 
und gab ihm noch meine Meinung mit: Da 
sie in einem konventionellen Krieg gegen 
Israel nichts ausrichten könnten, verlager-
ten die Feinde des Landes den Konflikt 
auf das Feld der öffentlichen Meinung und 
stellten Israel als einen kolonialistischen 
Unterdrücker dar – wie man an unserer 
Konversation ja deutlich sehen konnte. Er 
entgegnete, dass er die Sache noch etwas 
tiefergehend recherchieren müsse, bevor 
wir das weiter diskutieren könnten. 

„Ach, übrigens: War dein Großvater ein 
Nazi?“, fragte ich. Es stellte sich heraus, 
dass einer seiner Großväter an der Ostfront 
gekämpft und der andere wegen einer Ver-
letzung einen Schreibtischjob für die Nazis 
ausgeübt hatte. Er liebte sie beide. Ein zwei-
tes Date gab es nicht. 

Ich frage mich, ob mein Bekenntnis, 
aus Israel zu kommen, manche Deutsche 
zu sehr mit ihrer nationalen Identität und 
dem konfrontiert, was sich unter deutscher 
Herrschaft vor 75 Jahren zugetragen hat. 
Israel zu attackieren lenkt womöglich von 

dem Urteil ab, dass Israelis mit einigem 
Recht über Deutschland und seine Vergan-
genheit sprechen dürfen. 

Neulich im „Birgit & Bier“ erzählte ich 
einem Typen, um weitere Konfrontationen 
zu vermeiden, dass ich aus den Vereinigten 
Staaten komme. Dann wurde mir klar: Da 
gibt es auch ein Problem. Donald Trump 
auf der Tanzfläche zu erklären ist noch viel 
schwieriger. 

Zuerst erschienen  
in der Zeitschrift „Fluter“

Dancefloor Politics 
Die amerikanisch-israelische Autorin Orit Arfa berichtet von politischen Gesprächen im Berliner Nachtleben

Nicht einmal im Nachtleben hat man als Israeli Ruhe vor Belehrungen.
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Die positiven Rückmeldungen aus Deutschland, Österreich, der Schweiz und Israel bestärken uns in unserer Arbeit. 
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Ihre JÜDISCHE RUNDSCHAU-Redaktion
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Von Peter Sichrovsky

Alles begann mit einem einfachen Brief. 
Der britische Außenminister Arthur 
James Balfour sandte am 2. November 
1917 folgendes Dokument an Lionel Wal-
ter Rothschild, den 2. Baron Rothschild 
und prominenten Vertreter der Zionisten 
in England:

„Verehrter Lord Rothschild,
die Regierung Seiner Majestät betrach-

tet mit Wohlwollen die Errichtung einer 
nationalen Heimstätte für das jüdische 
Volk in Palästina und wird ihr Bestes 
tun, die Erreichung dieses Zieles zu er-
leichtern, wobei, wohlverstanden, nichts 
geschehen soll, was die bürgerlichen und 
religiösen Rechte der bestehenden nicht-
jüdischen Gemeinschaften in Palästina 
oder die Rechte und den politischen Sta-
tus der Juden in anderen Ländern in Fra-
ge stellen könnte.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diese 
Erklärung zur Kenntnis der Zionistischen 
Weltorganisation bringen würden.“

Die Erklärung des britischen Kabi-
netts stützte sich auf das Dokument des 
1. Zionistischen Kongresses in Basel 
(1897), in dem eine Heimat für das in 
der Welt verstreute Volk der Juden ge-
fordert wurde. 20 Jahre später gab es 
nur diesen einen Brief, kein Land und 
keinerlei Zusagen, weder von einem der 
arabischen Herrscher noch von einer 
der europäischen Regierungen.

Chaim Weizmann
Chaim Weizmann, später der erste Prä-
sident Israels, lebte während des Ersten 
Weltkriegs als angesehener Chemiker 
in Manchester und leitete das Muni-
tionslabor der britischen Admiralität. 
Zahlreiche seiner Entwicklungen halfen 
der britischen Armee, wie z.B. die enzy-
matische Synthese von Aceton, einer der 
Grundstoffe für das rauchlose Schießpul-
ver Kordit, das entscheidend für den Sieg 
der Alliierten war.

Weizmann verglich diesen Brief, der 
weder ein rechtlich gültiges Dokument 
noch eine international Vereinbarung 
war, mit einem Kamel, das in ein Zelt 
wollte, immer wieder abgewiesen wur-
de, doch langsam und vorsichtig zuerst 
ein Bein, dann das zweite vorschob, bis 
es ganz hineinschlüpfte.

Der Brief löste schon damals Begeis-
terung, aber auch Kopfschütteln aus. 
Selbst in den zionistischen Organisati-
onen war man sich nicht einig, wo der 
neue Staat der Juden entstehen könnte, 
und es gab auch starke Strömungen, 
dass jede jüdische Gemeinde in ihrem 
eigenen Land eine sichere Basis schaf-
fen sollte.

Der österreichisch-ungarische 
Schriftsteller Arthur Koestler kritisier-
te den Brief, in dem „eine Nation einer 
zweiten feierlich das Land einer dritten 
versprach“.

Der Hintergrund des Briefes war si-
cherlich nicht das wohlwollende Inter-
esse der Briten den Juden eine Heimat 
zuzusichern. England hatte keinerlei 
Rechte an dem Land, das den Juden 
versprochen wurde und auch keine lo-
kalen strategischen Interessen. Es ging 
damals in dieser schwierigen Phase des 
Ersten Weltkriegs um internationale 
Machtspiele, vor allem darum, sich die 
Unterstützung der jüdischen Bevöl-
kerung in den USA und Russland zu 

sichern, sodass beide Länder aktiv auf 
Seiten der Alliierten weiterkämpfen 
würden. Deutschland, Österreich-Un-
garn, Bulgarien und das Osmanisch-
Türkische Reich standen den Alliierten 
England, Frankreich, Belgien, Russland 
und Italien gegenüber, und 1916/17 war 
die militärische Lage noch ziemlich 
ausgeglichen. Mit der vagen Zusage ei-
nes zukünftigen jüdischen Staates, die 
rein juristisch keine Bedeutung hatte, 
hoffte man auf die Einflussnahme der 
Juden zugunsten der Alliierten.

Wollten die Deutschen ihre eigene 
„Balfour-Deklaration“ veröffentlichen?

Kurioserweise drängten einige Ver-
treter in der britischen Regierung (un-
ter ihnen auch Winston Churchill) 
darauf, diesen Brief zu schreiben, weil 
das Gerücht die Runde machte, dass 
ausgerechnet Deutschland ähnliche 
Ideen hätte, um sich die Unterstützung 
einflussreicher Vertreter der jüdischen 
Bevölkerung zu sichern. Die erste Idee 
für diesen Brief kam übrigens nicht 
von den Briten, sondern die Franzosen 
schlugen ihn schon im Juli 1917 vor.

Dutzende Historiker und selbst be-
geisterte Zionisten kritisierten später 
diese übertriebene Erwartungshaltung 
als eine Form des Antisemitismus und 
nicht als Großzügigkeit gegenüber dem 
jüdischen Volk. Der Einfluss der Juden 
sei maßlos übertrieben und überschätzt 
worden, sie hätten weder in den USA 
noch in Russland die Macht gehabt, in 
irgendeiner Weise auf die Regierenden 
einzuwirken. Eine Theorie nannte als 
Grund für die Balfour-Deklaration die 
angebliche Furcht der Briten, dass sich 
Frankreich im Mittleren Osten nach 
dem Ende des Krieges zu stark ausdeh-

nen würde, und ein Judenstaat dies ver-
hindern könnte.

All die komplizierten Theorien und 
internationalen Sandkastenspiele miss-
achteten eine andere, ganz einfache 
Erklärung: Die Genialität eines rus-
sischen und eines polnischen Juden, 
Weizmann und Sokolow.

Weizmann kam erst 1904 nach Eng-
land und wurde in wenigen Jahren eine 
der einflussreichsten Persönlichkeiten 
in Großbritannien. Nach Aufzeichnun-
gen aus seinem Nachlass und seiner 
Biographie arbeitete er vier Jahre lang 
als Leiter der Zionisten Großbritanni-
ens an dieser Unterstützungserklärung 
der britischen Regierung. Er konzen-
trierte seine Aktivitäten nicht nur auf 
die einflussreichen politischen Kreise, 
sondern es gelang ihm auch den jüdi-
schen Adel für die Idee zu gewinnen 
– wie die Familie Rothschild zum Bei-
spiel, die zu Beginn wenig Interesse an 
einem jüdischen Exodus hatte und ihr 
Imperium sehr erfolgreich in England, 
Frankreich, Deutschland und Amerika 
aufgebaut hatte.

Nach der UNO-Erklärung zur Staats-
gründung Israels wurde Weizmann 
zum Präsidenten gewählt. Er starb 1952 
und unzählige Straßen, Gebäude, Insti-
tute, Universitäten und Ehrungen sind 
nach ihm benannt. Er ist und bleibt der 
Vater und Gründer des jüdischen Staa-
tes und nach dem Begründer des Zio-
nismus, Theodor Herzl, sicherlich der 
bekannteste und auch populärste Held 
der modernen jüdischen Geschichte.

Unterschätzter Sokolow
In Tel Aviv gibt es eine Sokolow-Straße 
und ein Gebäude mit dem Namen Beit 

Sokolow, in dem die Vereinigung der 
Journalisten Israels sitzt. Dann gibt es 
noch einen Sokolow-Preis für Journalis-
mus, der jedes Jahr verliehen wird. Doch 
kaum jemand kennt die Geschichte die-
ses Mannes. Auch nicht in Israel. Als er 
1956 auf dem Ehrenfriedhof „Mount 
Herzl“ begraben wurde, fragten die meis-
ten Gäste: Wer war dieser Nahum So-
kolow? Bis heute gibt es keine Biographie 
über ihn.

Um 1860 in Polen geboren (ein ge-
naues Geburtsdatum ist nicht bekannt), 
wuchs er in einem jüdisch-orthodoxen 
Haus auf und begann sehr früh, sich 
durch Selbststudium eine breite Allge-
meinbildung anzueignen.

1880 brach er aus dem orthodoxen 
Schtetl aus und zog nach Warschau, 
übernahm die Chefredaktion der 
jüdisch-hebräischen Zeitschrift Ha-
Zefira und war sehr bald der bekann-
teste jüdische Journalist in Europa und 
Amerika.

1897 berichtete er als Journalist über 
den 1. Zionistischen Kongress in Basel, 
wurde zu einem großen Bewunderer 
Herzls und übersetzte Herzls utopische 
Novelle „Altneuland“ ins Hebräische. 
Er gab dem Buch den Titel „Tel Aviv“, 
der später als Name der Stadt über-
nommen wurde. 1906 wurde er zum 
Generalsekretär der „World Zionist 
Organisation“ nominiert, die nach dem 
Tod von Herzl zu zerfallen drohte, und 
übernahm deren organisatorische Lei-
tung.

1914 übersiedelte er das Büro nach 
London und traf den jungen Weiz-
mann, mit dem er die nächsten Jahre 
eng zusammenarbeitete. Er war nicht 
nur der Ältere im Vergleich zu Weiz-

100 Jahre Balfour-Erklärung 
Ein Meilenstein auf dem Weg zum jüdischen Staat

Chaim Weizmann (Mitte) mit seiner Frau Vera
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mann, sondern auch dessen Vorgesetz-
ter in der Organisation, und fast alle 
Aktivitäten, die man später Weizmann 
zuschrieb, erfolgten auf der Grundlage 
von Ideen und Initiativen von Sokolow 
oder auf dessen Anweisung. Der Di-
plomat und Journalist kooperierte zu 
Beginn sehr erfolgreich mit dem Na-
turwissenschaftler, die beiden ergänz-
ten einander und ergaben ein perfektes 
Dream-Team des Zionismus.

Wenn auch vergessen, geht die „Bal-
four-Idee“ auf Sokolow zurück. Als er 
erkannte, dass eine derartige Erklärung 
aufgrund der internationalen Lage eine 
Chance hätte, verhandelte er monate-
lang mit Regierungsvertretern Frank-
reichs, Englands, Italiens und sogar mit 
dem Papst, um die Zustimmung für die 
Erklärung zu bekommen. Er war der 
ideale Diplomat. Gutaussehend, bes-
tens gekleidet, fließend in mehreren 
Sprachen parlierend und mit perfektem 
Auftreten verkörperte er das Gegen-
teil des verachteten, schmuddeligen 
Schtetl-Juden. Diplomaten, Minister 
und Vertreter der Königsfamilien sa-
hen in ihm „einen von uns“ und ver-
trauten ihm.

Er begann seine Gespräche in Lon-
don und holte sich die Zustimmung 
eines englischen Ministers, präsentier-
te sie in Rom und überredet dort einen 
Regierungsvertreter, fuhr weiter nach 
Paris und zurück nach London. Ständig 
im Kreis reisend organisierte er mit ei-
nem halben „Ja“ des einen das nächste 
halbe „Ja“ des anderen, bis daraus ein 
ganzes „Ja“ wurde. Der entscheidende 
Durchbruch war ein Dokument, das er 
in Paris organisierte und zur Grund-
lage des Balfour-Briefes der Briten 
wurde. Er überredete sogar den Papst, 
der Herzl noch 1904 mitgeteilt hatte, 
wenn Juden Jesus nicht als Messias an-
erkennen würden, könne er auch den 
Wunsch der Juden nach einem eigenen 
Staat nicht akzeptieren.

Weizmann vs. Sokolow
In den Jahren vor und nach Veröffentli-
chung des Balfour-Briefes war Sokolow 
wesentlich bekannter und auch mehr re-
spektiert als Weizmann, in dem man eher 
den jungen Assistenten sah. Warum also 
fehlen die Institute, Ehrungen, Feiertage 
usw., die an Sokolow erinnern?

Die Antwort ist einfach und banal: 
Eitelkeit.

Mit dem Erfolg des Balfour-Doku-
ments im November 1917 endete auch 
die Freundschaft der beiden. In den 
offiziellen Biographien Weizmanns 
kommt Sokolow kaum mehr vor, und 
seine Aktivitäten werden eher kritisch 

betrachtet. Für Weizmann war So-
kolow nicht „praktisch“ genug, eher 
ein nobler Träumer, der sich zwar er-
folgreich in den oberen Klassen der Ge-
sellschaft bewegen konnte, aber auch 
zu sehr bereit gewesen wäre, Kompro-
misse einzugehen. Weizmann als Na-
turwissenschaftler und Pragmatiker 
hat die hohe Kunst der Diplomatie, die 
Sokolow praktizierte, nie verstanden. 
Sie war ihm verdächtig und in seinen 
Augen eher eine Anbiederung an den 
Feind.

Mit dem historischen Abstand zur 
Balfour-Erklärung wurde sie mehr und 
mehr zu Weizmanns „One-Man-Show“. 
Weizmanns Ehefrau Vera schrieb über 
den Zionistischen Kongress 1920, dass 
einige Teilnehmer aus reiner Eifersucht 
die angeblichen Verdienste Sokolows 
betont hätten. Vera Weizmann zufolge 
wollten sie anscheinend nicht wahrha-
ben, dass ein Flüchtling aus einem russi-
schen Dorf die britische Regierung allei-
ne überredet haben könnte, den Brief zu 
veröffentlichen.

1936 starb Nahum Sokolow, verges-
sen und verbittert, ohne eine Biographie 
oder Erinnerungen zurückzulassen.

In Weizmanns Biographie „Trial and 
Error“ kommt Sokolow mit ein paar we-
nigen Sätzen vor. Ein Kritiker des Bu-
ches schrieb, um Weizmanns Eitelkeit 
zu erkennen, muss man nicht bewerten, 
was er über Sokolow schrieb, sondern 
was er alles wegließ.

Die Historikerin Mayir Veretè ging 
in ihrer Kritik noch einen Schritt weiter 
und behauptete, dass durch die Eitel-
keit Weizmanns ein Teil der Geschichte 
des Zionismus verloren ging, weil sich 
auch wissenschaftliche Institute nicht 
mit Sokolow beschäftigen würden. Die-
ser wohl einmalige Erfolg der Zionisten 
während des Ersten Weltkriegs, eine in-
ternationale Solidarität zur Errichtung 
eines jüdischen Staates zu erreichen, 
sei wegen eines Streits zwischen einem 
russischen und einem polnischen Ju-
den zerredet und vergessen worden.

Der Brief und die dazu notwendige 
Entscheidung der britischen Regie-

rung waren sicherlich Grundlage für 
die UNO-Entscheidung zur Gründung 
des Staates Israel. Von arabischer Seite 
wird er bis heute heftig kritisiert und als 
„rassistisch“ bezeichnet. Dabei geht es 
weniger um Israel als um die „Palästi-
nenser“, in denen die Briten damals we-
der ein Volk noch „authentic and racial 
Arabs“ sahen. Das Dokument spricht 
nur von „non-Jewish communities“, die 
Worte „Araber“ oder „Palästinenser“ 
kommen nicht vor.

Die Feierlichkeiten in London aus 
Anlass des 100-jährigen Jubiläums 
nächste Woche werden zum Spiegel-
bild dieser Auseinandersetzung. Die 
Regierungschefs Großbritanniens 
und Israels werden feiern, die „Pa-
lästinenser“ demonstrieren, und der 
Vorsitzende der Labour Party zeigt 
sein perfektes ideologisches Doppel-
leben, indem er weder feiert noch de-
monstriert.

Zuerst veröffentlicht  
auf schlaglichter.at

Am 29. November 1947 feiern Menschen auf den Straßen Tel Avivs die UNO-Entscheidung für die Gründung eines jüdischen Staates. 
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Von Esther Leuchter (Audiatur)

Interview mit dem schweizer-
israelischen Arzt Dr. Avidan am 
Hadassah-Spital Jerusalem 
Das Hadassah-Spital ist heute eines der 
führenden Krankenhäuser im Nahen 
Osten. Sowohl Fachkräfte als auch Pa-
tienten bestehen aus Juden und Mus-
limen, was innerhalb dieses Kranken-
hauses das Natürlichste der Welt zu 
sein scheint. 

PD Dr. Alexander Avidan (ehemals 
Richter) wurde 1962 in Basel geboren. 
Nach der Matur, die er im Kohlenberg-
Gymnasium absolvierte, verbrachte er 
ein Jahr in Israel, kam dann nach Basel 
zurück und begann sein Medizinstudium.

1992 wanderte er mit seiner Frau nach 
Israel aus und ließ sich am Hadassah Ein 
Kerem Universitätsspital zum Anästhe-
sisten ausbilden, wo er als solcher bis heu-
te arbeitet.

1995 kamen seine Drillinge zur Welt 
und 2008 noch ein Sohn. „Audiatur-On-
line“ hat sich mit Dr. Avidan über seine 
Arbeit am israelischen Krankenhaus un-
terhalten:

Audiatur-Online: Ist eine Narkose 
heute noch etwas Riskantes? Kann es zu 
schwierigen Situationen kommen?

Dr. Alexander Avidan: Die moderne 
Narkose ist ein sicherer Eingriff. Den-
noch gibt es komplizierte Fälle, bei 
welchen die Narkose ein Risiko dar-
stellen kann. Bei Notoperationen bei-
spielsweise wissen wir nicht im Voraus 
was uns bevorsteht. Schwierig wird es 
auch, wenn ein Patient an verschiede-
nen Krankheiten leidet, die entgegen-
gesetzte Maßnahmen erfordern.

Wir hatten eine Patientin, die einen 
Hirntumor hatte. Sie war in der 36. Wo-
che schwanger und der Tumor führte 
zum Beginn einer Erblindung. Ein Kai-
serschnitt wäre zu riskant gewesen. Es 
wurde eine interdisziplinäre Sitzung 
einberufen, in der beschlossen wurde 
den Tumor operativ zu entfernen.

Die große Herausforderung dabei war, 
dass ich es mit zwei Patienten zu tun 
hatte – mit der Mutter und dem Fötus. 
Für den Fötus wäre eine erhöhte Flüs-
sigkeitszufuhr gut gewesen, für den Tu-
mor der Mutter jedoch nicht. Da musste 
ich genau abwägen. Glücklicherweise 
kam es zu einem guten Ende. Die Mutter 
konnte ohne Erblindung entlassen wer-
den und das Kind bis zuletzt austragen.

Audiatur-Online: Wie sieht Ihr Ar-
beitstag aus? 

Meine Arbeit beginnt am Vortag mit 
dem Anruf des Assistenzarztes. Er in-
formiert mich über die Patienten, die 
auf dem Operationsplan stehen. In der 
Regel wurden schon Vorabklärungen 
getroffen, ansonsten besprechen wir 
noch allfällige Unklarheiten.

Mein Arbeitstag beginnt um 7.30 
Uhr und endet um 15.30, ab und zu 
auch später. Ab 15.30 übernehmen die 
Dienstärzte bis etwa 23 Uhr. Dann wer-
den nur noch Notoperationen gemacht.

Audiatur-Online: Woher kommen die 
Patienten im Hadassah-Spital?

Die Patienten kommen aus dem gan-
zen Land zu uns, vorwiegend aus Jeru-
salem.

Audiatur-Online: Auch aus Ramal-
lah und Gaza, aus den autonomen pa-
lästinensischen Gebieten?

Ja, auch von dort. Ich weiß meistens 
woher die Patienten kommen, weil 
ich mich mit ihnen unterhalte und ich 

kann es auch an ihren Wohnadressen 
erkennen. Es hat jedoch keinerlei Ein-
fluss auf meine Arbeit. Jeder Patient er-
hält dieselbe Aufmerksamkeit von mir. 
Zu meinen Aufgaben gehört es, den 
Patienten zu beruhigen, wenn er ner-
vös ist oder sich vor der Narkose oder 
der Operation fürchtet. Ich beantwor-
te seine Fragen und manchmal tut es 
dem Patienten gut, einfach ein wenig 
zu plaudern. Dabei spielt es keine Rolle 
woher der Patient kommt.

Wir haben auch Ärzte, die von au-
ßerhalb Jerusalem kommen. Ein mus-
limischer Arzt kommt jeden Tag aus 
Jericho, ein anderer kommt aus Beth-
lehem und wir haben einen sehr guten 
Arzt aus Jordanien, der auch hier seine 
Ausbildung absolviert hat. Wir haben 
hier eine positive und angenehme At-
mosphäre, in der wir uns gegenseitig 
respektieren. 

Audiatur-Online: Kann man wählen, 
ob man von einem israelischen oder ei-
nem arabischen Arzt behandelt werden 
möchte?

Nein.
Audiatur-Online: Gibt es Patienten, 

die sich weigern, von einem israelischen 
bzw. arabischen Arzt behandelt zu wer-
den?

Ich habe von solchen einzelnen Be-
gebenheiten gehört, auf unserer Abtei-
lung kam das jedoch noch nie vor.

Audiatur-Online: Werden hier auch 
Terroristen nach einem Attentat behan-
delt?

Ja. Glücklicherweise gibt es heute we-
niger Attentate, darum kommt es selte-
ner vor, aber Terroristen werden nach 
Anschlägen bei uns behandelt.

Ihnen kommt dieselbe Behandlung 
zu wie jedem anderen Patienten, im 
Moment der Behandlung geht es aus-
schließlich darum, Leben zu retten.

Vor Jahren, als ich hier Assistenzarzt 
war, wurden nach einem Anschlag so-
wohl der Attentäter als auch das Opfer 
bei uns behandelt. Auf der Intensivstati-
on lag das Opfer im einen Bett und im 
Nachbarbett lag der Attentäter. Das war 
eine groteske Situation –  die Emotionen 
dazu lassen sich kaum in Worte fassen.

Das heißt, dass diejenigen, die Ihr 
Volk und Ihre Angehörigen umbringen 
wollen, im Hadassah-Spital gesund ge-
pflegt werden. Sie behandeln sozusagen 
Ihre eigenen Feinde.

So ist es.
Audiatur-Online: Was denken Sie, 

wie zugehörig sich arabische Ärzte im 
Hadassah Ein Karem-Spital fühlen?

Ein arabischer Arzt hat mir einmal 
gesagt, dass man im Hadassah-Spital 
nach seinen Fähigkeiten und nicht 
nach seiner Zugehörigkeit beurteilt 
wird. Ein arabischer Arzt wird, wenn er 
gut ist, geschätzt und gefördert, genau-
so wie ein israelisch-jüdischer Arzt. Da 
werden keine Unterschiede gemacht.

Audiatur-Online: Warum funktio-
niert dieses Miteinander und die sehr 
gute Zusammenarbeit im Leben außer-
halb des Spitals nicht?

Das Hadassah-Spital ist ein speziel-
ler Ort. Wir ziehen hier alle am selben 
Strang. Wir sind da, um Leben zu ret-
ten, um kranke Patienten zu heilen. 
Das geht nur bei einer optimalen Zu-
sammenarbeit. Politische Meinungen 
werden hier nicht vertreten.

Audiatur-Online: Ihr Sohn leistet in 
der IDF Militärdienst. Beeinflusst das 
Ihre Arbeit? Ihre politische Einstellung?

Nein, außer, dass ich nachts weniger 
gut schlafe, hat das keinen Einfluss auf 
meine Sichtweise oder meine Arbeit.

Audiatur-Online: Welche eindrück-
liche Begebenheit berührt Sie nach wie 
vor?

Eindrücklich im Sinne von schwierig 
sind für mich vor allem tragische Mo-
mente mit Kindern. Als Beispiel: um ei-
nen Hirntod festzustellen, macht man 
geeichte Tests. Dazu wird ein Team zu-
sammengestellt, bestehend aus einem 
Kinderarzt, einem Neurologen und ei-
nem Anästhesisten.

Das Kind liegt wie „schlafend“ im 
Bett und wenn nach den Tests der 
Hirntod festgestellt wird, wird die Be-
atmungsmaschine abgestellt. Das ist 
für mich furchtbar, damit habe ich nach 
all den Jahren immer noch Probleme.

Ein positives Erlebnis war sicher-
lich die erfolgreiche Operation der 
schwangeren Tumor-Patientin, die 
wir gemeinsam mit ihrem Kind retten 
konnten. Das sind sehr schöne und be-
friedigende Momente und Augenblicke 
der Dankbarkeit.

Die Lebensretter vom Hadassah-Spital
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Ein Verletzter wird in das berühmte Krankenhaus eingeliefert.

Israel gewährt auch seinen Feinden medizinische Hilfe



№ 11 (39)     November 2017    JÜDISCHE RUNDSCHAU 23ISRAEL

Dr. Abu Bich wurde 1970 in Tulkarem, ei-
nem „palästinensischen“ Dorf nahe Neta-
nya geboren. Dort verbrachte er seine Kind-
heit und Jugend. Nach der Schulzeit ging er 
in die Ukraine, um Medizin zu studieren. 
Als er zurückkam, begann er im Spital in 
Jericho zu arbeiten. Dort war er 8 Jahre lang 
tätig. Nach einer 2-jährigen Ausbildung 
wurde er Leiter der dortigen Notfallstation.

Danach wechselte er ins Hadassah Ein 
Kerem-Universitätsspital, um sich dort zum 
Anästhesisten ausbilden zu lassen.

Dr. Bich ist verheiratet und hat 3 erwach-
sene Töchter und anderthalb Monate alte 
Zwillingssöhne.

Audiatur-Online: Sie sprechen offen-
sichtlich verschiedene Sprachen?

Dr. Abu Bich: Ja. Meine Muttersprache 
ist Arabisch. Als ich ins Hadassah Ein 
Kerem-Spital kam, konnte ich nur einige 
Worte Hebräisch sprechen. Jetzt beherr-
sche ich die Sprache, weil ich sie im Alltag 
benutze.

Russisch spreche ich, weil ich in der 
Ukraine studiert habe und Englisch, weil 
das eine Pflichtsprache für das Medizin-
studium ist.

Audiatur-Online: Warum gingen Sie in 
die Ukraine, um Medizin zu studieren?

Damals, als ich mit dem Medizinstu-
dium begann, gab es in den „palästinen-
sischen“ Gebieten noch keine Universi-
täten. Das ist heute anders, heute gibt es 
in mehreren „palästinensischen“ Städten 
Studienangebote.

Audiatur-Online: Haben Sie in der 
Schule Hebräisch gelernt?

Nein, als ich zur Schule ging lernten wir 
nur Arabisch. Heute kann man an man-
chen Schulen Hebräisch als Zusatzspra-
che nehmen, aber es ist kein Pflichtfach.

Bevor ich meine Arbeit am Hadassah 

Ein Kerem-Spital aufnahm, lernte ich wäh-
rend zweier Monate Hebräisch in einem 
Ulpan (Sprachschule). Daraufhin folgte ein 
2-monatiges Praktikum im Spital.

Durch die Arbeit und den Gesprächen 
mit Ärzten und Patienten, lernte ich in 
angemessener Zeit mich auf Hebräisch 
zu verständigen. Dabei hat mir die Ähn-
lichkeit der beiden Sprachen Hebräisch 
und Arabisch sehr geholfen. 2.000 Wör-
ter, die ähnlich klingen, haben dieselbe 
Bedeutung. Das hat Vieles erleichtert.

Audiatur-Online: Wie sieht Ihr Ar-
beitstag aus?

Mein Arbeitstag beginnt um 7.30 Uhr. 
Zwischen 6 und 6.15 Uhr komme ich hier 
an. Dann trinke ich meinen Kaffee und 
tausche mich mit dem behandelnden 
Arzt des Patienten aus. Obwohl ich die 
Informationen auf meinem PC habe und 
diese bereits durchgegangen bin, ist mir 
das Gespräch mit dem Arzt wichtig.

Dann begrüße ich den Patienten und 
frage ihn, ob er seine Medikamente ge-
nommen hat. Ich erwähne z.B., dass ich 
über seine frühere Krankheit informiert 
bin.  So realisiert er, dass ich über ihn Be-
scheid weiß. Das erzeugt Vertrauen.

Audiatur-Online: Sieht ihr Arbeitstag 
während des Ramadans anders aus?

Während des Ramadans fasten wir von 
Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang. 
Unser Arbeitstag ändert sich dadurch 
nicht, außer dass in dieser Zeit sehr da-
rauf geachtet wird, dass wir das Spital 
rechtzeitig verlassen können, um beim 
Fastenbrechen zu Hause zu sein. Das sind 
feste Regelungen des Spitals, die auch so 
eingehalten werden.

Audiatur-Online: Gibt es Patienten, 
die sich weigern, von einem israelischen 
bzw. arabischen Arzt behandelt zu wer-
den?

Das kam in den vergangenen 9 Jahren 
nur ein einziges Mal vor. Als ich mich 
dem Patienten vorstellte, sagte er mir, er 
wolle sich von einem jüdischen Arzt be-
handeln lassen.

Ich ging zu meinem Vorgesetzten, 
einem israelischen Arzt, um ihm das 
mitzuteilen. Seine Reaktion dem Pati-
enten gegenüber war klar und unmiss-
verständlich. Im Hadassa-Spital gehe es 
um die Gesundheit und das Leben der 
Menschen. Es werde nicht politisiert und 
somit gebe es keine Wahl über die Reli-
gionszugehörigkeit des Arztes seitens des 
Patienten. Dieser Aspekt stehe nicht zur 
Diskussion. Dem Patienten stehe es frei, 
dies zu akzeptieren oder sich anderswo 
behandeln zu lassen.

Audiatur-Online: Gibt es Unterschiede 
in der Arbeitsweise zwischen dem Spital 
in Jericho und dem Hadassah Ein Karem?

Ich habe hier gelernt sauber und sorg-
fältig zu arbeiten und dass der Höher-
gestellte, der Vorgesetzte, auch mehr 
Verantwortung trägt. Das hierarchische 
Denken fehlt uns Arabern ein wenig. Da 
tut jeder, was ihn richtig dünkt.

Die freie Meinungsäußerung, dass je-
der sagen kann, was er denkt und jede 
Meinung wichtig ist, gibt mir das Gefühl 
ernstgenommen zu werden. Es fördert 
das Gemeinschaftsgefühl und führt im-
mer wieder unser gemeinsames Ziel vor 
Augen: die Gesundheit des Menschen.

Audiatur-Online: Warum funktioniert 
dieses Miteinander und die sehr gute Zu-
sammenarbeit im Leben außerhalb des 
Spitals nicht?

Dafür gibt es verschiedene Gründe. 
Hier geht es um die Gesundheit des 
Menschen, um sein Leben. Wir arbeiten 
zusammen, weil wir dasselbe Ziel haben. 
Wir wollen dem Patienten die bestmögli-

che Behandlung für seine Heilung anbie-
ten.

Unabhängig davon kann ich meine ei-
genen politischen Ansichten haben. Ich 
werde immer wieder gefragt, ob ich keine 
Angst habe und ob die Zusammenarbeit 
nicht schwierig sei. Die Leute draußen 
können sich nicht vorstellen, dass das so 
funktioniert. Aber das tut es.

Privat habe ich meine Familie, die mich 
unterstützt, und das gibt mir viel Kraft.

Audiatur-Online: Begegnet man Ih-
nen, wenn ein Anschlag von einem Araber 
auf einen Israeli ausgeübt wird, mit Res-
sentiments?

Vor 2 Jahren versuchte ein „palästinen-
sischer“ Jugendlicher eine Israelin mit 
dem Messer umzubringen, dabei wurde 
er selbst verletzt und die Frau, das Op-
fer, trug schwere Verletzungen davon. Es 
ergab sich so, dass israelische Chirurgen 
den „palästinensischen“ Jungen behan-
delten und ich die israelische Frau. Im 
Moment des Geschehens konzentriert 
sich jeder ausschließlich auf die Behand-
lung. Da geht es nur darum, das Leben 
des Menschen zu retten. Und wie gesagt, 
hier ist nicht der Ort, an dem politisiert 
oder denunziert wird, im Gegenteil, ich 
bin hier sehr gut integriert.

Audiatur-Online: Welche eindrück-
liche Begebenheit berührt Sie nach wie 
vor?

Als ich einmal auf dem Weg ins Spital 
war, fuhr ich an einen Unfall heran. Die 
Polizei war schon vor Ort. Ich zeigte ih-
nen meinen Ausweis, um Erste Hilfe 
leisten zu können. Als der Krankenwa-
gen dann eintraf, fuhr ich weiter. Später 
sah ich den Patienten wieder im OP. Er 
erinnerte sich noch an mich und bedank-
te sich bei mir. Das war ein sehr schönes 
Erlebnis.

Interview mit dem „palästinensischen“ Arzt Dr.Bich am Hadassah-Spital Jerusalem 

Henriette Szold wurde 1860 als Tochter eines Rabbinerehepaars 
in Amerika geboren.  1909 besuchte sie Jerusalem. Zurück in 
den USA gründete sie Ende 1912 die größte jüdisch-zionistische 
Frauenorganisation und nannte diese Hadassah.

1913 wurden 2 ausgebildete Krankenschwestern aus den USA 
nach Israel gesendet, um in Jerusalem Hygiene sowie Vorsorge-
untersuchungen einzuführen.

1918 baute Fam. Rothschild in Jerusalem ein Spital und über-
gab es den Krankenschwestern. Diese behandelten unter an-
derem Menschen aus Afrika, die unter der Augenkrankheit Tra-
choma litten. Im selben Jahr wurde die erste Schwesternschule 
gegründet.

Zwei wichtige und lebenserhaltende Neuerungen wurden 
von den beiden Krankenschwestern eingeführt.

1. Jeder Patient, egal welcher Herkunft und Religion, wurde 
von ihnen behandelt.

2. Die Schwestern führten die pasteurisierte Milch in der Be-
völkerung ein.

Sie gingen von Haus zu Haus und verteilten die Milch an Fami-
lien mit Kleinkindern. Dadurch und durch weitere hygienische 
Maßnahmen ging die Kindersterblichkeit deutlich zurück.

1919 zog Henrietta Szold nach Jerusalem, um Gesundheits- 
und Präventivprogramme für Kinder auszuarbeiten. Von da an 
wurden Schulkinder routinemäßig untersucht.

1921 wurde in Tel Aviv ein Hadassah-Spital eröffnet, ein Jahr 
später auch in Haifa. Wenig später auch in Tiberias und Safed.

1939 wurde das Hadassah-Spital auf dem Mount Scopus ne-
ben der Universität eröffnet. Szolds Ziel, ein Universitätsspital 
zu gründen, wurde somit erreicht.

Im In-und Ausland wurde durch geschultes Personal Aufbau-
arbeit in medizinischer Grundversorgung geleistet. Es kamen 
auch Interessenten aus dem Ausland, um sich in Israel ausbilden 
zu lassen.

1945 starb Henriette Szold. Sie wurde in Jerusalem begraben.
1962 wurde das Spital Hadassah Ein Kerem eröffnet.
Heute existiert dort neben der Pflegefachausbildung, eine 

Schule für Zahnheilkunde, eine medizinische Fakultät und eine 
Schule für Pharmazeutik.

Jede Abteilung betreibt auch Forschung.
2005 wurde Hadassah als Ort der Gleichbehandlung aller Pa-

tienten, unabhängig von ethnischen und religiösen Ausrichtun-
gen, für den Friedensnobelpreis nominiert.

Über das Hadassah Medical Centre
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Von Stefan Frank

Mehrere EU-Länder fordern von Israel 
eine Entschädigung für den Abriss von 
Gebäuden, die sie illegal in der Area C des 
Westjordanlands errichtet haben. Das be-
richten die französische Tageszeitung „Le 
Monde“ und die israelische Tageszeitung 
„Haaretz“. 

Laut der zwischen Israel und der „Pa-
lästinensischen Autonomiebehörde“ aus-
gehandelten Interimsvereinbarung über 
das Westjordanland und den Gazastreifen 
(Oslo-II-Abkommen) steht dieses Gebiet 
unter voller israelischer Kontrolle, so dass 
israelische Behörden für die Bebauung zu-
ständig sind. 

Acht EU-Länder, so heißt es, hätten ei-
nen offiziellen Protestbrief an das israeli-
sche Außenministerium geschrieben. Bel-
gien stehe an der Spitze dieser Bewegung, 
schreibt „Haaretz“ unter Berufung auf 
einen EU-Diplomaten; auch Frankreich, 
Spanien, Schweden, Luxemburg, Italien, 
Irland und Dänemark hätten daran mitge-
wirkt. 

Die wilde, nicht mit den israelischen 
Behörden abgestimmte Bebauung, für die 
die EU hohe Millionenbeträge bereitstellt, 
sorgt seit Jahren für Konflikte. Wie aus ei-
nem Artikel der britischen Tageszeitung 
„Daily Mail“ von 2015 hervorgeht, sind 
die Dörfer vor Ort als die „EU-Siedlungen“ 
bekannt. „Sie hissen stolz die EU-Flagge 
und tragen Hunderte von EU-Aufklebern 
und -Emblemen. An einigen prangen auch 
die Logos von Oxfam und anderen NGOs, 
die bei diesen Projekten mitgewirkt ha-
ben.“ Das Verhalten von EU-Angestellten 
vor Ort werfe Fragen auf, schreibt die Zei-
tung, „nachdem ein Foto von einem Mann 
in EU-Uniform aufgetaucht war, der Sol-
daten und Unbeteiligte vor einer Siedlung 
mit einem Stein bedroht. Ein EU-Sprecher 
weigerte sich, das Foto zu kommentieren.“

Laut „Haaretz“ sei dies der zweite Schritt 
der EU-Länder in dieser Sache. Vor andert-
halb Monaten hätten Diplomaten der acht 
Staaten Rodica Radian-Gordon getroffen, 
die im israelischen Außenministerium für 
Europaangelegenheiten zuständig ist. In 
ihrem Brief protestieren sie laut „Haaretz“ 
gegen die Beschlagnahmung von Solar-

anlagen und die Zerstörung von mobilen 
Unterkünften, die sie Beduinengemein-
schaften als Klassenräume zur Verfügung 
gestellt hätten. Dafür fordern sie von Israel 
30.000 Euro Schadenersatz.

„Die jüngste ‚Drohung’ der acht EU-
Mitgliedsstaaten, die israelische Regie-
rung auf Schadenersatz zu verklagen, 
wäre lustig, wenn sie nicht so empörend 
wäre“, sagt Meir Deutsch, Direktor für 
Politik und Regierungsbeziehungen der 
israelischen NGO Regavim, gegenüber 
MENA Watch. Regavim setzt sich für den 
Einsatz rechtsstaatlicher Prinzipien gegen 
die Landnahme der EU ein. Mit ihrer Ent-
schädigungsforderung, so Deutsch, gäben 
diese Länder endlich zu, dass sie an der 
„illegalen Errichtung von mehr als 1.000 
Behausungen in der Region Adumim be-

teiligt sind.“ Deutsch verweist darauf, dass 
die EU Mitunterzeichner der Oslo-2-Ver-
träge ist, nach denen die Region unter voll-

ständiger israelischer Verwaltung steht. 
Auch innerhalb der EU gibt es immer 

wieder Kritik an der Siedlungsoffensive. 
James Carver, britischer EU-Abgeord-
neter und Mitglied im Außenpolitischen 
Komitee des Europaparlaments, schrieb 
im Februar 2015 einen Brief an die EU-
Mitgliedsstaaten. Mit Bezug auf die EU-

Siedlungen schrieb Carver, diese wider-
sprächen den Gründungsverträgen der 
EU. Sie seien „respektlos gegenüber dem 

Rechtsstaat, nach internationalem Recht 
eindeutig illegal“ und zerstörten in ei-
nigen Fällen die Umwelt. „Ein Land, in 
dem jeder baut, wo es ihm gefällt, ohne 
sich an Flächennutzungspläne zu halten 
und eine Baugenehmigung einzuholen, 
wäre ein zum Leben furchtbares Land 
und ein Land ohne Rechtsstaatlichkeit. 
Es ist klar, dass EU-Mitgliedsstaaten ein 
solches Verhalten innerhalb ihrer Gren-
zen niemals dulden würden; auch würde 
die EU es nicht innerhalb der Europäi-
schen Union billigen oder finanzieren.“ 
„Warum also“, fragte Carver die Regie-
rungen, „tut die EU das außerhalb ihrer 
Grenzen?“

Sie habe, sagt Meir Deutsch, „eine be-
wusste Entscheidung“ getroffen, einen 
„palästinensischen“ De-facto-Staat in der 
Area C zu errichten. Dies gehe aus einem 
offiziellen EU-Dokument von 2011 her-
vor. Darin heißt es: „Die EU und die Pa-
lästinensische Autonomiebehörde betei-
ligen sich jetzt aktiv an der Planung und 
Aufteilung von Area C; wenn dies Erfolg 
hat, könnte es der Entwicklung durch die 
Palästinensische Autonomiebehörde und 
mehr Autorität für diese in Area C den 
Weg ebnen.“

In einem „absurden, verdrehten und 
zynischen Missbrauchs des israeli-
schen Rechtssystems, für das sie sonst 
nichts als Verachtung übrig haben“, so 
Deutsch, „beabsichtigen diese Länder 
sich auf den Rechtsstaat zu berufen, um 
ihren eigenen Rechtsbruch zu stützen“.

Die zweifelhafte Siedlungspolitik  
der EU in Israel

Warum baut die Europäische Union arabische Siedlungen im jüdischen Kernland Judäa und Samaria?

Illegale Bautätigkeiten auf ihrem eigenen Gebiet würde die Europäische Union niemals zulassen.

             �An einigen prangen auch die Logos von 
Oxfam und anderen NGOs, die bei diesen 
Projekten mitgewirkt haben.

Schlüterstr. 63 – 10625 B | Tel.: 32769600 | www.rosaundbella.de 
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Von Adam Elnakhal

Am 19. November würde die jemeni-
tisch-jüdischstämmige Sängerin Ofra 
Haza ihren 60. Geburtstag feiern. 
Doch schon am 23. Februar 2000 – im 
Alter von nur 42 Jahren – hat ihr eine 
HIV-Infektion ein viel zu kurzes, aber 
außergewöhnlich erfolgreiches Leben 
genommen. 

Als „Madonna des Ostens“ betitelt, 
behielt sich die in armen Verhältnissen 
aufgewachsene Ofra Haza trotz ihres 
verdienten Welterfolges eine erstaun-
liche und sympathische Bodenständig-
keit und Natürlichkeit. 

Ihr größter Erfolg „Im Nin'Alu“ aus 
dem Jahre 1978, das 1987/88 in einer 
modernisierten Form groß herauskam, 
entstammt einem Gedicht von Rabbi 
Shalom Shabazi, der von 1619 bis um 
1720 im Jemen lebte und nicht nur ein 
für damalige Verhältnisse erstaunli-
ches Lebensalter von wohl rund 100 
Jahren erreichte, sondern auch noch 
einer der wichtigsten jüdischen Dichter 
der Weltgeschichte wurde. 

In Westdeutschland war die Lo-
beshymne auf Gott im Sommer 1988 
ganze acht Wochen auf Platz eins der 
Singlecharts und damit der zweiter-
folgreichste Titel des gesamten Jah-
res, einer der erfolgreichsten Titel der 
1980er und der wohl größte Erfolg 
eines hebräischsprachigen Liedes in 
Deutschland und der gesamten west-
lichen Welt. Auch in der Schweiz, in 
Spanien sowie in Finnland und Norwe-
gen landete „Im Nin’Alu“ auf Platz eins. 
In Österreich und Schweden erreichte 
Ofra Haza immerhin Platz zwei. Trotz-
dem wird der Titel auch in den Radio-
sendern mit dem Musikschwerpunkt 
80er Jahre heutzutage so gut wie gar 
nicht mehr gespielt. Und man darf mit 
Spannung abwarten, ob der WDR am 
19. November zum 60. Geburtstag der 
Ausnahmekünstlerin eine Ausnahme 
machen wird. 

In dem Musikvideo von „Im Nin‘Alu“ 
und bei den vielen Auftritten um den 
gesamten Globus trat Ofra Haza volks-
tümlich und modern zugleich gekleidet 
auf. Sie tanzte auf Pumps und wirkte 
trotzdem so orientalisch, dass sie wahr-
scheinlich im Jemen des 17. Jahrhunderts 
zu Zeiten von Rabbi Shalom Shabazi 
ebenso anmutig und lebensfroh getanzt 

und gesungen hätte wie Ende der 1980er 
in den modernen Rundfunkanstalten 
von Amerika bis Japan – vor 300 Jahren 
freilich ohne Pumps! Ofra Haza benutz-
te Kosmetik und lächelte trotzdem ein 
ehrliches und natürliches Lächeln, dem 
sich weder Männer noch Frauen entzie-
hen konnten. In Interviews wirkte sie 
freundlich und kam ganz ohne Allüren 
einer Diva aus.

(West-)Deutschland war aus geo-
graphischer Sicht ein Türöffner für 
die Karriere Hazas. Im Frühjahr 1983 
vertrat die damals 25-jährige Ofra 
den Staat Israel beim Eurovision Song 
Contest in München und erreichte 
mit „Chai“ einen respektablen zweiten 
Platz. Ein Jahr später begann mit ihrem 
Album „Yemenite Songs“ ihr musikali-
scher Siegeszug über den Globus. Mit 

ihrer weichen Mezzosopran-Stimme 
gab sie den jemenitischen Juden eine 
Stimme in Israel und darüber hinaus. 
Sie zeigte: Man kann traditionell und 

modern zugleich sein, ohne peinlich zu 
wirken. Man kann auch jüdisch-orien-
talisch und nicht nur islamisch-orienta-
lisch die arabische Halbinsel vertonen. 
Man kann auch ohne europäische oder 
amerikanische Wurzeln in Israel er-
folgreich sein. Man kann sich künstle-
risch verändern und weiterentwickeln 
und trotzdem immer die gleiche Person 
bleiben.

Dabei sind viele ihrer Lieder von 
leiser Gefühlssuche geprägt. Besonders 
eindrucksvoll ist ihre Interpretation der 
Jerusalemhymne „Yerushalayim shel za-
hav“. 

Politisch kann man Ofra Haza – wie 
wohl die meisten Künstler – eher im 
linken denn im rechten Spektrum ein-
ordnen. Ihrem verständlichen Wunsch 
nach Frieden folgend, sang Ofra Haza 

als Jitzchak Rabin, Schimon Peres und 
der PLO-Extremist und Terrorist Jassir 
Arafat 1994 in Oslo den Friedensnobel-
preis verliehen bekamen. Dies kann man 
„naiv“ nennen. Haza war keine Politike-
rin. Sie blieb eine Sängerin mit starker 
Verwurzelung in der jüdisch-jemeniti-
schen Kultur ihrer Vorfahren. 

Ofra Haza lebte den israelischen 
Traum: Sie blieb der Herkunft ihrer Fa-
milie verwurzelt, so wie viele Einwan-
derer in Israel in mehr oder weniger aus-
geprägter Form ihrem Herkunftsland 
verbunden bleiben. Trotzdem war sie bis 
zu ihrem Lebensende israelische Staats-
bürgerin, verstand sich als Israelin, leiste-
te Ende der 1970er ihren Wehrdienst und 
behielt bis zum Schluss ihren Wohnsitz in 
Israel.  

Ofra Haza schuf ein Bild von der mor-
genländischen Frau, die traditionell, 
devot und zugleich modern und eman-
zipiert auftreten konnte. Haza konnte 
ohne Schleier geheimnisvoll verzaubern. 
Ebenso wenig musste sie nackte Haut 
zeigen, um das männliche Geschlecht zu 
verführen. Oft trug sie die traditionelle 
jemenitische Tracht.

Ihr zweiter großer Erfolgstitel „Galbi“ 
zeigt eine modernere Ofra Haza, die im 
Musikvideo von einem Mann beharr-

lich verfolgt wird. Bis zum Ende schafft 
es der sehr maskuline Zeitgenosse nicht 
die sehr feminine Ofra einzuholen, die 
geheimnisvoll und siegessicher in der 
Wüste tanzt und ihren Schleier in den 
Wind hält. Der Mann muss seine Suche 
nach Ofra ergebnislos fortsetzen. Anders 
der zwei Jahre jüngere Doron Ashkenazy: 
1997 heiratete er in zweiter Ehe die welt-
berühmte Musikerin. Die Ehe blieb kin-
derlos. Er hatte eine Tochter aus erster 
Ehe und einen Adoptivsohn. Im April 
2001, ein Jahr nach dem Tod Hazas, starb 
Ashkenazy aufgrund von Drogenmiss-
brauchs. Das 21. Jahrhundert blieb den 
beiden verwehrt. 

Bis zu ihrem Tod hielt Ofra Haza den 
Spagat zwischen Popmusik, Schlager 
und traditionellem Folk. Die Madonna 
des Ostens inspirierte 2005 posthum 
die Madonna des Westens (für ihren Ti-
tel „Isaac“). Sie ist bis heute eine der be-
kanntesten israelischen Künstlerinnen 
überhaupt. Ihre Musik begeistert bis heu-
te Millionen Menschen auf der ganzen 
Welt. Ofra Haza bleibt der sympathische 
Weltstar made in Israel – das kleine un-
schuldige Mädchen aus dem Arbeiterkib-
buz Hatikva (dt. „Hoffnung“) in Tel Aviv, 
das Musikgeschichte und israelische Kul-
turgeschichte geschrieben hat. 

Die zeitlos schöne Stimme Israels
Zum 60. Geburtstag der Sängerin Ofra Haza

Ofra Haza im Jahr 1998.

                         �...der wohl größte Erfolg eines  
hebräischsprachigen Liedes in  
Deutschland.
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Von Heike Linde-Lembke

Hamburg. Der Blick geht in die Weite. In 
die Leere. Er ist nicht mehr verzweifelt, 
sondern darüber hinaus. Er ist resigniert 
und voll Ahnung eines unvorstellbaren 
Unheils. Der Mund und die Haltung der 
Hand auf der Wange verstärken diese 
Ahnung ebenso wie die Gebärde der an-
deren Hand vor dem freien Oberkörper, 
als wolle sie eine Katastrophe abwehren. 
Anita Rée, die dieses Selbstporträt 1930 
malte, hat die Katastrophe, die Schoah, 
nicht erlebt. Sie ging vorher. Die Ham-
burger Künstlerin und Jüdin nahm sich 
am 12. Dezember 1933 in Kampen auf 
Sylt mit Veronal das Leben.

Die Hamburger Kunsthalle würdigt 
jetzt Werk und Leben der Künstlerin 
mit einer umfangreichen Retrospekti-
ve, die nach einer Ausstellung 1986 mit 
70 Werken überfällig war, um eine der 
größten Künstlerinnen der Hansestadt 
zu ehren. „Durch die hohe Anzahl der 
Werke können wir die Bandbreite der 
Künstlerin eindrucksvoll zeigen“, sagte 
Kunsthallen-Direktor Christoph Mar-
tin Vogtherr. Der Ausstellung gingen 
umfangreiche Forschungen voraus, um 
eine neue Orientierung über das Werk 
Anita Rées und ihrer Arbeitsweise zu 
vermitteln.

Die Exponate, das früheste datiert von 
1913, werden in elf Sälen der renovier-
ten Kunsthalle chronolgisch präsentiert. 
Die Säle sind nach Themen geordnet wie 
„Ferne Paradiese“ mit ihren Fantasi-
eschränken, „Sehnsuchtsorte“, „Herren-
porträts und Frauenbilder“, „Vertraute 
Fremde“, „Selbst“ oder auch „Sylt – letz-
te Werke“ mit feinen Landschafts-Ge-
mälden.

Anita Rée wurde am 9. Februar 1885 
in Hamburg in eine jüdische, assimilier-
te Familie geboren. Ihre Mutter Anna 
Clara kam aus Venezuela, ihr Vater Edu-
ard Rée aus Hamburg. Sie wird evange-
lisch getauft und erzogen und wächst 
auf zwischen den Kulturen der südame-
rikanischen und katholisch dominierten 
Heimat ihrer Mutter, dem liberalen Ju-
dentum in Hamburg und ihrer evange-
lischen Erziehung. Die Frage, wohin sie 
gehört, begleitet die Künstlerin ständig 
und prägt ihr künstlerisches Werk. Sie 
ist auch verantwortlich für die ständige, 
innere Zerrissenheit der Frau und führ-

te letztlich zur tiefen Melancholie.
Anita Rée war der Hamburger Kunst-

halle seit jeher verbunden, denn der 

damalige Direktor Gustav Pauli hat sie 
gefördert und mehrere Werke von ihr 
angekauft, Wilhelm Werner, Hausmeis-

ter der Kunsthalle, hat 1937 die damals 
von der Hamburger NS-Regierung als 
„entartet“ deklarierte Kunst der Jüdin 

Anita Rée im Keller der Kunsthalle 
versteckt und damit gerettet. Anita Rée 
wurde trotz Taufe und evangelischer 
Erziehung gleich nach der Machtergrei-
fung von den Nazis verfemt.

„Die Hamburger Kunsthalle hat mit 
Abstand die größte öffentliche Samm-
lung von Werken Anita Rées in ihrem 
Bestand, und wir können mit vielen 
Leihgaben aus Museen und Privatbesitz 
aus aller Welt anhand von mehr als 200 
Exponaten zeigen, wie hervorragend 
diese Künstlerin war“, sagt Kunsthallen-
Kuratorin Karin Schick.

Die Künstlerin ist mehr als  
nur Opfer
Die 48-jährige Expertin für die klassi-
sche Moderne sagt: „Uns ist es aber wich-
tig, sie nicht als Opfer zu zeigen, sondern 
als aktive und selbstbewusste Künstle-
rin.“ Obendrein spricht sie Anita Rée 
ab, Jüdin gewesen zu sein. Damit steht 
Karin Schick im Gegensatz zu Maike 
Bruhns, Hamburger Kunsthistorikerin, 
Autorin, Kuratorin und Kunstsamm-
lerin, die über vergessene Hamburger 
Künstler aus der Zeit des Nationalso-
zialismus forscht und publiziert und 
in einem Aufsatz über Anita Rée und 
Carl Einstein, den Anita Rée 1921 ein-

drucksvoll porträtierte, schrieb: „...Wie 
Einstein bestimmte sie es (den Suizid) 
selbst, aber sehr viel früher: am 12. De-
zember 1933 nahm sie sich auf Sylt das 
Leben, ausgebrannt, vereinsamt und am 
Ende ihrer Kräfte. Auch sie war Jüdin.“ 
Das Gemälde ist in der Retrospektive zu 
sehen. Maike Bruhns erstellt auch das 
neue Rée-Werkverzeichnis und wird es 
im Februar präsentieren.

Der Ausstellung gingen intensive Un-
tersuchung über Anita Rées Maltech-
niken voraus, und die Wissenschaftler 
entdeckten unter anderem, dass sie 
mit Bronze- und Goldplättchen Ef-
fekte erzielte, beispielsweise bei ihrer 
1924/1925 entstandenen Bildern mit 
kalabresischen Frauen. Sie ließ auch ih-
rem Hang zum Dekorativen freien Lauf 
wie bei den minimalen Collagen, die sie 
kaum sichtbar in die Schalen auf den 
Kopf von Bildern mit italienischen Frau-
en setzte, oder bei ihren Fantasieschrän-
ken mit Affen und ihren sehr lebendig 
wirkenden Puppentheater-Figuren.

Allen ihren Werken liegt ihre Meister-
schaft als Zeichnerin zugrunde. Das ist 
vor allem an den Porträts ablesbar. Die 
Kinder-Bildnisse zeigen in klaren Lini-
en ungeschönt die Realität der Kinder, 
ihren Seelen-Zustand, ihren Ernst, oft 

Anita Rée, die Kunst und der Selbstmord auf Sylt
Eine neue Ausstellung präsentiert das Werk der jüdischen Malerin aus Hamburg

Anita Rée, Selbstbildnis, 1930
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Gelber Dünenhügel, 1932/33
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Weiße Nussbäume, 1922–1925

ihre Tristesse. Die große Melancholie, 
die Anita Rée stets begleitete, liegt über 
fast allen ihren Werken, besonders über 
ihren zahlreichen Selbstporträts. Auch 
das Gemälde „Halbakt vor Feigenkak-
tus“ scheint eines zu sein und ist in der 
Ausstellung zu sehen. Die Farben sind 
hell und warm, der Ausdruck hinge-
bungsvoll und sinnlich, denn neben aller 
Melancholie war Anita Rée eine sinnen-
frohe Frau und in den Hamburger Salons 
wohlangesehen, schon durch ihre famili-
är großbürgerliche Stellung. 

Inspiration in Italien
Die vielbeachtete und angesehene 
Künstlerin galt als strenge, exotische 
Schönheit, originell, belesen und ge-
heimnisvoll, aber auch anstrengend.

Im Winter 1912/13 nahm sie in Ar-

thur Sieblist privater Malschule in Paris 
Unterricht, von 1922 bis 1925 lebte sie 
in Positano, wo die meisten ihrer italie-
nischen Werke entstanden und sie auch 
durch andere Maler große Impulse er-
hielt, die ihr Werk nachhaltig beeinfluss-
ten. Zurück in Hamburg stärkt diese 
positive Entwicklung ihr Ansehen ein 
weiteres Mal.

Sie baute sich ein Netzwerk auf, holte 
sich Rat bei Max Liebermann in Berlin 
und Auguste Renoir in Paris, traf die 
Brüder Aby und Max Warburg eben-
so wie Gustav und Ehefrau Magdalene 
Pauli, Richard und Ida Dehmel, erhielt 
Aufträge und war Gründungsmitglied 
der Künstlervereinigung „Hamburger 
Secession“.

Die aber ließ sie fallen, als sie zu einer 
Ausstellung ihr Bild „Weiße Nussbäume“ 

(1922 bis 1925) einreichte. 
Argument: Es sei zu altmeis-
terlich im Stil. Dabei hatte 
Anita Rée sich während ihres 
Aufenthaltes in Paris 1912 und 
1913 durch die Einflüsse fran-
zösischer Kollegen immens 
entwickelt. Mit dieser Ableh-
nung begann die Verfemung 
Anita Rées, zeitgleich mit dem 
Aufkeimen des Nationalsozi-
alismus. Zurück aus Positano 
war Anita Rée aufgrund der 
Ausdruckskraft und Meister-
schaft ihrer Malerei zwar eine 
angesehene Künstlerin, lebte 
und arbeitete aber auch ohne 
feste Wohnung in Pensionen 
und bei Freunden.

Sie geriet immer mehr 
zwischen die Welten, fragte 
immer mehr nach ihrer Iden-
tität, sehnte sich nach einer 
festen Partnerschaft, liebte 
aber auch ihre Freiheit. Das 
Andere, das Fremde faszi-
nierte sie – und machte ihr 
zugleich die Heimat fremd. 
In einigen ihrer Werke wird 
Ironie sichtbar wie im Werk 
„Bertha im Herz-Jesu-Rah-
men“, 1927. Einige der Werke 
sind auch von ihrem Hang 
zur Spiritualität geprägt wie 
in den oft madonnenhaften 
Porträts italienischer Frauen, 
die zudem Züge ihrer Selbst-
Bildnisse aufweisen. Anita 
Rée war Zeit ihres Lebens auf der Suche 
nach sich selbst. 

Ins Veranstaltungs-Programm zur 
Ausstellung setzte die Hamburger 
Kunsthalle auch Vorträge über Kunst 
im interreligiösen Dialog wie den von 
Monika Kaminska über jüdische Philo-
sophie, Özlem Nas, Turkologin von der 
nicht unumstrittenen Hamburger Schu-
ra, dem Rat der islamischen Gemein-

schaften in Hamburg, und Pastor Fried-
rich Brandi am 2. November, 19 Uhr.

Anita Rée Retrospektive Hamburger 
Kunsthalle, Glockengießerwall 2. Zu 
sehen bis 4. Februar, dienstags bis sonn-
tags 10 bis 18 Uhr, donnerstags bis 21 
Uhr. Eintritt 14, ermäßigt acht Euro. 
Umfangreicher Katalog 29 Euro. www.
hamburger-kunsthalle.de 

Marionetten für Die schöne Galathée, 1930 
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Von Karl Pfeifer

Weil zehn bis fünfzehn mit Lautsprechern 
ausgestattete Störer versuchten die Wiener 
Erinnerungskundgebung an das Novem-
berpogrom in der Zirkusgasse zu behin-
dern, änderte ich spontan meine ursprüng-
lich verfasste Rede.

„Eine obskure ‚palästinensische‘ Gruppe 
setzte – nicht rein zufällig – ausgerechnet 
den 9. November 2003 als Tag des Kampfes 
gegen die ‚Apartheidmauer‘ an. Dass ihre 
Wiener Anhänger nun auch unsere Kund-
gebung stören, ist sicher kein Zufall, auch 
wenn wir das nicht erwartet haben.

Die Behauptung, Israel wäre ein Apart-
heidstaat ist eine dieser Propagandalügen, 
die nichts mit der Realität zu tun haben, 
dennoch immer wiederholt werden, um 
dann von vielen Menschen geglaubt zu 
werden. Wer je ein israelisches Spital be-
sucht und dort sah, wie Juden und Araber 
in einem Zimmer oder Saal gleichbehan-
delt werden, der weiß wie falsch diese Be-
hauptung ist. Immerhin gibt es in Israel 
sehr viele jüdische Frauen, die moslemi-
sche Männer geheiratet haben. Es gibt aber 
keine moslemische Frau, die es nur wagen 
würde einen jüdischen Mann zu heiraten.

Doch warum diese Reaktion auf den Si-
cherheitszaun, der die Bürger des Staates 
Israel Juden und Araber vor Terror schüt-
zen soll? Die Protestierer vertauschen Ur-
sache und Wirkung. Ursache für diesen 
Zaun ist die von Jassir Arafat geplante und 
von seinen Anhängern durchgeführte Ter-
rorwelle, die unter dem Wort „Intifada“ 
beworben wird. Das wollen sie vergessen 
machen. Diese Anhänger des blutigen Ter-
rors gegen israelische Zivilisten sagen oft 
scheinheilig:

‚Warum beschuldigt man uns, wir wären 
Antisemiten? Wir sind doch nur antiisrae-
lisch?‘ Dann hören wir aber auch: ‚Die is-
raelfreundliche Lobby möchte alle Kritiker 
der Scharon-Regierung zum Schweigen 
bringen, indem es diese als antisemitisch 
anprangert.‘ Das lässt sich steigern: ‚Die 
Funktionäre der jüdischen Gemeinden 
spielen mit dem Feuer, wenn sie alle Juden 
als die bedingungslosen Unterstützer Isra-
els präsentieren.‘ Dagegen ist es sehr schwer 
sich zu verteidigen, denn die Beschuldiger, 
die sich anmaßen Opfer zu sein, verfügen 
in Europa über Verlagshäuser, über Tages- 
oder Wochenzeitungen, über Radio und 
Fernsehen, während die angeblichen jüdi-
schen Verfolger die größten Schwierigkei-
ten haben ihre Stimme zu erheben.

Gerade als die Israelis zu größten Kom-
promissen bereit waren, brach die „paläs-
tinensiche“ Gewalt aus

Die Aufgabe ist schwierig, weil es nicht 
um eine rationale Argumentation geht, 
sondern vor allem darum einen Glauben 
zu widersprechen, der bereits Teil eines 
allgemein verbreiteten Bildes ist. Der An-
tizionismus, der derart beherrschend ist, 
stützt sich auf eine Reihe von ‚Wahrheiten‘, 
die keine Grundlagen in der Wirklichkeit 
haben, die aber fast niemand mehr wagt zu 
diskutieren. Versuchen sie mal zu erklären, 
dass fast alle Israelis nichts anderes wollen 
als Frieden; dass die Idee einer Koexistenz 
mit einem ‚palästinensischen‘ Staat eine 
solide Mehrheit hat, dass der mutwillige 
Schritt zur ‚palästinensischen‘ Gewalt ab 
Oktober 2000 die Israelis in dem Moment 
traumatisiert hat, als sie im Austausch für 
einen wirklichen Frieden zu den größten 
Kompromissen bereit waren.

Versuchen sie weiter darzulegen, dass 
die Fehler oder sogar die Verbrechen, die 
einige begangen haben, weil sie Menschen 
und als solche davor nicht gefeit sind, nicht 

vom Klima der Gewalt in dem das israeli-
sche Volk seit Jahrzehnten lebt, eine Ge-
walt, die aufgezwungen wurde und für die 
Israel einen schrecklichen Preis bezahlt, 
separiert werden können. Dass der einzige 
Weg zum Frieden die gegenseitige Aner-
kennung und das entschlossene Aufgehen 
von Projekten, die Israel vernichten sollen, 
d.h. der Verzicht auf den Terrorismus als 
ein Mittel um Differenzen zu bereinigen; 
versuchen sie dies zu erklären und man 
wird sie als einen Unterstützer des Teufels 
Scharon und als einen Mörder ‚palästinen-
sischer‘ Kinder diffamieren. Sagen Sie mal, 
dass es in Österreich weder eine jüdische 
noch eine israelische Lobby gibt; dass die 
Mitglieder der kleinen jüdischen Gemein-
de über den israelisch-‚palästinensischen‘ 
Konflikt die verschiedensten Ansichten 
haben, sich aber einig sind in der Sorge um 
die Existenz Israels und die Sicherheit der 
Israeli; dass die Idee einer internationalen 
jüdischen Macht, die man herbeiphanta-
siert und mit der Qualfikation ‚zionistisch‘ 
belegt, ein antisemitischer Stereotyp ist; 
dass der Glaube, wonach die israelische 
Regierung oder die israelischen politi-
schen Parteien ihr Verhalten der jüdischen 
Gemeinschaft in Österreich diktieren 
würden, auch ein böswilliges Ammen-
märchen ist, das aus einer Verschwörungs-
theorie aus obskurer Quelle stammt.

Sagen Sie das und man wird sie beschul-
digen ein bezahlter Agent dieser Ver-
schwörung zu sein. Es gibt wenig Juden, 
die ‚unbedingte‘ Anhänger jeglicher israe-
lischen Regierung in der Gegenwart oder 
Vergangenheit wären. Das ist eine absurde 
Beschuldigung. Hingegen kenne ich sehr 
viele Juden – die allen möglichen politi-
schen Richtungen angehören – die empört 
sind über die sinnlosen Beschuldigungen 
gegen die israelische Gesellschaft.

Sympathie der Araber für Hitler
Die Frage ist nicht, ob Israel absolut un-
schuldig ist, denn dies ist es mit Sicherheit 
nicht – wer ist schon absolut unschuldig? 
Sondern ob Israel wirklich all dessen 

schuldig ist, wessen man es beschuldigt; 
und meistens müssen wir dies verneinen. 
Doch die ewige israelische Ursünde ist das 
Herzstück der antizionistischen Ideologie. 
Das wird zwar oft genug geleugnet, ist aber 
so. Die Ursünde haben die Juden von Erez 
Israel begangen, als sie die in Europa ver-
folgten Juden aufnehmen wollten, obwohl 
die meisten ‚Palästinenser‘, die damals mit 
den Nazi sympathisierten, dies nicht woll-
ten.

Unsere ‚Antizionisten‘ suggerieren, es 
wäre besser gewesen, wenn auch diejeni-
gen, denen es gelungen ist damals trotz 
aller Schwierigkeiten nach Erez Israel zu 
gelangen, in den von ihren Vorfahren ge-
bauten Gaskammern ermordet worden 
wären. Die Nazis wiederholten ständig 
ihre Propagandalügen über die Juden und 
die Antizionisten wiederholen ihre Lü-
gen über Israel. Nehmen wir zum Beispiel 
den verbreiteten Mythos des israelischen 
‚Massakers‘ in Dschenin, das nach einem 
‚palästinensischen‘ Anschlag auf Seder 
feiernde Juden in einem Hotel in Netanja 
mit 29 Todesopfern, folgte. In Wirklich-
keit gab es einen Kampf zwischen der is-
raelischen Armee und ‚palästinensischen‘ 
Kommandos und laut UNO-Bericht gab 
es 23 Tote der israelischen Armee, 32 Tote 
unter den ‚palästinensischen‘ Kämpfern 
und ungefähr 20 tote ‚palästinensische‘ Zi-
vilisten. Erinnern Sie daran, und man wird 
Sie als Lügner brandmarken.

Lügen setzen sich wegen ihrer häufigen 
Wiederholung als „Wahrheiten“ durch

Denn die Propagandalüge, wonach es 
ein Massaker gegeben hat, wurde auch in 
Österreich von den Leitmedien verbrei-
tet. Israel, das entschlossen ist die ‚Paläs-
tinenser‘ zu verfolgen und das von seinen 
Komplizen, den jüdischen Gemeinden 
unterstützt wird – das ist das verfestigte 
Bild. War das Bild vom ‚internationalen 
Zionismus‘ bislang auf die rechtsextremen 
Gruppen beschränkt, so kommt es jetzt 
von ganz unerwarteten Richtungen. Die 
Dreieinigkeit in der Person des Zionisten, 
des Juden und des Israeli, das ist, worüber 

man sogar in der Mitte der Gesellschaft 
phantasiert. Es ist oft erstaunlich, wie 
sonst rational denkende Menschen glau-
ben, dass es irgendwo eine verborgene 
Befehlszentrale gibt, die den Staaten und 
Medien diktiert. Erstaunlich, dass aufrich-
tige Menschen, die glauben für den Frie-
den und für die Gerechtigkeit einzutreten, 
sich von solchen paranoiden Ideen leiten 
lassen. In Paris schlugen im März während 
einer Demonstration gegen den Krieg im 
Irak, ‚linke‘ ‚antiimperialisten‘ Mitglieder 
der ‚linken‘ Jugendbewegung ‚Haschomer 
Hazair‘, die an dieser Demonstration teil-
nehmen wollten, krankenhausreif.

Die Österreicher, die hier mit Lautspre-
chern versucht haben unsere Kundge-
bung zu stören, geben sich auch als ‚Lin-
ke‘ und zitieren gerne Berthold Brecht, 
der sich gegen solche Menschen nicht 
mehr wehren kann. Diese Unbelehrba-
ren wollen vergessen machen, was hier 
passiert ist, als von den ca. 90 anlässlich 
des Novemberpogroms 1938 im ganzen 
Deutschen Reich ermordeten Juden, al-
lein in Österreich, das damals Ostmark 
genannt wurde, von einem wild geworde-
nen Mob 27 Juden umgebracht wurden, 
davon 20 in Wien. Die Störung zeigt: In 
Österreich (und nicht nur hier) gibt es 
offensichtlich das tiefe Bedürfnis nach ei-
ner Schuldumkehr, nach dem Motto ‚was 
unsere Väter den Juden angetan haben, 
tun die Juden nun den Palästinenser an‘. 
Das ist nicht nur auf solche Extremisten 
beschränkt, wie diejenigen die uns hier 
gestört haben, sondern kommt aus der 
Mitte der österreichischen Gesellschaft. 
Damit steht auch die Art der Berichter-
stattung in den meisten österreichischen 
Medien in Verbindung, die den komple-
xen Nahostkonflikt so darstellen, als ob 
es auf der einen Seite lediglich Schuldige 
und auf der anderen nur Unschuldige ge-
ben würde.“

Diese Rede hielt Herr Karl Pfeifer bereits 
im Jahre 2003. Bedauerlicherweise hat sie 
nichts an Aktualität eingebüßt.

„Linke“ „Palästina“-Freunde stören das Gedenken zur Reichspogromnacht
Sogenannte „Antizionisten“ belästigen selbst am 9. November Bürger mit anti-israelischer Propaganda

Nach dem Novemberpogrom wird eine Kolonne Juden zur „Schutzhaft” ins KZ gebracht, Baden-Baden, November 1938.
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Auf Anregung unserer Leser hin möchten wir Ihnen von nun an regelmäßig die historisch interessanten Titelblätter der 

alten JÜDISCHEN RUNDSCHAU vorstellen, die erstmals 1902 unter diesem Namen erschien.
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Von Ludger Joseph Heid

„Er wusste Porträts zu malen, sein Haus 
zu zeichnen, den Stuck darin zu formen, 
Turbinen zu bauen, Holzplastiken zu be-
stimmen, Bilanzen zu entschleiern, Fab-
riken umzustellen, Verse zu schreiben, 
Staatsverträge zu schließen, die Wald-
stein-Sonate zu spielen. Nicht auf Genie, 
es kam ihm auf einen gewissen Grad des 
Könnens an, der meist noch größer war, 
als was der tüchtigste einzelne im einfa-
chen Fache zu leisten vermag. Sein Feld 
war die Welt, das darf man sagen, in sei-
ner Vielfalt war er überraschend“. 

Die Worte des Schriftstellers Emil 
Ludwig über Walther Rathenau cha-
rakterisieren die Vielseitigkeit eines 
Mannes, dessen Lehre vom Wesen und 
Weg des Menschen auf den scheinbar 
so unzusammenhängenden Bereichen 
menschlichen Wirkens wie Wirtschaft, 
Philosophie, Technik oder Politik ba-
siert. 

Der 1867, vor 150 Jahren geborene 
Walther Rathenau war ein Polyhistor, 
eine in vielen Fächern bewanderte Per-
sönlichkeit. Überliefert ist das seiner 
vielseitigen Begabungen wegen auf ihn 
gemünzte Bonmot von Albert Einstein, 
der einmal sagte, wenn man Rathenau 
das Amt des Papstes angeboten hätte, 
er hätte auch dies perfekt ausgeübt – im 
technischen Sinne. Doch ein Handicap 
für das Amt des Pontifex maximus hatte 
Rathenau – er war Jude. 

Rathenau, das war der Naturwis-
senschaftler mit Sachverstand, der 
Wirtschaftsführer, der seine großen 
Fähigkeiten nicht nur in der vom Va-
ter gegründeten Firma unter Beweis 
stellte. Rathenau, der Organisator, der 
bei Kriegsbeginn 1914 wirtschaftliche 
Mängel erkannte und behob, der Literat 
und Redner, der mit dem Wort so virtu-
os umzugehen vermochte, der Zeitkri-
tiker, dessen hellsichtige Philosophie 
auch eine Zukunftsschau darstellte. 
Rathenau, das war der Staatsmann, der 
ohne starre Ideologie konsequent eine 
Friedens- und Aufbaupolitik verfolgte 
und in der kurzen Zeit seiner Führung 
des Auswärtigen Amtes einen entschei-
denden Schritt in der Bereinigung der 
Beziehungen zu Sowjet-Russland tat 
und gleichzeitig die Alliierten des Ers-
ten Weltkrieges als Persönlichkeit so 
stark beeindruckte, dass die Brücke zum 
Westen nicht zerbrach. 

Walther Rathenau gehört zu den Sym-
bolfiguren der deutschen Geschich-
te im 20. Jahrhundert. Er steht an der 
Trennschwelle von alter und neuer Zeit, 
Diener der Monarchie wie Geburtshel-
fer der Demokratie. Rathenau hat wie 
vielleicht kein anderer dazu beigetra-
gen, der zutiefst gefährdeten Weimarer 
Republik jenes internationale Ansehen 
zu verschaffen, das sie zum Überste-
hen der Republikfeindschaft von innen 
brauchte. In den wenigen Monaten sei-
ner Amtszeit als Wiederaufbau- und 
Außenminister (1921/22) hat er es – vor 
allem in zahlreichen Begegnungen mit 
politischen Vertretern der Siegermäch-
ten – erreicht, dass Deutschland wieder 
als gleichberechtigter Gesprächspartner 
in der Welt akzeptiert wurde.

„In den Jugendjahren eines jeden 
deutschen Juden gibt es einen schmerz-
lichen Augenblick, an den er sich zeitle-
bens erinnert,“ klagte Walther Rathenau 
in einem Aufsatz „Staat und Judentum“: 
„Wenn ihm zum ersten Mal bewusst 
wird, dass er als Bürger zweiter Klasse 

in die Welt getreten ist und dass keine 
Tüchtigkeit und kein Verdienst ihn aus 
dieser Lage befreien kann“. Für Rathe-
nau kam dieser Augenblick spätestens, 
als seine jüdische Herkunft ihm den 
Aufstieg zum Reserveoffizier versperr-
te. Die Grundspannung zwischen wirt-
schaftlicher Elitenzugehörigkeit und 
sozialer Ausgrenzung sollte Rathenaus 
Leben bis buchstäblich zum letzten Tag 
bestimmen. 

Bei anderer Gelegenheit bedauerte er 
einmal in einem Brief an Gertrud von 
Hindenburg, die ihn sich als Außenmi-
nister wünschte: „Wenn auch ich und 
meine Vorfahren nach besten Kräften 
unserem Lande gedient haben, so bin 
ich, wie Ihnen bekannt sein dürfte, als 
Jude Bürger zweiter Klasse. Ich könnte 
nicht politischer Beamter werden, nicht 
einmal in Friedenszeiten Leutnant ...“.

Diese Erkenntnis war schlimm für 
einen Mann, der es ernst mit seinem 
Deutschtum und seinen Staatspflich-
ten nahm und nie einen Zweifel an der 
Ernsthaftigkeit seines Judentums ließ, 
so gewaltig ernst gerade mit diesem, dass 
er sich stets mit diesen beiden Seiten sei-
ner Ausrichtung in Konflikt fühlte, sich 
gleichwohl, wie er betonte, verantwort-
lich fühlte für die deutschen Juden.

Rathenau empörte sich über 
bestimmte jüdische Gruppen
Rathenau hatte also sehr früh erfahren 
müssen, wie sehr ihm das angeborene 
Judentum - trotz seiner ihm sehr wohl 
bewussten Fähigkeiten – am Aufstieg, 
an einer ihm gemäßen Karriere hinder-
te. Da er hörte und sah wie stark das Ju-
dentum hinsichtlich seiner Entfaltung 
benachteiligt war, entwickelte er ge-
genüber seiner Herkunft mitunter eine 
Aversion, eine Art antisemitischer Af-
fekt. Das war der Grund, warum er sich 
sehr deutlich gegen die aus dem Osten 
nach Berlin „einströmenden“ handel-
treibenden Juden, gegen die Protzerei 
der neureichen „Tiergartenjuden“ und 
gegen zionistische Selbständigkeitsbe-
strebungen, aber eigentlich nicht gegen 
das alteingesessene jüdische Patriziat 
wandte, das sich in vorbildlicher Wei-
se den hohen (kulturellen) Werten 
Deutschlands angepasst hatte – und zu 
dem seine Familie gehörte. 

Hatte er mit seinem Jugendaufsatz 
„Höre, Israel!“ – pseudonym veröffent-
licht – ,der einen allgemeinen Schrei 
der Entrüstung im deutschen Juden-
tum auslöste und auch insbesondere das 
Verhältnis zum dadurch mitbeleidigten 
Vater weiter vergiftete, „die bewusste 
Selbsterziehung zur Anpassung an das 
Deutschtum“ gefordert, so verweigerte 
er es doch zu allen Zeiten, durch einen 
Glaubenswechsel dem „von den herr-
schenden Klassen nach seiner Über-
zeugung begangenen Rechtsbruch Vor-
schub zu leisten“. 

Zwiespalt zwischen Spott und 
Stolz
Rathenau verspottete und hasste das Jü-
dische und war doch zugleich stolz da-
rauf. Wie ein rabiater Antisemit höhnte 
er: „Inmitten deutschen Lebens ein 
abgesondert fremdartiger Menschen-
stamm ... auf märkischem Sand eine 
asiatische Horde“ und meinte damit vor 
allem die aus Osteuropa zugewander-
ten sogenannten Ostjuden. Diese Sätze 
zitierten Antisemiten über Rathenaus 
Tod hinaus gegen die Intention ihres 
Autors, der sie nicht als Bekenntnis zur 

Ausgrenzung, sondern als Appell zur 
Assimilation verstanden wissen wollte, 
und von seinen jüdischen Mitbürgern 
„die bewusste Selbsterziehung zur An-
passung an das Deutschtum“ forderte. 
Zugleich nannte der das jüdische Volk 
„das Salz der Erde“. 

Zunächst war das Judentum vor allem 
sein Problem, das sich gelegentlich im 
sogenannten jüdischen Selbsthass äu-
ßerte. Je mehr er eine öffentliche Person 
wurde, desto mehr verlagerte sich die-
ser Hass nach außen, war er „mehr ein 
Problem seiner Umwelt als sein eigenes“. 
Denn für das nationalistische Deutsch-
land, für die rechtsstehenden Kreise war 
ein jüdischer Minister eine schlimme 
Provokation, ein Skandal.

Mit der gleichen Entschiedenheit, mit 
der er bekannt hatte, dass für ihn über 
die Zugehörigkeit zu Volk und Nationen 
allein Herz, Geist, Gesinnung und Seele 
entscheide, sprach er es aus: „In diesem 
Empfinden stelle ich die Juden etwa zwi-
schen die Sachsen und Schwaben. Sie 
sind mir weniger näher als Märker und 
Holsteiner, sie sind mir aber vielleicht 
näher als Schlesier oder Lothringer. Ich 
rede natürlich vom deutschen Juden“.

Rathenaus Stellung, die Judentum 
und Deutschtum als eine Einheit sah 
und erfasste, blieb Zeit seines Lebens 
im Grundsätzlichen unverändert. Das 
stets wiederholte freimütige, beinahe fa-
natische Bekenntnis zu ihr wirkt um so 
erschütternder auf den, der ihm die Tra-
gik des Geschehens der Folgezeit entge-
genstellt, die nicht nur Rathenau selber 

als frühes Opfer des Antisemitismus 
vernichtete, sondern dem Rassenhass 
Millionen seiner Glaubensgenossen 
opferte, von denen Rathenau kurz nach 
dem deutschen Zusammenbruch über-
zeugt und stolz am 16. November 1918 
noch einmal – welch eine Tragik! - be-
hauptete: 

„Die überwältigende Mehrzahl der 
deutschen Juden, unter ihnen viele, de-
ren Vorfahren seit ungezählten Jahrhun-
derten in Deutschland leben, hat nur 
ein einziges Nationalgefühl: das deut-
sche. Wir wollen wie unsere Väter in 
Deutschland und für Deutschland leben 
und sterben. Mögen andere ein Reich in 
Palästina begründen: Uns zieht nichts 
nach Asien“. 

Rathenau war Deutscher und Jude 
zugleich. Seine Geschichte ist eine deut-
sche und eine jüdische, aber vor allem 
war sie eine deutsch-jüdische Geschich-
te: Durch sie wird der Blick auf das Ver-
hältnis der deutschen Kultur und der 
deutschen Nation zu den Juden möglich, 
und wir können die einzigartige Rolle, 
die diese Minderheit in der Entwicklung 
Deutschlands spielte, gar nicht hoch ge-
nug einschätzen.

Morddrohungen
An Schmähungen und Drohungen ge-
genüber seiner Person hat es nie ge-
mangelt. „Schlagt tot den Walther Ra-
thenau, die gottverdammte Judensau!“ 
oder makabre „Scherze“ wie „Auch der 
Rathenau, der Walther, erreicht kein 
hohes Alter“, das waren durchaus ernst-

Preuße, Jude, Außenminister
Zum 150. Geburtstag Walther Rathenaus 

Walther Rathenau im Jahre 1921
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zunehmende Lieder, die auf den Straßen 
von rechtsradikalen Gossenantisemiten 
lauthals gebrüllt wurden. Die Ermor-
dung Rosa Luxemburgs, Karl Lieb-
knechts, Gustav Landauers, des Minis-
ters Erzberger und weiterer prominenter 
Politiker zeigte, wie real dieser Mord-
aufruf war. 

Mit einem Mordanschlag auf seine 
Person hatte er längst gerechnet, dazu 
gehörte nicht viel Prophetie, es genügten 
die hasserfüllten Hetzkampagnen und 
die heimlichen und offenen Drohbriefe, 
die nach seiner Ernennung zum Außen-
minister verstärkt eingesetzt hatten. 

Die Ernennung Rathenaus war glei-
chermaßen eine so einleuchtende wie 
befremdliche Wahl: einleuchtend, weil 
seine Finanzgutachten ebenso unüber-
troffen waren wie seine Verbindungen 
zu alliierten Ländern – freilich aus dem 
Blickwinkel der rechtsradikalen Deut-
schen ein zweifelhafter Aktivposten. 
Aber er unterschied sich von Grund auf 
von seinen Vorgängern im Auswärtigen 
Amt, das seinen eigenen Nimbus hatte. 
Er war kein Karrierediplomat, sondern 
ein Wirtschaftsmensch, ein Intellektu-
eller und – ein Jude. Gewiss, Rathenau 
verfolgte die richtige Politik, und doch 
erwies er sich als der falsche Mann zur 
falschen Zeit. Den verbitterten Deut-
schen war seine Politik der Versöhnung 
zur Vermeidung noch schlimmerer 
Härten – wie die weiteren alliierten Be-
setzungen – verhasst. Fanatiker, die für 
störrische Obstruktion eintraten, sahen 
in Rathenau eine bequeme Zielschei-
be für Beschimpfungen. Das waren die 
Leute, wie beispielsweise der ehemalige 
Vizekanzler Karl Helfferich, die in Ver-
antwortungslosigkeit schwelgten.

Rathenau sah die Gefahr, nahm 
sie aber in Kauf
Man hatte Rathenau oft gewarnt, er 
würde für die politische Prominenz mit 
seinem Leben zu bezahlen haben, und 

durch andere Morde wurden solche 
Warnungen bestätigt. Rathenaus Mut-
ter war entsetzt über die Vorstellung, 
dass ihr Sohn ein Amt übernehmen 
wolle, und selbst Albert Einstein bat 
ihn, davon abzulassen: Ein Jude soll-
te solche Prominenz nicht anstreben, 
sagte er weitblickend, die Rache würde 
furchtbar sein. Rathenau verstand diese 
Warnungen zwar – und ignorierte sie 
zugleich. In seiner für ihn typischen Art 
antwortete Rathenau: „Ich bin der geeig-
nete Mann für mein[!] Amt. Ich erfülle 
meine Pflicht gegenüber dem deutschen 
Volk indem ich ihm meine Fähigkeiten 
und meine Kraft zur Verfügung stelle“.

Auch Rapallo, in dem die Nationa-
listen ein keckes Auftrumpfen gegen 
die Siegermächte hätten feiern können, 
machte Rathenau nicht zum Volkshel-
den. Der nationalsozialistische „Völki-
sche Beobachter“ bezeichnete ihn am 
22. April 1922 als „Börsen- und Sow-
jetjuden“. Nun galt er nicht nur als Er-
füllungspolitiker, der Deutschland dem 
internationalen, kapitalistischen Juden-
tum ausliefere, sondern auch noch als 
Anhänger des „schleichenden Bolsche-
wismus“.

„Warum hassen mich diese Men-
schen eigentlich so furchtbar?“
In einem Gespräch mit Hellmut von 
Gerlach, der ihn aufgrund eines dro-
henden Mordanschlags warnte, stellte 
Rathenau die Frage: „Sagen Sie, warum 
hassen mich diese Menschen eigent-
lich so furchtbar?“ Darauf von Gerlach: 
„Ausschließlich, weil Sie Jude sind und 
mit Erfolg für Deutschland Außenpoli-
tik treiben. Sie sind die lebendige Wider-
legung der antisemitischen Theorie von 
der Schädlichkeit des Judentums für 
Deutschland. Darum sollen Sie getötet 
werden.“ Am 24. Juni 1922 sollten alle 
Warnungen Wirklichkeit werden: Wal-
ther Rathenau wurde auf dem Weg ins 
Außenministerium im offenen Wagen 

Opfer eines mörderischen Attentats.
In Rathenaus Leben und Wirken spie-

gelt sich die ganze Tragödie der deutsch-
jüdischen Beziehungsgeschichte. Er war 
sozusagen der Prototyp des akkulturier-
ten deutschen Juden, der ganz und gar 
im Deutschtum aufgegangen war, ein 
Deutschtum, mit dem er sich voll und 
ganz identifizierte, wohl wissend, dass 
es deutscherseits stets ein Rest Vorbe-
halt gegen Juden gab. Das hinderte ihn 
gleichwohl nicht, kein Jota von seinen 
Überzeugungen abzuweichen. Rathe-
nau schied zwar nicht aus dem Juden-
tum aus, was ihm unehrenhaft gewesen 
wäre, aber er kämpfte sein Leben lang 
gegen die Juden, fühlte sich selbst als 
„Deutscher“ und zwar nicht nur der 
Staatsangehörigkeit nach, sondern als 
Deutscher schlechthin, weil er glaubte, 
bei sich selbst eine „Anartung“ erreicht 
zu haben, die er als „Ereignis ohne ge-
schichtlichen Vorgang“ von den deut-
schen Juden im Ganzen verlangte. 

Seine Tragik war, nicht erkennen zu 
können oder zu wollen, dass seine Liebe 
zu Deutschland, zum deutschen „We-
sen“ einseitig war und von der anderen 
Seite nicht hinreichend erwidert wur-
de. Oder um mit Maximilian Harden, 
einem der bedeutendsten Kritiker des 
zuende gehenden Kaiserreichs zu spre-
chen: „Die Juden, die ganz deutsch gern 
werden möchten, die müssen drunter 
leiden“. Das galt für Rathenau in hohem 
Maße und diese seine Haltung kommt 
im folgenden Zitat eindrucksvoll zum 
Ausdruck und spricht für sich:

„Ich habe und kenne kein anderes Blut 
als deutsches, keinen anderen Stamm, 
kein anderes Volk als deutsches. Ver-
treibt man mich von meinem deutschen 
Boden, so bleibe ich deutsch und es än-
dert sich nichts. [...] Meine Vorfahren 
und ich selbst haben sich von deutschem 
Boden und deutschem Geist genährt 

und unserem, dem deutschen Volk er-
stattet, was in unseren Kräften stand. 
Mein Vater und ich haben keinen Ge-
danken gehabt, der nicht für Deutsch-
land und deutsch war: soweit ich meinen 
Stammbaum verfolgen kann, war es das 
gleiche. [...] Ich bin in der Kultgemein-
schaft der Juden geblieben, weil ich kei-
nem Vorwurf und keiner Beschwernis 
mich entziehen wollte, und habe von 
beidem bis auf den heutigen Tag genug 
erlebt. Nie hat eine Kränkung mich un-
willig gemacht. Nie habe ich meinem, 
dem deutschen Volke, mit einem Worte 
oder einem Gedanken derlei vergolten. 
Mein Volk und jeder meiner Freunde 
hat das Recht und die Pflicht, mich zu-
rechtzuweisen, wo er mich unzulänglich 
findet“. 

(Walther Rathenau, Brief vom 
31.1.1916, in: Walther Rathenau, Ein 

preußischer Europäer, Berlin 1955, S. 
145)

Rathenau war ein Mann mit inne-
rer Unsicherheit, die mitunter peinlich 
wirkte: Der sensible Mann litt unter der 
Tatsache seiner jüdischen Abstammung 
schwer. Im Gegensatz zu den Juden im 
öffentlichen Leben ein oder zwei Gene-
rationen zuvor empfand er sie als ein tie-
fes seelisches Problem, so sehr er auch in 
sich selbst Deutschtum und Judentum 
zu einer Einheit zu verschmelzen suchte.

Alfred Kerr, geschätzt und gefürchtet 
als Literaturkritiker mit einer schar-
fen Feder, hat ein Buch über Rathenau 
geschrieben, eine schmale Biographie, 
die heute – leider – vergessen ist. Die 
Schlussworte dieses im typischen Kerr-
Stil verfassten Porträts über Rathenau 
lauten: 

„Judentragödie? Es ist eine: dass die-
ser Mensch, der sein ganzes Leben in 
Wahrheit für Deutschland gelebt hat; 
der keinen anderen Wunsch als den, zu 
helfen, hatte; der sich millionenreich, je-
des Glück, außer diesem, versagt hat; der 
fast allzu große Seelenopfer ihm zu brin-
gen bereit war – dass er von Deutschen 
roh ermordet wurde ..., weil er Jude war.“  

Franz Kafka beispielsweise, durch sei-
nen Freund Max Brod über die „Schre-
ckensnachricht“ informiert, regierte 
geradezu gelassen auf Rathenaus Tod: 
„Meinst Du etwas anderes als Rathen-
aus Ermordung? Unbegreiflich, dass 
man ihn so lange leben ließ, schon vor 2 
Monaten war das Gerücht von seiner Er-
mordung in Prag ... es war so glaubwür-
dig, gehörte so sehr zum jüdischen und 
deutschen Schicksal“. 

Eine weitere gewichte Stimme sei zi-
tiert, die Rathenaus Bedeutung hervor-
hebt. Thomas Mann, in seinen früheren 
Jahren eher konservativ, wenn nicht 
antidemokratisch bis antisemitisch ein-
gestellt, kam durch die Umstände von 

Rathenaus Tod zu einer Revision seiner 
Position und wandelte sich zum über-
zeugten Republikaner. Wie tief Mann 
durch Rathenaus Tod beeindruckt war, 
geht aus einer Äußerung hervor, die er in 
einer öffentlichen Rede am 30. Novem-
ber 1926 in München aussprach: 

„Der Mord an Walther Rathenau, der 
tun wollte, was heute mit der Zustim-
mung aller nicht ganz Verbohrter doch 
geschehen muss, war auch eine Tat des 
Gemütes; nur war sie hirnverbrannt. 
Und wenn eines Tages Europa sich sel-
ber umgebracht haben wird [sic!], so 
wird auch das ein Selbstmord aus tiefs-
ten Gemüte gewesen sein. Leider ist es 
beinahe an dem, dass, wer in Deutsch-
land Spuren von Gescheitheit an den 
Tag legt, sogleich für einen Juden gehal-
ten wird und damit dann also erledigt 
ist“.

Vorwärts-Ausgabe zur Ermordung Walther Rathenaus

Gedenkfeier für Walther Rathenau, Juni 1923

BU
N

D
ES

A
RC

H
IV



№ 11 (39)   November 2017    JÜDISCHE RUNDSCHAUGESCHICHTE32

Von Heike Linde-Lembke

„Menschenliebe ist die Krone aller 
Tugenden“ – das war das Lebensmot-
to des Hamburger Bankiers Salomon 
Heine. Dieses Motto steht auch auf der 
Medaille, die Salomon Heine von der 
Deutsch-Israelitischen Gemeinde in 
Hamburg am 10. Juni 1841 zur Grund-
steinlegung des Israelitischen Kran-
kenhauses gewidmet wurde.

So ein Grundsatz verpflichtet, an ihn 
hat sich das Personal des Israelitischen 
Krankenhauses gehalten, besonders in 
der dunklen Zeit der NS-Regierung, 
als die jüdischen Ärzte und Kranken-
schwestern des Krankenhauses immer 
mehr drangsaliert wurden bis hin zum 
Berufsverbot. Die Ärzte wurden zu „Jü-
dischen Krankenbehandlern“ degra-
diert und durften nur jüdische Patien-
ten behandeln. Viele flüchteten, einige 
tauchten unter.

Salomon Heine wurde am 19. Okto-
ber 1767 in Hannover geboren, und ex-
akt 250 Jahre später feiert das heutige 
Israelitische Krankenhaus diesen Ge-
burtstag seines großen Gründers. 1784 
zog Salomon Heine in die Hansestadt 
und stieg dort zu einem der wohlha-
bendsten Bankiers auf. Doch er wusste 
um „den Zehnten“ und unterstützte die 
jüdischen Gemeinden in Hamburg und 
Altona, half jüdischen und nichtjüdi-
schen Unternehmen und Institutionen. 
Er wollte auch seinen Neffen Heinrich 
Heine ein Auskommen in seiner Bank 
bieten. Doch der Dichter und Zeitkriti-
ker zog die Dachkammer in Paris vor.

Als sich die Krankenversorgung wäh-
rend der französischen Besatzung zu-

spitzte, weil durch die Teilung der Stadt 
vielen Juden der Zugang zu den Arzt-
praxen in Altona und Wandsbek ver-
wehrt blieb, beschloss Salomon Heine 
1839 den Bau eines Krankenhauses aus 
eigenen Mitteln.

Bei der jetzigen Feier zu Ehren Salo-
mon Heines enthüllten Professor Dr. 
Peter Layer, ärztlicher Direktor des 
Krankenhauses, und Nicholas Tel-
ler, stellvertretender Vorsitzender des 
Kuratoriums des Israelitischen Kran-
kenhauses, eine Erinnerungstafel mit 
Namen, um den von den NS-Schergen 
entrechteten, in KZs deportierten 
und ermordeten Ärzten und Kranken-
schwestern ihre Namen zurückzuge-

ben, die der pensionierte Internist und 
Gastrologe Dr. Harro Jenss erforscht 
hat. Die Lebenslinien der Opfer hat er 
in seinem Buch „Erinnerung – Biogra-

phische Skizzen“ herausgegeben, das 
ebenso wie das Buch „Israelitisches 
Krankenhaus in Hamburg – 175 Jah-
re“ im Verlag Hentrich & Hentrich er-
schienen ist. „Die Geschichte des Kran-
kenhauses ist bewegend, und es ist ein 
Wunder, dass es die NS-Zeit überlebt 
hat und nach 1945 wieder aufgebaut 
wurde“, sagt Jenss.

Ein Krankenhaus für die Ar-
men von St. Pauli
Für 80.000 Mark ließ Bankier Salomon 
Heine 1841 das Israelitische Kranken-
haus in Hamburgs Proletarierer- und 
Prostituierten-Viertel St. Pauli bauen. 
Es stand ausdrücklich allen Patienten 

offen, egal, welcher Religion oder Her-
kunft. Es stand besonders jenen offen, 
die sich eine Behandlung überhaupt 
nicht leisten konnten, die Armen und 
Zurückgebliebenen, die Huren und 
Seemänner, die Mittellosen und Ver-
gessenen auf St. Pauli. Die Film-Re-
gisseure Rudolf Simon und Bertram 
Rotermund fanden Zeitzeugen, die sich 
an das Israelitische Krankenhaus erin-

nerten, als es noch auf St. Pauli in der 
damaligen Eckernförder Straße, heute 
Simon-von-Utrecht-Straße, stand und 
drehten den beeindruckenden Film 
„Den Nazis ein Dorn im Auge“, der 
ebenfalls auf der Feier gezeigt wurde. 
In dem Film erzählen alte St. Paulianer 
eindrucksvoll, dass sie als Kinder im 

„Juden-Krankenhaus“, wie die Klinik 
im Viertel umgangssprachlich hieß, 
stets liebevoll und kostenlos behandelt 
wurden, und sei es auch nur, um eine 
Fischgräte aus dem Hals zu ziehen.

Zu seinen Lebzeiten wurde Salomon 
Heine, der das Krankenhaus zu Ehren 
seiner verstorbenen Ehefrau Betty Hei-
ne errichten ließ, eine Anerkennung für 
sein Mäzenatentum durch den Ham-

burger Senat versagt. Das Hamburger 
Bürgerrecht wurde ihm nie zuerkannt – 
nur, weil er Jude war. Auch in die „Ver-
sammlung eines ehrbaren Kaufmanns“ 
wurde er nicht aufgenommen. Doch 
sein Geld nahmen die Hamburger gern. 
Salomon Heine hielt die Hansestadt 
beispielsweise nach dem Großen Brand 

Das Israelitische Krankenhaus Hamburg ehrt 
seinen Gründer Salomon Heine

Zum 250. Geburtstag des Wohltäters und Onkels von Heinrich Heine

Israelitisches Krankenhaus an der damaligen Eckerförder Straße in Hamburg-St.-Pauli.
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Salomon Heine

Erweiterungsbau von 1931 mit der Chirurgischen Klinik an der damaligen Eckerförder Straße in 
Hamburg-St.-Pauli.
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1842 mit großen Geldsummen hand-
lungs- und zahlungsfähig. Doch bis 
heute ist Salomon Heine in Hamburgs 
öffentlichem Gedächtnis kaum präsent.  

Arm, krank, jüdisch
„Salomon Heine baute ein Hospital für 
Menschen, die dreimal geschlagen wa-
ren: Sie waren arm, sie waren krank, sie 
waren Juden. Salomon Heine baute ein 
Obdach für die Leidenden“, sagte Dr. 
med. Hanno Scherf, Facharzt für Innere 
Medizin und Heinrich-Heine-Experte, 
der seine Laudatio, die er auch beim Se-
natsempfang zu Ehren Salomon Heines 
hielt, im Duktus des Dichters aufbaute 
und Auszüge aus Heinrich Heines auto-
biografischem Gedicht „Deutschland. 
Ein Wintermärchen“ einfügte. Scherf 
schloss seine Laudation mit dem Satz: 
„Wir wollen uns vor ihm verneigen.“

Das von Heine gestiftete Kranken-
haus erwarb sich einen hervorragenden 
Ruf in der Stadt, vor allem im Bereich 
der Chirurgie. 1902 gründeten die In-
itiatoren ein jüdisches Schwesternheim 
und den Jüdischen Krankenpflegerin-
nen-Verein. Sie bildeten Nachwuchs 
aus und finanzierten sich über die Stif-
tung Israelitisches Schwesterheim mit 
Spenden. Und sie gründeten ein Pensi-
onsfonds für die Schwestern. Doch ab 
1933 demoralisierte die NS-Regierung 
das jüdische Krankenhaus und enteig-
nete es 1939. In kleiner Form konnte es 
aber bis 1945 weiterbestehen. Die NS-
Schergen zwangen die jüdischen Ärzte 

sogar, die „Deportationsfähigkeit“ der 
Hamburger Juden zu untersuchen.

Bis vor kurzem war im ehemaligen 
Krankenhaus in der heutigen Simon-
von-Utrecht-Straße das Ortsamt von St. 
Pauli eingerichtet. Geplant ist indes, an 
die jüdische Vergangenheit des Gebäu-
des zu erinnern, beispielsweise mit der 
Einrichtung eines jüdischen Museums.

Nach dem Tod von Salomons Heines 
Sohn Carl gab es keine Erben, und das 
Bankhaus wurde aufgelöst. Die Stif-
tung für das Krankenhaus blieb jedoch 
über die Familie Warburg erhalten, und 
bis heute steht diesem Kuratorium ein 
jüdisches Gremium mit Max Warburg 
an der Spitze vor, der bei der Feier noch 
einmal an die Anfänge des Hospitals er-
innerte.

Nach 1945 gab es nur noch Fragmen-
te des Israelitisches Krankenhauses auf 
St. Pauli. Doch einer, der vom NS-Re-

gime ins KZ Theresienstadt deportiert 
wurde, kehrte nach Hamburg zurück, 
und sorgte dafür, dass das Krankenhaus 
wieder aufgebaut wurde – der ehemali-
ge Verwaltungsleiter Felix Epstein. Mit 
den Kuratoriums-Mitgliedern Eric und 
Fritz Warburg baute er das Kranken-
haus wieder auf. Das Hospital bezog 
Räume an der Schäferkampsallee, die 
jedoch schnell zu klein wurden.

1959 stellte die Stadt Hamburg am 
heutigen Standort am Orchideenstieg, 
Ecke Alsterkrugchaussee in Hamburg-
Alsterdorf ein Grundstück zur Verfü-
gung, und so konnte dort ein moderner 
Klinik-Neubau entstehen, der am 15. 
Dezember 1960 eingeweiht wurde. Es 
praktizieren auch wieder jüdische Ärz-
te an der Klinik, doch viele der Tradi-

tionen wurden nicht wieder aufgenom-
men. So gab es beispielsweise keine 
koscheren Mahlzeiten für die Patien-
ten, einmal mangels Ware, zum zweiten 
gab es auch keine jüdischen Patienten 
mehr, denn die Gemeinde zählte nur 
noch wenige Mitglieder. Von Oktober 
1941 bis Februar 1945 deportierten die 
Nazis mehr als 5.000 von einst 6.000 
Hamburger Juden in 17 Deportations-
zügen in die KZs.  Nur der Betsaal, den 
Salomon Heine durch alle Zeit zur Be-
dingung machte, ist heute noch erhal-
ten, als Raum der Stille, geöffnet für alle 
Religionen.

Die Sachbücher „Erinnerung – Biogra-
phische Skizzen“ von Dr. Harro Jenss, 30 
Seiten, mit Porträts der Verfolgten, Lite-
raturangaben und weiterführender Lite-
ratur und „Israelitisches Krankenhaus in 
Hamburg – 175 Jahre“, 168 Seiten, 160 
Abbildungen, 29.90 Euro, gibt es im Ber-
liner Verlag Hentrich & Hentrich.
Die Film-Regisseure Bertram Roter-
mund und Rudolf Simon zeigen ihren 
Film „Den Nazis ein Dorn im Auge“ 
gern in Schulen, jüdischen und anderen 
Gemeinden. Kontakt: rudolf.simon@
freenet.de oder info@rotermundfilm.de 
per E-Mail.

Von links: Professor Dr. Peter Layer, Max Warburg, Vorsitzender Kuratorium, Nicholas Teller, stellvertretender Vorsitzender des Kuratoriums des Israelitischen 
Krankenhauses.

Sie interessieren Sich für die „Jüdische Rund-
schau“, möchten sie aber aus bestimmten 
Gründen nicht abonnieren. Deswegen haben 
Sie die Zeitung ab und zu im Zeitungskiosk 
gekauft. Aber Sie laufen nicht gerne zum Zei-
tungskiosk oder finden da die Zeitung nicht 
immer. Möglicherweise ist Ihre Beweglich-
keit begrenzt oder Sie möchten es lieber be-
quem…

Dann haben wir ein  
tolles Angebot für Sie!

Sie können auf unserer Website www.juedi-
sche-rundschau.de die aktuelle Ausgabe der 
„Jüdischen Rundschau“ bestellen und online 
bezahlen. Die Zeitung wird innerhalb von 24 
Stunden nach Bestellung und Bezahlung an 
Sie verschickt und kommt direkt zu Ihnen per 
Post in einem neutralen Briefumschlag.

Professor Dr. Peter Layer (rechts) und Professor Dr. Carsten Zornig enthüllen die Namens-Gedenktafel. 
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Von Dr. Elvira Grözinger
	

Das jüdische Prag in Böhmen ist weithin 
bekannt, auch hier bei uns – die Synago-
gen, der Friedhof, der Golem und Franz 
Kafka. Wer aber kennt schon das jüdische 
Mähren und Olmütz (tschechisch Olo-
mouc, jiddisch Olmitzi)? 

Zwischen Aussig und Olmütz liegt 
Theresienstadt/Terezin, das interna-
tional bekannteste von Nationalso-
zialisten errichtete Ghetto auf heute 
tschechischem Gebiet. Auch Olmützer 
Juden mussten nach Theresienstadt. 
Mit der Besetzung des Landes 1939 
wurde die jüdische Gemeinde zerschla-
gen und ihr Eigentum enteignet. 3.498 
Juden wurden in Konzentrationslager 
deportiert. Es haben nur etwas 200 die 
Schoah überlebt. 

Eine aus Olmütz stammende Über-
lebende erzählte mir einmal von der 
Schönheit der barocken Stadt. Nun 
konnte ich mich davon selbst überzeu-
gen. Mit einer Einladung an die Uni-
versität Olmütz habe ich nun acht Tage 
lang die Stadt und das jüdische Leben 
dort kennengelernt und am Beginn 
der diesjährigen Jüdischen Kulturtage 
teilgenommen, die dieses Jahr der ehe-
maligen Olmützer Synagoge gewidmet 
sind.

Juden wurden dort 1140 erstmals 
von einem Rabbiner urkundlich er-
wähnt, 1278 erhielten sie von dem 
König Rudolf I. die Privilegien. Die 
mittelalterliche Judengasse mit etwa 
20 Häusern befand sich in der heutigen 
Universitätsstraße neben dem ehema-
ligen bischöflichen Konvikt, nun Teil 
der Universität. Davon ist nur das Ju-
dentor geblieben. Die Geschichte der 
Juden von Olmütz war wechselhaft. 
Nach den antijüdischen Hetzpredig-
ten von Johannes Capistranus 1554 hat 
König Ladislaus Postumus Juden aus 
den meisten mährischen Königs- oder 
Lehnstädten, darunter Olmütz, vertrie-
ben, sie mussten in kleine Gemeinden 
abwandern, ihrer Immobilien bemäch-
tigte sich die Stadt. Erst 1848 durften 
sie wieder zurück.

1892 wurden die Stadtmauern abge-

tragen, um Platz für weitere Bebauung 
zu schaffen, was auch den Juden zugu-
tekam, denn nun konnten sie eine Syn-
agoge bauen im damals modernen ori-
entalisch-byzantinischen Stil, die 1897 
eingeweiht wurde. In der Nacht auf den 
16. März 1939 wurde der Prachtbau auf 
dem heutigen Palachovo-Platz, heute 
ein Parkplatz, aber von tschechischen 
Nazis angezündet und von den Be-
satzern abgerissen. Heute befindet sich 
neben dem Platz das universitäre Ursu-
la-und Kurt-Schubert-Zentrum für Jü-
dische Studien. Die Studierenden sind 
so mit der Geschichte unmittelbar kon-
frontiert. In den Räumen der Jüdischen 
Gemeinde ist eine Dauerausstellung 
zur Geschichte der Synagoge zu sehen. 

1945 haben Überlebende die Ge-

meinde neu gegründet, während des 
Kommunismus war sie jedoch nicht ak-
tiv. Erst am 1. April 1991 wurde sie in 
Olmütz wiederbelebt, hat 162 Mitglie-
der und ist mit für benachbarte mähri-
sche Kleinstädte zuständig. Ein Betsaal 
mit Kidduschraum und Büros befindet 
sich in einer Etagenwohnung eines 
Mehrfamilienhauses und braucht kei-
ne Bewachung. Einen Rabbiner gibt es 
dort nicht (es amtieren in ganz Tsche-
chien nur drei!), aber einen Kantor und 
einen jungen energischen Vorsitzen-
den, Petr Papušek – ein Rabbiner reist 
zu besonderen Anlässen an. So war 
auch der tschechische Oberrabbiner 
anwesend bei der Feier der Rückgabe 
der Olmützer Thorarolle durch den der 
Rettung der tschechischen Thorarollen 

gewidmeten Memorial Scrolls Trust, 
deren Vertreter angereist waren. Es 
sind ca. 1.600 gerettete Rollen der ver-
nichteten tschechischen Gemeinden, 
welche 1942 mit anderen in das geplan-
te Jüdische Museum nach Prag kamen, 
später von den Kommunisten gegen 
Devisen an die Londoner Westminster 
Synagoge veräußert wurden, und nun 
als Leihobjekte an Synagogen auf der 
ganzen Welt verliehen werden. 

Die kleine Olmützer Gemeinde ist 
mit ihrer Infrastruktur in das Stadtle-
ben eingebunden, lebendig, aktiv, ko-
scher und traditionstreu, wovon sich 
die ausländischen Überbringer und 
Gäste bei dem fröhlichen Gottesdienst 
am Freitagabend mit anschließendem 
Kiddusch überzeugen konnten.

Jüdisches Leben in Mähren
Die geraubte Olmützer Thorarolle kehrt zurück

Die Olmützer Synagoge wurde von 1895 bis 1897 erbaut. 

Unterstützen Sie Deutschlands einzige  
unabhängige jüdische Zeitung! 
Abonnieren Sie und schalten Sie Werbung  

in der JÜDISCHEN RUNDSCHAU!
Liebe Leserinnen und Leser,

gegründet im Sommer 2014, als Reaktion auf die antisemitischen Demonstrationen in ganz Deutschland, setzt sich die JÜDISCHE 
RUNDSCHAU heute für jüdische Belange und für Israel ein wie kein zweites Medium im deutschsprachigen Raum.

Die positiven Rückmeldungen aus Deutschland, Österreich, der Schweiz und Israel bestärken uns in unserer Arbeit. 
Dennoch brauchen wir auch Ihre Hilfe: Abonnieren Sie die JÜDISCHE RUNDSCHAU, erzählen Sie in der Familie, im Freundes- und 

Bekanntenkreis von unserer noch jungen Zeitung! Verschenken Sie Abos und reichen unsere Zeitung weiter!
Denn eine Zeitung wird erst durch ihre Abonnenten stark. Auch Deutschland, Österreich und die Schweiz brauchen eine selbstbe-

wusste jüdische Stimme! 

Ihre JÜDISCHE RUNDSCHAU-Redaktion
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Von Tal Leder

Während der Vertreibung der Juden aus 
Spanien 1492 und aus Portugal 1496/97 
wird der Sultan des Osmanischen Rei-
ches, Bayezid II., in einem Dokument zi-
tiert, bei dem er sich über dieses Ereignis 
wundert: „Die Spanier müssen verrückt 
sein, die werfen ihre besten Leute aus 
dem Land. In meinem Reich sind sie je-
derzeit willkommen.“

Nach der endgültigen Rückeroberung 
der Iberischen Halbinsel („Reconquis-
ta“) durch christliche Reiche zum Ende 
des 15. Jahrhunderts, standen die Ju-
den in Spanien vor der Alternative zum 
Christentum überzutreten oder das Land 
zu verlassen. Nach Inkrafttreten des so-
genannten Alhambra-Edikts vom 31. Juli 
1492, welches Ferdinand II. und Isabella 
I. von Kastilien unterzeichneten, wurden 
zwischen 120.000 und 150.000 Juden 
aus Spanien ausgewiesen. Ihr gesamtes 
Hab und Gut mussten sie der neuen ka-
tholischen Regierung überlassen.

Daraufhin ließ Sultan Bayezid II. ein 
Dekret veröffentlichen, in dem die Juden 
willkommen geheißen wurden. Folglich 
wanderte eine enorme Anzahl an Sephar-
den (hebräisch für „Spanier“) ins Osma-
nische Reich aus. Nachdem bereits in der 
Antike die sogenannten „romanitischen 
Juden“ in Griechenland und Vorderasien 
lebten, kamen nun zu den bereits existie-
renden jüdischen Gemeinden in Sofia, 
Saloniki, Konstantinopel, Tunis, Tripo-
lis, Aleppo, Jerusalem, Safed und Alexan-
dria, noch Tausende von der Iberischen 
Halbinsel hinzu. 

 Diese Sepharden waren meistens intel-
lektuelle und gut gebildete Neueinwan-
derer. In Spanien und Portugal genossen 
sie in den letzten Jahrhunderten, vor al-
lem unter arabischer Herrschaft, einen 
Sonderstatus und gelangten oft zu Macht 
und Wohlstand. Viele waren im Banken-
wesen tätig. Andere wiederum arbeite-
ten als Wissenschaftler, Theologen oder 
als wichtige Geschäftsleute. Ihr Wissen 
brachten sie in die neue Heimat mit.

 Da diese Juden als Nichtmuslime bei 
Zahlung einer Sondersteuer „Schutzbe-
fohlene“ („Dhimmis“) des Sultans waren, 
gab es im Osmanisch-Türkischen Reich 
kaum antisemitische Pogrome. Ganz 
im Gegensatz zu ihren aschkenasischen 
Brüdern in den christlich-europäischen 
Regionen konnten diese Juden also ein 
relativ sicheres Leben führen.

Die älteste Synagoge Amerikas 
steht in Holland
Doch nicht alle Sepharden folgten dem 
Ruf des Sultans. Viele gingen auch nach 
Italien, oder sogar in die Neue Welt, auf 
den amerikanischen Kontinent, wo sie u. 
a. auf Curacao die noch heute älteste er-
haltene Synagoge in Amerika bauten.

Andere wiederum zog es eher weiter 
in den Norden. Manche fanden in Ant-
werpen oder Amsterdam eine neue Hei-
mat, andere gingen nach London, oder 
gründeten sogar jüdische Gemeinden in 
Litauen oder Polen, wie im südöstlichen 
Zamość.

Doch seit dem Ende des 16. Jahrhun-
derts wurde auch Hamburg ein wichti-
ges Zentrum der portugiesischen Juden. 
Sie wurden zunächst zu den Katholiken 
gerechnet, bevor sie sich offen zu ihrem 
Glauben bekannten. Zwar lebten schon 
viele ihrer aschkenasische Glaubensbrü-
der in der Hansestadt, doch hatten diese 
– in Abgrenzung zu den portugiesischen 
Juden – später „hochdeutsche Juden“ ge-

nannten zunächst keine eigene Gemein-
de und waren rechtlich schlechtergestellt 
als die Sepharden.

 Ungefähr ab 1590 gab es in Hamburg 
eine portugiesische jüdische Gemeinde. 
Neben ihrer Muttersprache beherrschten 
sie auch das Judeoespanol (auch „Ladino“ 
genannt), sowie Spanisch und Hebräisch.

Zum Ende des 16. Jahrhunderts, als 
Hamburg immer mehr zu einem Han-
delsplatz für englische und niederländi-
sche Kaufleute wurde und zudem viele 
Glaubensflüchtlinge in der Hansestadt 
Zuflucht fanden, waren die Juden von 
der Iberischen Halbinsel die Ersten, die 
sich in der protestantischen Hafenstadt 
dauerhaft niederlassen durften. Ihnen 
folgten nach dem Ablauf des Waffenstill-
stands zwischen Spanien und den Nie-
derlanden im Jahre 1621 weitere Sephar-
den aus Amsterdam.

Obwohl die Stadt von den „Portugie-
sen“ sehr profitierte, gab es vonseiten der 
christlichen Gesellschaft trotzdem eine 
feindliche Haltung ihnen gegenüber. 
Die Ratsherren wollten sie vor allem 
als eine Gruppe ausländischer Kaufleu-
te betrachten, die die internationalen 
Handelsbeziehungen Hamburgs stärk-
ten und ihre portugiesische Nationalität 
betonten.

Unter der Bedingung, dass sie sich ge-
horsam verhielten und alle – auch die fi-
nanziellen – Verpflichtungen erfüllten, 
sollten die Sepharden das Aufenthalts-
recht in der Stadt erhalten, Gewissens-
freiheit genießen und von der Obrigkeit 
geschützt werden. Sie blieben aber weiter-
hin Fremde, denen der Rat nur für die Gel-

tungsdauer des Kontraktes seinen Schutz 
gewährte.

So ging am 3. September 1652 aus dem 
Zusammenschluss der drei Synagogen-
gemeinden Talmud Tora, Keter Tora und 
Neve Salom die sephardische Einheitsge-
meinde „Kahal Kadosch Bet Israel“ (hei-
lige Gemeinde des Hauses Israels) hervor, 
die aus knapp 1.200 Mitgliedern bestand. 

In allen möglichen Berufen sollten sie 
erfolgreich werden. So waren einige von 
ihnen als Rabbiner, Kantoren oder Leh-
rer tätig. Aber sie hatten auch das Recht 
Handelsgeschäfte zu vermitteln und 
arbeiteten dadurch als Börsenmakler, 
Bankiers und Großhändler. Andere wur-
den bekannte Ärzte ihrer Zeit, wie einige 
aus der berühmten de-Castro-Familie. 
Durch ihre zahlreichen Sprachkenntnis-
se, sowie ihren guten Kontakten zu ande-
ren sephardischen Gemeinden, taten sich 
nicht wenige als erfolgreiche Geschäfts-
leute, wie z. B. als Tabakhändler hervor. 
Der Senat unterstützte die Ansiedlung 
der „Portugiesen“, wie sie genannt wur-
den, – oft gegen den offenen Widerstand 
der lutherischen Geistlichkeit – aus han-
delspolitischen Gründen.

Durch eine kaiserliche Kommission, die 
im Jahre 1710 Hamburg besuchte, wurde 
die Position der Hamburger Juden durch 
bestimmte Vorschriften neu geregelt. Die-
se wurden im Namen des Kaisers Joseph 
I. im sogenannten „Reglement der Juden-
schaft in Hamburg sowohl portugiesischer 
als auch hochdeutscher Nation“ verkün-
det. Dieses Edikt wurde das Grundgesetz 
für die Behandlung der Juden in Hamburg 
im gesamten Jahrhundert.

Obwohl es immer wieder eine Abwan-
derung nach Amsterdam gab, verzeich-
nete die portugiesische Gemeinde einen 
stetigen Zuzug von sephardischen Juden 
u.a. aus dem Osmanischen Reich.

Als Napoleon Bonaparte Hamburg im 
Jahre 1810 annektierte, wurden alle seine 
Einwohner gleichberechtigte Franzosen. 
1814 aber nahm die Hansestadt ihre Un-
abhängigkeit und Souveränität als Stadt-
staat wieder auf, woraufhin der Senat nach 
nur einem Jahr den Juden ihre rechtliche 
Gleichheit wieder entzog.

Trotzdem aber verbesserte sich durch 
verschiedene Reformen seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts ihre rechtliche Stellung 
in Deutschland und mit der Reichsverfas-
sung von 1871 und der Gründung des Kai-
serreiches wurden alle deutschen Juden zu 
(fast völlig) gleichberechtigten Bürgern. 

Das Portugiesische geht verloren
Die portugiesisch-jüdische Gemeinde in 
Hamburg aber war zu dieser Zeit mit eini-
gen Problemen konfrontiert. Zunächst ein-
mal war sie überaltert und es gab eine große 
Bereitschaft unter den Mitgliedern aus der 
Gemeinde auszutreten bzw. zum christli-
chen Glauben zu konvertieren. Eine weitere 
Schwächung ihrer Position war auch, dass 
sich viele jüngeren Sepharden mit aschke-
nasischen Partnern verheirateten. Unter 
ihnen auch die in Berlin geborene Schrift-
stellerin Henriette de Lemos. Nachdem sie 
Marcus Herz ehelichte, wurde sie zu einer 
der bekanntesten Berliner Salonnièren, 
welche sich zum privaten gesellschaftlichen 
Treffpunkt wissenschaftlicher Diskussio-
nen, Lesungen oder musikalischer Veran-
staltungen herauskristallisierte.

Auch gab es einige Juden, die ihre se-
phardische Namensform verdeutschten. 
Allgemein nahm die jüdisch-kulturelle 
Bedeutung der Portugiesen zum Ende 
des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts immer mehr ab. Sie spielten nicht 
nur zahlenmäßig, sondern auch wirt-
schaftlich und gesellschaftlich eine im-
mer kleinere Rolle.

Herbert Pardo
Einer der letzten Vorsitzenden der 
portugiesisch-jüdischen Gemeinde in 
Hamburg war der Erste-Weltkriegs-Ve-
teran Herbert Pardo, der nach der Wahl 
Hitlers zum Reichskanzler 1933 mit 
seiner Familie nach Haifa auswander-
te und nach dem Krieg wieder in seine 
Heimatstadt zurückkam.  

 Mit der Machtergreifung der Natio-
nalsozialisten wurden auch die Sephar-
den wie alle anderen Juden in Deutsch-
land verfolgt. Das hatte zur Folge, dass 
viele einflussreichen Familien zunächst 
in die Niederlande und danach in die 
USA auswanderten. Während des Drit-
ten Reiches wurden 8.877 Juden aus 
Hamburg Opfer der deutschen Vernich-
tungspolitik, unter ihnen waren 80 von 
der portugiesischen Gemeinde. 

Als Hamburg im Mai 1945 von den 
Alliierten eingenommen wurde, lebten 
von den ehemals 17.000 Juden nur noch 
wenige hundert in der Stadt.

Einige Sepharden wählten auch Paläs-
tina als ihre neue Heimat, wie z.B. Da-
vid Shaltiel, der in Berlin als Sohn eines 
portugiesischen Juden aus Hamburg auf 
die Welt kam, als Generalmajor im Un-
abhängigkeitskrieg von 1948 diente und 
danach israelischer Botschafter u. a. in 
Mexiko war. 

die portugiesisch- jüdischen Fried-
höfe in der Königstrasse und am Born-
kampsweg. 

Der Erfolg der portugiesischen Juden in Hamburg
Die Geschichte der vertriebenen sephardischen Juden an der Waterkant 

Sultan Bayezid II
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Von Dr. Dmitri Stratievski

Am 7. November jährt sich zum 100. Mal 
der Tag der Großen Sozialistischen Ok-
toberrevolution, so die offizielle Bezeich-
nung dieses Ereignisses in der Sowjetzeit. 
Bis 1927 hieß es im bolschewistischen 
Sprachgebrauch ganz offiziell „Oktober-
putsch“. Wenn es die Sowjetunion noch 
gäbe, hätten die kommunistischen Mach-
haber an diesem Tag eine pompöse Feier-
lichkeit veranstaltet. Nun, nachdem die 
Sowjetunion Geschichte ist, haben wir 
ganz andere Möglichkeiten, über diese 
Umwälzung nachzudenken. 

Im modernen gesellschaftspolitischen 
Diskurs ist die Oktoberrevolution mehr-
heitlich schlecht konnotiert. Eine Min-
derheitenmeinung vertritt immer noch 
die alte bolschewistische These von der 
Machtübernahme als Rettung des Lan-
des und der Gründung des ersten „Arbei-
ter- und Bauernstaates“. Die Forschung 
bietet viele Alternativen, die leider breite 
gesellschaftliche Kreise kaum erreichen. 
Generell scheint es wichtig zu sein, zwi-
schen den einzelnen Akteuren bzw. ihren 
ideologischen, zum Teil idealistischen 
Beweggründen und der späteren Umset-
zung des Vorhabens zu unterscheiden. 

Wer waren die Bolschewiki?
Bolschewiki (russisch: „Anhänger der 
Mehrheit“) entstanden 1903 auf dem II. 
Parteitag der Russischen Sozialdemokra-
tischen Arbeiterpartei, als sich diese Par-
tei spaltete. Politische Gegner von Wladi-
mir Lenin, Menschewiki („Minderheit“), 
plädierten für eine kontinuierliche Ände-
rung in Russland und die Transformati-
on des Zarenreiches in eine demokrati-
sche parlamentarische Republik. Lenins 
Gruppe stimmte für eine Revolution. Die 
zentrale Kontroverse drehte sich somit 
um Aufklärung versus Gewaltanwen-
dung. „Ein Menschewik steht vor einem 
Apfelbaum und wartet, bis der Apfel 
selbst fällt. Ein Bolschewik zögert nicht 
und reißt den Apfel selbst“, so Lenin. 
Allerdings verbuchte die neue Partei bis 
1917 nur wenige Erfolge. Im letzten russi-
schen Vorkriegsparlament (Staatsduma) 
verfügte die vereinigte Arbeiterpartei 
(ein provisorisches Wieder-Bündnis von 
Bolschewiki und Menschewiki) nur über 
14 von insgesamt 442 Sitzen. Sechs da-
von gehörten der bolschewistischen Un-
tergruppe. Nach dem Ausbruch des Ers-
ten Weltkriegs 1914 wurden Bolschewiki 
wegen ihrer Ablehnung des bewaffneten 
Kampfes gegen die „verbrüderten deut-
schen Proletarier“ verboten. Die Zeitung 
„Prawda“ wurde geschlossen. Die ganze 
politische Spitze wurde verhaftet oder 
ging ins Exil. Im Februar 1917 zählte die 
im Untergrund tätige Partei 24.000 Mit-
glieder. 

Die komplette Wende zu Beginn des 
Jahres 1917 (Abdankung Nikolaus II., 
Februarrevolution und Gründung ei-
ner neuen Regierung) überraschte die 
Bolschewiki völlig. Führende Köpfe der 
Partei wie Wladimir Lenin, Lew Trotzki, 
Grigori Sinowjew und Nikolai Bucharin 
waren im Ausland. Lenin kehrte eilig 
nach Petrograd und konzipierte seine 
Thesen zur Machtergreifung. Die Mehr-
heit der Partei, darunter der Vorstand des 
Petrograder Bolschewiki-Komitees, vo-
tierte ursprünglich gegen den Aufstand. 
Die Verbündeten der Bolschewiki, wie 
beispielsweise die Sozial-Revolutionäre, 
wiedersprachen Lenin mit starken Ar-
gumenten. Das Land sei wirtschaftlich 
unterentwickelt und befinde sich in der 

Dauerkrise. Auch die Unterstützung der 
Bevölkerung sei zu gering. Wegen der 
Dominanz von konservativen Strömun-

gen in der Ober- und Mittelschicht der 
Gesellschaft sei ein Bürgerkrieg unab-
dingbar. Lenin schaffte jedoch das Un-
mögliche und stimmte die Delegierten 
der April-Konferenz der Partei um. Sie 
folgen ihrem Vorsitzenden und erklärten 
sich bereit eine Revolution anzustiften. 
Durch diesen radikalen Schwenk gewann 
die Partei weitere Mitglieder: April 1917: 
80.000, Juli 1917: 240.000 und schließ-
lich im Oktober 1917 etwa 300.000 Mit-
glieder. 

Der russische Historiker Walerij Shu-
rawlew untersucht den Mitgliederstamm 
der Bolschewiki. Zum Zeitpunkt der 
(fast widerstandslosen) Machübernah-
me lag das Durchschnittsalter der Par-
teiaktiven bei 30 Jahren. Etwa 36 % ge-
hörten zum Arbeitertum. Jeder Zweite 
repräsentierte die untere Mittelschicht 
und kam aus einer Kleinstadt. Mehr als 
50 % der Mitglieder bildeten die Russen, 
danach folgten die Juden (20 %), Ange-
hörige der kaukasischen und baltischen 
Völker (7 %) sowie viele Polen, Tataren 
und Deutsche. Die Partei war jung, he-

terogen und dynamisch. Die soziale Zu-
sammensetzung der Parteimitgliedschaft 
entsprach jedoch keineswegs der Bevöl-

kerungsstruktur in Russland. Der Anteil 
der Bauern betrug im Russischen Reich 
fast 80 %, der der Industriearbeiter etwa 
4 %. So sprachen die Bolschewiki über 
die Bauern-Rechte, ohne jedoch Bauern 
in ihren eigenen Reihen zu haben.  

Warum gelangen die Bolschewi-
ki an die Macht? 
Im Oktober-November 1917 agierten in 
Russland viele politische Parteien: Ge-
nug Unterstützung genossen Konserva-
tive, Nationalisten, National-Liberale, 
Gruppierungen der Angehörigen von 
verschiedenen Volksgruppen sowie An-
archisten und Sozial-Revolutionäre. Die 
Zahl der Bolschewiki stieg zwar rapide, 
sie waren aber immer noch keine Mas-
senbewegung. 

Über die Gründe der raschen Macht-
ergreifung der Bolschewiki rätselt man 
in der Historikerwelt bis heute. Zum Ers-
ten war die russische politische Palette 
sehr zerstritten. Größere Parteien sowie 
die Regierung von Alexander Kerenski 
bekriegten sich untereinander. Eine mit-

telgroße und geschlossene Bewegung 
wie die Bolschewiki schien konsequent 
und sympathisch zu sein. Zum Zweiten 
boten die Bolschewiki ein simples und 
attraktives Programm, das keine andere 
politische Kraft Russlands hatte: soziale 
Gerechtigkeit, Gleichheit, Eigentums-
verteilung, Bodenreform, Internationa-
lismus, Beendigung des sinnlosen Krie-
ges gegen die „verbrüderten Proletarier in 
Deutschland“, Werktätige als herrschen-
de Klasse. 

Gerade diese Gleichberechtigung aller 
Menschen, unabhängig von ihren sozi-
alen und ethnischen Merkmalen – ein 
Traum der Aufklärer – war für die rus-
sische politische Landschaft völlig neu. 
Zum Dritten wandten die Bolschewiki 
in ihrem Machtkampf ein wichtiges In-
strument an: die Arbeiter-, Bauern-, und 
Soldatenräte – ein Novum in der Reprä-
sentanz gesellschaftlicher Interessen. 
Schließlich waren Lenin und Trotzki 
resolut und durchgreifend, strategisch 
ihren Konkurrenten überlegen. Die li-
beral-konservative Regierung war dage-
gen zögerlich und zaudernd. Noch nach 
dem gescheiterten Juli-Aufstand erließ 
die Staatsanwaltschaft einen Haftbefehl 
gegen die führenden Bolschewiki. Lenin 
und viele seine Gefolgsleuten wurden 
trotzdem nicht verhaftet. Trotzki kam 
kurz ins Gefängnis, wurde aber schon im 
September wieder entlassen. 

Was passierte danach?
Die meistverbreitete Parole der Bolsche-
wiki 1917 lautete „Alle Macht den Rä-
ten!“. Tatsächlich aber wurden die Räte 

100 Jahre Große Oktoberrevolution in Russland
Wie ist der kommunistische Umsturz aus jüdischer Sicht zu bewerten?

Bolschewistische Kämpfer posieren mit ihren Waffen. 

             �So sprachen die Bolschewiki über  
die Bauern-Rechte, ohne jedoch Bauern  
in ihren eigenen Reihen zu haben.  
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sowie das Exekutivkomitee Russlands, 
die Triebkräfte des Aufstandes, zuguns-
ten des von Lenin angeleiteten Rates der 
Volkskommissare sofort entmachtet. 
Bolschewiki schafften demokratische 
Institutionen und Freiräume zur Selbst-
bestimmung der Menschen ab. Politi-
sche Parteien, einschließlich der Sozial-
Revolutionäre – wichtige Unterstützer 
der Bolschewisten –, wurden de-facto 
ausradiert. Anstatt der Zarenbürokratie 
entstand eine neue, sowjetische Büro-
kratie mit ihrem verlängerten Arm, dem 
Geheimdienst Tscheka – ausgestattet mit 
unbegrenzten Kompetenzen. 

Entgegen einer weitverbreiteten Mei-
nung war der Rote Terror, eingeführt 
nach dem Regierungs-Dekret vom No-
vember 1918, keine dem Weißen Terror 
gleichgestellte Gegenmaßnahme im rus-
sischen Bürgerkrieg. Die Verfolgung be-
gann noch vor der Etablierung eines ak-
tiven Widerstandes. Felix Dserschinski, 
polnischstämmiger Leiter der Tscheka, 
äußerte sich dazu 1920 sehr offen. Er ver-
stand den Roten Terror als eine „Verängs-
tigung, Verhaftung und Vernichtung von 
Revolutionsfeinden nach dem Prinzip ih-
rer Klassenzugehörigkeit“. Somit handel-
te es sich also um „Präventivschläge“ und 
willkürliche Verfolgung von allen, deren 
soziale oder religiöse Zugehörigkeit oder 
Weltanschauung mit dem idealtypischen 
Bild eines „neuen Menschen“ kollidier-
ten. 

Bis heute ist die Gesamtzahl der Ter-
roropfer 1917-1922 (ohne Berücksich-
tigung der Toten im Bürgerkrieg) un-
bekannt. Der britische Wissenschaftler 
Robert Conquest sprach in seiner For-
schung von 140.000 Menschen, die von 
der „revolutionären Troika“, nach einem 
Gerichtsurteil oder im Schnellverfahren 
zur Erschießung verurteilt wurden. Sein 
russischer Kollege Oleg Mosochin meint 
auf Grundlage seiner Archivrecherche, 
dass die Zahl deutlich niedriger wäre 
(50.000 Personen). Zudem müsse die-
se Problematik differenziert betrachtet 
werden, weil die Gesamtzahl der Exeku-
tierten nicht nur die zu Unrecht Verfolg-
ten, sondern auch Schwerkriminelle wie 
Mörder beinhaltet. Aus den Reihen der 
Bolschewiki wurden kritische Stimmen 
gegen die Massentötungen laut, aller-
dings nicht aus humanistischen Grün-
den. Das ZK-Mitglied Karl Radek schrieb 
in der Zeitung des Exekutivkomitees: 
„Die Erschießung von fünf Geiseln aus 
der Bourgeoise nach dem rechtskräftigen 
Urteil des örtlichen Rates im Beisein von 
tausenden Arbeitern ist ein wirksameres 
Zeichen des Massenterrors als die Er-
schießung von 500 Menschen im Ergeb-
nis einer Tscheka-Entscheidung ohne Be-
teiligung der arbeitenden Bevölkerung“.   

Juden als Terror-Opfer 
Viele Propagandisten aus der Vergangen-
heit und der Gegenwart (Angehörige des 
antibolschewistischen Widerstandes im 
Bürgerkrieg, Nationalisten, Nazis zu Hit-
lers Zeit, heutige Antisemiten) legten den 
Juden eine besondere „Schuld“ am Mas-
saker gegen die Bevölkerung Russlands 
zur Last, weil viele prominente Revoluti-
onäre, Kommissare der Lenin-Regierung 
und Anführer der Tscheka-Kommandos 
jüdischer Herkunft sein sollten. Im Ge-
gensatz dazu, waren die Juden aber auch 
Opfer der bolschewistischen Vernich-
tungsaktionen. Die jüdische religiöse 
Wertevorstellung, das geistige Klima in 
einem Schtetl, die Stellung eines Rab-
biners in der Gemeinde, bildeten einen 
Gegenpol zum kommunistischen Welt-
bild. Dieses Kapitel der Geschichte der 
Juden in Russland bleibt fast unerforscht. 
Bekannt sind nur rudimentäre Einzelbe-
richte. Sergej Melgunow, Zeuge der rus-
sischen Katastrophe, nannte in seinem 

1924 in Berlin herausgegebenen Buch 
einen Rabbiner (neben den Zarenoffizie-
ren, Ärzten, Lehrern und Gutsbesitzern) 
in der Liste der beim Rückzug der Roten 
erschossenen Geiseln in Winniza. Die 
jüdische Bevölkerung stand im Bürger-
krieg ebenfalls unter Generalverdacht der 
vorgerückten Weißen, die alle Juden als 
potentielle „Komplizen“ und „Mittäter“ 
der Roten ansahen. Genauso brutal han-
delten die paramilitärischen Einheiten in 
der Ukraine, auf eigene Rechnung oder 
oftmals in Kooperation mit den Roten, 
Weißen oder Anarchisten. Allein 1918-
1920 erschütterten die Ukraine 1.500 
Pogrome. Zwischen 60.000 und 200.000 
Juden wurden ermordet oder starben in-
folge von Verletzungen. Etwa 300.000 
Kinder sind zu Waisen geworden. 

Historische Bedeutung der Okto-
berrevolution 
Die Oktoberrevolution wurde von der Eli-
te der 1990er Jahren um Boris Jelzin als 
ein geschichtspolitisches Hemmnis auf 
dem Weg zur Etablierung der russischen 
Demokratie gesehen. Unter Wladimir 
Putin setzt die Kreml-Führung ein dop-
peltes Konzept um. Zum einen führte die 
Staatsduma 2004 einen neuen Feiertag am 
4. November ein, mit dem Ziel, die sowje-
tischen Feiertagspraktiken (7. November) 
zu brechen. Zum anderen bemühen sich 
die gegenwärtigen Staatsideologen, einen 
Mythos aus der „weißen“ und „roten“ Ge-
schichte Russlands zu konstruieren. So 
wird es in Russland keine Feierlichkeiten 
anlässlich des 100. Jahrestages der Febru-
ar- und Oktoberrevolutionen geben. Statt-
dessen operiert man mit dem neuen Be-
griff „Große russische Revolution 1917“. In 
Weißrussland diskutiert man kaum über 
dieses Ereignis, auch wenn am 7. Novem-
ber ein Festakt stattfindet. In den anderen 
postsowjetischen Staaten wird die Okto-
berrevolution sehr negativ eingestuft. 

Aus der geschichtspolitischen Sicht ging 
die Oktoberrevolution in die historischen 
Annalen ein als ein Versuch, die Men-
schen mit Zwang und Gewalt umzuer-
ziehen. Bei weitem nicht alle Bolschewiki 
sind aus der modernen rechtsstaatlichen 
Perspektive als Verbrecher einzuordnen. 
Im Namen der Partei handelten Träu-

mer, Fanatiker, Pragmatiker und Über-
zeugungstäter. Führende Personen und 
Basis-Mitglieder erhoben ihre Stimmen 
gegen den „unverhältnismäßigen Terror“. 

Die Grundidee, die „alte Welt“ bis auf die 
Grundmauern zu zerstören, stellte nie-
mand in Frage. Eine hohe Zahl der Opfer 
wurde billigend in Kauf genommen.       

Lenin und Stalin, zwei Millionen-Mörder als Ulk: in Russland wird die Geschichte kaum aufgearbeitet.
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Von Abigail Klein Leichman  
(Redaktion Audiatur)

Tausende Jahre Geschichte zu verstehen 
macht sehr viel mehr Spaß, wenn man 
dies in authentischer Kleidung tut und zu 
arbeiten und sich zu ernähren versucht 
wie unsere Vorfahren.

In Museen zeigt man Ihnen Objekte 
und manchmal kann man Gegenstän-
de, die ein bestimmtes Thema oder eine 
bestimmte Zeitepoche näher veran-
schaulichen, sogar berühren. Lebendige 
Geschichtsmuseen hingegen laden den 
Besucher ein, mithilfe historisch geklei-
deter Führer interaktive Erfahrungen in 
einem authentischen Umfeld zu machen 
und somit einzutauchen in die Welt einer 
bestimmten Epoche und eines bestimm-
ten Ortes. Gerade so, als ob Sie mit einer 
Zeitmaschine zurück in die Vergangen-
heit reisen würden.

Wenn Sie das nächste Mal durch Israel 
reisen – insbesondere, wenn Sie mit Kin-
dern unterwegs sind – sollten Sie unbe-
dingt überlegen, ob Sie nicht eines dieser 
lebendigen Geschichtsmuseen mit in Ih-
ren Reiseplan aufnehmen.

Genesis Land
Genesis Land liegt in der judäischen 
Wüste auf halber Strecke zwischen Je-
rusalem und dem Toten Meer. Wie der 
Name bereits erahnen lässt, bietet dieser 
Ort dem Besucher ein geführtes bibli-
sches Erlebnis. Dabei kann er – in ortsty-
pische historische Tracht gekleidet – u. a. 
an einem Kamelritt zu „Abrahams Zelt“, 
dem Backen von frischem Fladenbrot, 
Schafehüten, Mosaikherstellung, Trom-
meln, Töpfern, Schreibkunst sowie ande-
ren praktischen Workshops teilnehmen 
und koschere Gerichte genießen, die in 
einem Zelt serviert werden. Außerdem 

kann man eine Zeltübernachtung in der 
Wüste, geführte Jeepfahrten und Ausrit-
te mit dem Kamel buchen oder die Loca-
tion für eine Veranstaltung mieten. Infor-
mationen: 972-(0)2-997-4477.

Ein Yael 
Das Museum Ein Yael ist eine ehemali-
ge archäologische Stätte gegenüber dem 
Biblischen Zoo in Jerusalem, von dem es 
durch ein Tal getrennt ist. Das Museum 
dient der Erhaltung und Präsentation 
der bei Ausgrabungen an dieser Stelle ge-
fundenen historischen (Kunst-)Objekte. 
Es ist auf Voranmeldung meist geöffnet. 
Während der Sommerferien und ande-
rer Schulferien finden Feste statt und 
es gibt eine Nachbildung einer antiken 
römischen Straße voller Handwerker, 
die die Handwerkskünste längst ver-
gangener Zeiten vorführen. Außerdem 
gibt es einen Streichelzoo mit Eseln und 
Ziegen sowie Workshops, bei denen We-
ben, Korbflechten, die Herstellung von 
Mosaiken und Panflöten und vieles mehr 
gelehrt wird. Gruppen von bis zu 30 Per-
sonen können eine sowohl für Kinder als 
auch für Erwachsene geeignete private 
Besichtigungstour und zwei Workshops 
buchen. Informationen: 972-(0)2-645-
1866.

Ancient Katzrin Park
Katzrin ist die inoffizielle Hauptstadt 
der Golanhöhen. Hier und im nahege-
legenen Galiläa lebten im ersten Jahr-
tausend Gelehrte, die damit begannen, 
die mündlich überlieferten jüdischen 
Gesetze und Traditionen in den vie-
len Bänden des Talmud zu sammeln. 
Mit dem Nachbau eines Dorfes aus der 
Entstehungszeit des Talmud – errichtet 

auf den originalen Überresten archäo-
logischer Ausgrabungen – versetzt der 
Ancient Katzrin Park die Besucher zu-
rück in diese Zeit. In historische Klei-
dung gewandete Schauspieler führen 
die Gäste durch die typischen Alltags-
tätigkeiten der damaligen Zeit. Neben 
Musik sind dies: Kochen, Töpfern, das 
Stampfen von Trauben und die Herstel-
lung von Olivenöl mit einer authenti-
schen Presse. Es besteht die Gelegenheit 
zu einem Rundgang durch eine antike 
Synagoge und restaurierte Häuser und 
es gibt einen Film zu sehen, in dem die 
Sammlung des Talmud erläutert wird. 
Informationen: 972-(0)4-696-2412, 
museumag@netvision.net.il

Kfar Kedem
Das in Hoshaya – einer jüdischen Ge-
meinde in der Nähe von Nazareth und 
Zippori (Sepphoris) – gelegene Besu-
cherzentrum von Kfar Kedem versetzt 
die Besucher zurück in das antike All-
tagsleben in der Region des Unteren 
Galiläa. In Kleidung aus biblischer Zeit 
gewandet reiten die Gäste auf dem Rü-
cken eines Esels über die sanften Hügel, 
dreschen Getreide und backen Fladen-
brot, melken Ziegen und bereiten Käse 
zu, spinnen Wolle und pressen Olivenöl 
und Traubensaft.

Gekrönt wird das Erlebnis von einem 
rustikalen koscheren Mahl im typischen 
Zelt eines Schafhirten. Es gibt ganzjähri-
ge und saisonale Aktivitäten für Einzel-
personen und Gruppen gleichermaßen 
und die Location kann für Gruppen-
veranstaltungen mit bis zu 250 Gästen 
gebucht werden. Informationen: info@
kfar-kedem.co.il, 972-(0)4-656-5511

Nazareth Village
Das Freilichtmuseum in Nazareth zeigt 
Original-Rekonstruktionen von Häu-
sern und stellt das Dorfleben im gali-
läischen Heimatort Jesu nach. Neben 
den rekonstruierten Häusern wartet 
das Freilichtmuseum an authentischen 
Stätten mit terrassenförmig angeleg-
ten Feldern sowie Wein- und Oliven-
Pressen auf. Die Schauplätze werden 
dadurch zum Leben erweckt, dass der 
Bauernhof und die Häuser von „Dorf-
bewohnern“ bevölkert werden, die die 
gleiche Kleidung tragen und dieselben 
Töpferwaren, Werkzeuge und Metho-
den benutzen, die auch Maria und Jesus 
verwendet hätten. Besucher haben die 
Gelegenheit, an einer Mahlzeit im Stil 
der biblischen Zeit und einem „Gleich-
nis-Spaziergang“ teilzunehmen. Infor-
mationen: 972-(0)4-645-6042; info@
nazarethvillage.com

Neot Kedumim
In diesem einzigartigen biblischen 
Landschaftspark in dem zwischen Jeru-
salem und Tel Aviv gelegenen Wald von 
Ben Shemen haben Sie die Gelegenheit, 
schon im Voraus eine geführte Einzel- 
oder Gruppentour am späten Nachmit-
tag zu buchen. Entlang der Wegstrecke 
befinden sich interaktive Erlebnis-Sta-
tionen, an denen die Teilnehmer Oli-
ven pressen, Getreide dreschen und 
andere landwirtschaftliche Tätigkeiten 
ausüben können, die auch in biblischer 
Zeit praktiziert wurden. Informationen: 
972-(0)8-977-0770

Auf Englisch  
zuerst erschienen bei  

Israel21c.

Israel: Sechs fantastische Museen laden ein, 
Geschichte aus erster Hand zu erleben

Besucher in Kfar Kedem
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Von Rabbiner Elischa Portnoy

Heutzutage ist die Kabbala in aller Mun-
de. Es gibt Zentren der Kabbala in jeder 
mehr und weniger großen Stadt, zahlreiche 
Kabbala-Lehrer halten Vorträge und geben 
dicke Bücher heraus.

Es gibt in der heutigen zivilisierten Welt 
kaum noch einen Menschen, der noch 
nichts über Kabbala gehört hat – aber wis-
sen wir auch, was sie tatsächlich ausmacht?

Ist die Kabbala einfach eine alte mysti-
sche Lehre oder kann sie uns auch heute 
noch ganz praktisch im Alltag helfen? Gibt 
es noch echte Kabbalisten oder ist das alles 
nur eine Modeerscheinung ohne Substanz?

Kabbala ist ein Teil der Thora
Alle wissen, dass Mosche die Thora auf dem 
Berg erhalten hat, jedoch wissen nicht alle, 
was genau diese Thora beinhaltet. Unsere 
Weisen lehren, dass die ganze Thora nicht 
nur auf eine Art gedeutet werden kann, 
sondern gleich auf vier verschiedenen Ebe-
nen gedeutet werden kann, die durch das 
Akronym PaRDeS beschrieben werden: 
der Buchstabe „Pe“ steht für Pschat (einfa-
che, wörtliche Bedeutung), „Resch“ steht 
für Remes (Anspielung, Allegorie), „Dal-
eth“ steht für Drasch (interpretative, homi-
letische Bedeutung).

Der letzte Konsonant „Samech“ steht 
für Sod, d.h. Geheimnis, also für mystische 
und esoterische Bedeutungen. Diese vierte 
Ebene ist eigentlich das, was wir heutzuta-
ge „Kabbala“ nennen. 

Und da alle diese vier Möglichkeiten die 
Thora zu deuten zusammenhängen, ist es 
unmöglich die Kabbala zu erlernen und zu 
verstehen, ohne Kenntnisse von den ande-
ren drei Deutungs-Ebenen der Thora zu 
besitzen.

Geheime Lehre
Diese mystische Bedeutung „Sod“ unter-
scheidet sich jedoch grundlegend von den 
ersten dreien: Während jeder Mensch 
„Pschat“, „Remes“ und „Drasch“ für sich 
entdecken darf, haben unsere Weisen für 
das „Sod“ sehr strenge Auflagen gemacht. 
In der Mischna, im Traktat Chagiga (2:1) 
lautet diese Einschränkung folgenderma-
ßen: „Man lehrt (sogar einen Schüler) das 
„Werk der Schöpfung“ und den „Wagen“ 
(Teile der Kabbala) nicht, es sei denn, dass 
er ein Gelehrter ist, der es selber nachvoll-
ziehen könnte.“

Doch warum dürfen nur wenige Auser-
wählte diese Deutungs-Ebene der Thora 
erlernen? Unsere Weisen erklären, dass die 
Kabbala ein sehr gefährlicher Stoff ist: sie 
eröffnet dem Lernenden derartige Kennt-
nisse über G’tt und über die Kräfte der Na-
tur, dass die Auswirkungen seines Wissens 
sehr schlimm sein können. Im gleichem 
Traktat (14b) wird das veranschaulicht: 
„Die vier größten Gelehrten ihrer Zeit, 
Ben Asaj, Ben Zoma, Rabbi Elischa ben 
Abua und Rabbi Akiva kamen ins Pardes 
(erreichten also die maximale Tiefe der 
mystischen Lehre). Ben Asaj ist deswegen 
gestorben, Ben Zoma ist verrückt gewor-
den, Rabbi Elischa ben Abua hat die Reli-
gion verlassen und nur Rabbi Akiva kam in 
Frieden hinein und in Frieden heraus.“

Aus dieser kurzen Erzählung lernen wir, 
dass sogar die großen Gelehrten betroffen 
sein können – umso mehr kann die echte 
Kabbala für einfache Menschen verhäng-
nisvoll sein.

Die Lehre über G’tt
Was wird dabei aber eigentlich gelernt? 
Die ganze Kabbala besteht aus zwei gro-
ßen Bereichen, wie es Ramban (Rabbi 

Moshe ben Nahman, 13. Jahrhundert) in 
seinem Kommentar zum Traktat Chagiga 
erklärt: 

Zum einen „Maase Merkava“ („Das 
Wirken des G’ttlichen Wagens“) – die Leh-
re von der „Weisheit G’ttes“ (Erklärung zur 
Existenz von G’tt, seinen Eigenschaften, 
die Existenz dieser Welt, der Menschen, 
Engeln und Seelen).

Der zweite Bereich ist „Maase Bereschit“ 
(„Werk der Schöpfung“) – das Mysterium 
der Entstehung der Welt und das Wissen 
über die Natur in allen ihrer Bereichen. 

Die heutige Kabbala heißt „Lurianische 
Kabbala“ und basiert hauptsächlich auf 
den Werken von Arizal (Jizhak ben Schlo-
mo) Luria Ashkenazi (1534 – 1572), die 
von seinem Hauptschüler Rabbi Chaim 
Vital verfasst wurden. 

Große Bedeutung haben in der Kabba-
la auch die Werke „Zohar“ („strahlender 
Glanz“) von Rabbi Schimon Bar Jochaj 
und „Sefer Jetzira“ („Buch der Schöp-
fung“), die Werke vom RaMa“K (Rabbi 
Mosche ben Jakob Cordovero) (1522-
1570). Alle diese wichtigen Bücher offen-
baren auch den tiefen Sinn der Gebote der 
Thora, die Geheimnisse der hebräischen 
Buchstaben, die Kawanot (transzendente 
Gedankenausrichtung beim Gebet) und 
vieles mehr.

Wozu aber müssen wir all das überhaupt 
wissen? Unsere Weisen erklären das mit 
einer schönen Allegorie: jeder Mensch 
kann das Autofahren erlernen – auch 
wenn er keine Ahnung hat, wie das Auto 
funktioniert. Ein Mechaniker jedoch, der 
jedes Detail im Auto kennt und seine Wir-
kung nachvollziehen kann, wird dieses 
Auto ganz anderes fahren und sein Auto 
wird weniger Reparaturen brauchen.

Das Gleiche gilt für unser Leben: na-
türlich können wir alle Gebote einfach er-
füllen ohne groß übers sie nachzudenken. 
Jedoch wird ein Mensch, der den Sinn 
und die verborgene Wirkung der Gebo-
te kennt, ganz anders die Thora befolgen 
und seine Gebete werden eine viel größere 
Wirkung haben. 

Praktische Kabbala
Jedoch ist die Kabbala nicht nur 
reine Theorie, sie kann durchaus 
wirkungsvoll benutzt werden. 
Das berühmteste Beispiel der praktische-
ren Kabbala ist wohl das menschenähnli-
che Wesen „Golem“. Schon im Talmud, im 
Traktat Sanhedrin (65b) wird berichtet, 
dass der große Gelehrte Rabbah einen sol-
chen Golem erschaffen hat und zu seinem 
Schüler Rabbi Sejra geschickt hat. Das 
Ziel dieser Tat war es wahrscheinlich den 

Wissensstand des Schülers zu prüfen. Und 
diesen Test hat Rabbi Sejra bestanden: als 
er gemerkt hat, dass dieses Wesen nicht 
sprechen kann (weil ihm die G’ttliche See-
le fehlt), hat er den Golem zurück in Sand 
verwandelt. 

Bekannt ist auch der Golem, der vom be-
rühmten Macharal (Jehuda ben Bezaĺ el 
Löw) aus Prag erschaffen wurde. Rabbi 
Löw hat seinen Golem aus Lehm gebil-
det, durch die Zauberkraft der magischen 
Silbe „Schem“ zum Leben erweckt und zu 
seinem Diener gemacht. Laut der Überlie-
ferung wurde der Golem unter anderem 
dafür eingesetzt, um die Juden gegen an-
tisemitische Übergriffe zu beschützen. 
Diese Geschichte wurde im Jahr 1920 in 
Deutschland unter dem Titel „Der Golem, 
wie er in die Welt kam“ sehr erfolgreich 
verfilmt.

Ein weiter Zweig der praktischen Kab-
bala, der auch bis heute überlebt hat, sind 
die Amulette. Ein Amulett ist ein tragbarer 
Gegenstand, der besondere Kräfte besitzt, 
mit denen er Glück oder Gesundheit brin-
gen kann, und vor Schaden und Gefahren 
schützen soll.

Unsere Weisen waren sich sicher, dass 
ein Amulett, das von einem erfahrenen 
Kabbalisten hergestellt worden ist, große 
Wirkung haben kann.

Selbst während der Knesset-Wahlen 
1999 kamen solche Amulette zum Einsatz: 
die sephardische Thora-Partei „Schas“ hat 
den geschätzten Kabbalisten Rabbi Jitz-
chak Kadouri (1898-2006) in den Wahl-
kampf involviert. Unter anderem hat Rav 
Kadouri versprochen, jedem Wähler der 
„Schas“-Partei ein Amulett anzufertigen. 
Der Hype um diese Amulette war so groß, 
dass die großen Parteien sich an die Wahl-
kommission gewandt haben, damit sie 
solche „Wahlhilfe“ unterbinde. Ob es an 
Rabbi Kadouri lag oder nicht – die „Schas“ 
erreichte damals zum ersten Mal ein zwei-
stelliges Ergebnis. 

Echte Kabbalisten sind schwer zu 
finden
Jedoch ist Engagement von Rav Kadouri 
eher eine Ausnahme. Die meisten echten 
Kabbalisten sind weitgehend unbekannt, 
leben sehr einfach und zurückgezogen. 
Nur durch Beziehungen kann man zu ei-
nem solchen Menschen überhaupt gelan-
gen, um von ihm Hilfe zu erbitten. 

Die prominenten Gurus, die Kabbala-
Zentren unterhalten, Bücher schreiben 
und im Fernsehen auftreten, haben in 
Wirklichkeit mit Kabbala wenig zu tun. 
Diese „Berufs-Kabbalisten“, von denen 
manche sich nicht einmal die Mühe ma-
chen eine Kippa anzuziehen, unterschei-
den sich von echten Gelehrten wie die 
Astrologen von den Professoren der Ast-
ronomie. 

Und solche prominenten „Kabbalisten“ 
werden weder einen Golem erschaffen 
und nicht mal Wasser zu Wein verwan-
deln. Deshalb kann man auch ihre Vor-
lesungen problemlos anhören und ihre 
Bücher ebenso gefahrlos lesen – man wird 
dadurch weder sterben noch verrückt wer-
den. Die größte Gefahr besteht dabei le-
diglich darin seine Zeit zu verschwenden. 

Sollte man Kabbala  
doch lernen?
Die Antwort lautet „ja“. Wenn man sich 
nun schon ein wenig mit Kabbala beschäf-
tigen möchte, so macht man das am bes-
ten nicht direkt (wenn man „Zohar“ und 
andere tiefe kabbalistische Bücher liest), 
sondern indirekt: durch Chassidus (Tania, 
Maamorim usw.), Werke von Ramchal 
oder auch „Nefesch haChaim“ vom Schü-
ler des Gaon miVilna Rabbi Chaim Vo-
lozhin. Man wird dabei die nötigen kabba-
listischen Grundprinzipien erlernen, diese 
Welt besser verstehen und vielleicht auch 
das eigene Leben neu ordnen.

Zutritt zum Pardes
Von den Geheimnissen der Kabbala

Gegen Ende des 13. Jahrhunderts entstand die bedeutendste kabbalistische Schrift: der Zohar (Sefer ha 
Zohar, hebr. „Das Buch des Glanzes”). 
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Das jüdische Nobelpreis-Wunder
Mindestens 201 Juden oder Menschen jüdischer Ab-
stammung haben von 1901 bis 2017 den rennomiertesten 
Preis der Welt, den Nobelpreis, erhalten.

Dies sind beeindruckende 23 Prozent aller Nobelpreis-
träger weltweit. Ein schier unglaublich hoher Prozentsatz, 
vor allem wenn man bedenkt, dass nur etwa 0,2 Prozent der 
Weltbevölkerung jüdisch sind!

In den wissenschaftlichen Gebieten Chemie, Wirtschaft, 
Physik und Medizin liegt der jüdische Anteil sogar bei 26 
Prozent. Bei den Frauen, die in diesen Gebieten einen No-
belpreis gewannen, liegt der Anteil der Jüdinnen bei 33 Pro-
zent.

Betrachtet man nur das 21. Jahrhundert, so verstärkt sich 
der Trend: Seit dem Jahr 2000 sind 26 Prozent aller Nobel-
preisträger jüdisch.

• Chemie (36 Preisträger, 20 % aller Chemie-Nobelpreis-
träger weltweit)

• Wirtschaft (31 Preisträger, 39 % aller Wirtschafts-No-
belpreisträger weltweit) 

• Literatur (15 Preisträger, 13 % aller Literatur-Nobel-
preisträger weltweit)

• Frieden (9 Preisträger, 9 % aller Friedensnobelpreisträ-
ger weltweit) 

• Physik (54 Preisträger, 26 % aller Physik-Nobelpreisträ-
ger weltweit)

• Medizin (56 Preisträger, 27 % aller Medizin-Nobelpreis-
träger weltweit )

Viele Beobachter halten es für wahrscheinlich, dass die-
se ungewöhnlich hohe Quote an der langen jüdischen Bil-
dungstradition liegt, die das Studium der Thora verlangte 
und daher schon früh zu außergewöhnlich hohen Alphabe-
tisierungsquoten bei Juden führte.

In Deutschland war der Anteil der Juden unter den No-
belpreisträgern sehr hoch, aber auch in anderen deutsch-
sprachigen Ländern wie der Schweiz waren von den sechs 
Physik-Nobelpreisträgern des Landes gleich vier jüdischer 
Abstammung: Albert Einstein (1921), Wolfgang Pau-
li (1945), Felix Bloch (1952) und Karl Alexander Müller 
(1987).

(Quelle: www.jinfo.org/Nobel_Prizes.html + „Weltwoche“ 
Ausgabe 42/2013)

Physik-Nobelpreisträger Professor Saul Perlmutter mit der schwedischen Königin Silvia.

Jüdische Nobelpreisträger Joseph Brodsky (Literatur), Paul Ehrlich (Medizin), und Albert Einstein (Physik).


